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I. 

63 1 

1 

Dritte Änderung der Verwaltungsvorschriften 
zur Landeshaushaltsordnung 

Runderlass 
des Ministeriums der Finanzen 

Vom 25. Mai 2025 

Die Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsord­
nung vom 6. Juni 2022 (MBl. NRW. S. 445 .), die zuletzt 
durch Runderlass vom 29 . Februar 2024 (MBl. NRW. 
S . 429) geändert worden sind, werden wie folgt geändert: 

1. Die Anlage „VV LHO" wird wie folgt geändert: 

a) Die Verwaltungsvorschriften zu § 44 werden wie 
folgt gefasst: 

„Zu § 44 - Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln 
oder Vermögensgegenständen 

Vorbemerkung 

Die Bewilligung von Zuwendungen (freiwillige 
Leistungen, ohne Rechtsanspruch) ist vorbehalt­
lich vorrangiger EU- und bundesrechtlicherVorga­
ben nur unter den in den §§ 23 und 44 genannten 
Voraussetzungen möglich . Die Verwaltungsvor­
schriften zu § 44 gelten als Grundnorm des Zu­
wendungsrechts für sämtliche Zuwendungsverfah­
ren des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Die Verwaltungsvorschriften zu § 44 gliedern sich 
in die folgenden zwei Teile: 

a) Teil I - VV für Zuwendungen an den außerge­
meindlichen Bereich 

und 

b) Teil II - VV für Zuwendungen an Gemeinden 
und Gemeindeverbände (kurz: VVG). 

Neben dem Standardförderverfahren (Nrn. 1 bis 
18 VV zu § 44 LHO bzw. Nrn. 1 bis 15 VVG zu 
§ 44 LHO) ist die Zuwendung unter bestimm­
ten Voraussetzungen auch im „vereinfachten 
Schnellverfahren" (Nr. 13.4 VV zu § 44 LHO 
bzw. Nr. 13.4 VVG zu .§ 44 LHO) möglich . 

Terrorismus im Sinne dieser Vorschrift ist eine 
Tat nach § 129a des Strafgesetzbuchs , auch · in 
Verbindung mit § 129b des Strafgesetzbuchs. 

Teil I - VV für Zuwendungen an den 
außergemeindlichen Bereich 

Inhaltsübersicht 

Nr. 1 Bewilligungsvoraussetzungen 

Nr. 2 Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung 

Nr. 3 Antragsverfahren 

Nr. 4 Bewilligung 

Nr. 5 Nebenbestimmungen zum Zuwendungs-
bescheid 

Nr. 6 Zuwendungen für Baumaßnahmen 

Nr. 7 Auszahlung der Zuwendungen 

Nr. 8 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf 
des Zuwendungsbescheides, Rückforderung 
der Zuwendung und Verzinsung 

Nr. 9 Überwachung der Verwendung 

Nr. 10 Nachweis der Verwendung 

Nr. 11 Prüfung des Verwendungsnachweises 

Nr. 12 Weiterleitung von Zuwendungen durch die 
Zuwendungsempfängerin oder den Zuwen­
d ungsempfänger 

Nr. 13 Ausnahmen 

Nr. 14 Besondere Regelungen 

Nr. 15 Zuwendungen auf Kostenbasis 

Nr. 16 Zuwendungen unter Beteiligung von För­
dermitteln , die von der Europäischen Union 
bereitgestellt werden 

Nr. 17 Personenkreis 

Nr. 18 Verfahren 

1 
Bewilligungsvoraussetzungen 

1.1 
Grundsätze 

Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, wenn 

a) die Zuwendung im Einzelfall mehr als 2 000 Euro 
beträgt, 

b) diese nicht zur Finanzierung terroristischer 
Aktivitäten eingesetzt werden, 

c) die Empfängerinnen oder Empfänger keine ter­
roristische Vereinigungen sind oder terroris­
tische Vereinigungen unterstützen und 

d) der Zweck nicht durch die Übernahme von 
Bürgschaften, Garantien 9der sonstigen Ge­
währleistungen erreicht werden kann. 

Die fachlich zuständigen Ministerien müssen bei 
der Gewährung von Haushaltsmitteln sicherstel­
len, dass die Mittelempfängerinnen und -empfän­
ger zur Einhaltung von Satz 1 Buchstabe b) und c) 
verpflichtet sind. 

Nicht rückzahlbare Zuwendungen sollen nur be­
willigt werden, soweit der Zweck nicht durch un­
bedingt oder bedingt rückzahlbare Zuwendungen 
erreicht werden kann. 

1.2 

Anforderungen an Empfängerinnen und 
Empfänger 

Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängerinnen 
oder Empfängern bewilligt werden, bei denen eine 
ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert er­
scheint und die in der Lage sind, die bestimmungs­
gemäße Verwendung der Mittel nachzuweisen. Bei 
Zuwendungen für Baumaßnahmen und Beschaf­
fungen muss die Empfängerin oder der Empfänger 
auch in finanzieller Hinsicht die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Verwendung und Unterhaltung 
der Anlagen bieten. Eine Anfinanzierung von Vor­
haben, deren Gesamtfinanzierung nicht gesichert 
ist, ist unzulässig. 

1.3 

Verbot des vorzei tigen Maßnahmebeginns und 
Ausnahmen 

Zuwendungen zur Projektförderung dürfen nur für 
solche Vorhaben bewilligt werden, die noch nicht 
begonnen worden sind. 

1.3.1 

Das zuständige Ministerium kann im Einzelfall 
allein und für einzelne Förderbereiche im Ein­
vernehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium Ausnahmen von Nr. 1.3 zulassen, 
wenn unter Beachtung der Mittelfristigen Finanz­
planung die erforderlichen Haushaltsmittel vor­
aussichtlich zur Verfügung stehen und ein prüf­
fähiger Förderantrag vorliegt. 

Die Befugnis für die Zulassung von Ausnahmen 
kann im Einzelfall von dem zuständigen Ministerium 
auf die Bewilligungsbehörde übertragen werden. 

1.3.2 

Mit der Erteilung einer Ausnahme (Zustimmung) 
von Nr. 1.3 ist der Antragstellerin oder dem An­
tragsteller zugleich schriftlich mitzuteilen , dass die 
Zustimmung keinen Anspruch auf eine spätere 
Förderung begründet. Die Zustimmung darf nur 
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mit der Auflage erteilt werden, dass die Antragstel­
lerin oder der Antragsteller die Allgemeinen Ne­
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projekt­
förderung (ANBest-P) und zur Projektförderung 
von Baumaßnahmen (NBest-Bau) bereits ab dem 
Zeitpunkt der Zustimmung zu beachten hat. Die 
ANBest-P und NBest-Bau sind zum Bestandteil 
des Bescheides über die Zustimmung zu machen. 

1.3.3 

AlsVorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss 
eines Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu wer­
ten, der der Ausführung des Vorhabens zuzurechnen 
ist. Bei Baumaßnahmen gelten Planung, Baugrund­
untersuchung, Grunderwerb und Herrichten des 
Grundstücks (zum Beispiel Gebäudeabbruch, Pla­
nieren) nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, 
sie sind alleiniger Zweck der Zuwendung. 

1.3 .4 

Nr. 1.3 findet keine Anwendung bei der Fortsetzung 
jährlich wiederkehrender, ganzjähriger Maßnah­
men, für die im Haushaltsplan des Vorjahr~s Ausga­
ben bereitgestellt worden sind und keine Anderung 
der Fördervoraussetzungen eingetreten ist. 

1.4 
Zuwendungen von mehreren S tellen 

Sollen Zuwendungen von mehreren Stellen des 
Landes oder sowohl vom Land als auch von ande­
ren juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
bewilligt werden, soll die Bewilligung durch nur 
eine Behörde erfolgen. 

In jedem Fall haben die Zuwendungsgeberinnen 
und Zuwendungsgeber vor der Bewilligung min­
destens Einvernehmen herbeizuführen über: 

a) die zu finanzierenden Maßnahmen, 

b) die Finanzierungsart und die Höhe der Zuwen­
dungen (Nr. 2), 

c) Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 
(Nr. 5), 

d) die Beteiligung fachlich zuständiger Dienststel­
len (zum Beispiel in den Fällen der Nr. 6) und 

e) den Verwendungsnachweis und die für seine 
Prüfung zuständige Stelle (Nrn . 10 und 11). Im 
Allgemeinen wird für die Prüfung die Stelle in 
Betracht kommen, welche die höchste Zuwen­
dung bewilligt hat oder die dem Sitz der Zu­
wendungsempfängerin oder des Zuwendungs­
empfängers am nächsten liegt. 

1.4.1 

Beträgt die Zuwendung des Landes mehr als 
100 000 Euro , ist der Landesrechnungshof vor Her­
stellen des Einvernehmens zu hören; in jedem Fall 
ist er alsbald zu unterrichten. 

1.4 .2 

Insbesondere im Zusammenhang mit der Finanzie­
rungsart ist im Hinblick auf eine mögliche An­
spruchskonkurrenz bei der Geltendmachung des 
Erstattungsanspruches zu prüfen, ob und inwie­
weit Nr. 2 der Allgemeinen Nebenbestimmungen 
(ANBest-I, -P und -G) einer ergänzenden Regelung 
bedarf. 

1.4.3 

Bei der Abstimmung nach Nr. 1.4 Satz 2 Buchstabe 
d ist eine fachlich zuständige staatliche Dienst­
stelle festzulegen. 

1.5 
Beginn der Förderung bei Projektfö rderungen im 
Rahmen übergeordneter Ziele 

Bei Projektförderungen im Rahmen übergeordne­
ter Ziele darf mit der Förderung erst begonnen 

werden, wenn die nach Nr. 3.7 zu § 23 erforder­
liche Zielbestimmung vorliegt. Satz 1 gilt insbe­
sondere für Förderprogramme. 

1.6 
Besserstellungsverbot 

Bei Zuwendungen ist das Besserstellungsverbot zu 
beachten. 

1.6.1 

Zuwendungen zur institutionellen Förderung dür­
fen nur mit der Auflage bewilligt werden, dass die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs­
empfänger ihre oder seine Beschäftigten nicht bes­
serstellt als vergleichbare Arbeitnehmerinnen oder 
Arbeitnehmer des Landes. Vorbehaltlich einer ab­
weichenden tarifvertraglichen Regelung dürfen 
keine günstigeren Arbeitsbedingungen vereinbart 
werden als sie für Arbeitnehmerinnen oder Arbeit­
nehmer des Landes jeweils vorgesehen sind. 

1.6.2 

Bei Zuwendungen zur Projektförderung an Zu­
wendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp­
fänger, deren Gesamtausgaben überwiegend aus 
Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten 
werden, sind die auf die Besserstellung entfallen­
den Ausgaben vorbehaltlich einer abweichenden 
tarifvertraglichen Regelung nicht zuwendungsfä­
hig. Dies gilt nicht für durch eine Förderrichtlinie 
vorgesehene Pauschalen für Personalausgaben. 

1.6.3 

Das für Finanzen zuständige Ministerium kann 
bei Vorliegen zwingender Gründe Ausnahmen zu­
lassen. 

1.6.4 

Sind vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer des Landes nicht vorhanden, ist die 
Einwilligung des für Finanzen zuständigen Minis­
teriums zum Abschluss des Anstellungs- oder Ar­
beitsvertrages erforderlich. Die Einwilligung soll 
mit der Maßgabe verbunden werden, dass nur ein 
Teil der aus dem Abschluss des Anstellungs- oder 
Arbeitsvertrages erwachsenden Ausgaben zuwen­
dungsfähig ist. 

1.6.5 
Bei Leitungskräften, die vom Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst der Länder vom 12. Oktober 
2006 (MBl. NRW. S. 696) in der jeweils geltenden 
Fassung nicht mehr erfasst werden, ist ein strenger 
Vergleich der zu beurteilenden Position mit den 
Führungspositionen bei der Zuwendungsgeberin 
oder beim Zuwendungsgeber und den dort ge­
währten außertariflichen Entlohnungen oder in 
Anlehnung an vergleichbare Positionen in der An­
lage 2 (Landesbesoldungsordnung B) zum Landes­
besoldungsgesetz vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642) in der jeweils geltenden Fassung 
durchzuführen. Eine höhere Vergütung als die bei 
der Zuwendungsgeberin oder beim Zuwendungs­
geber vorhandene und genutzte höchste Besol­
dungsstufe ist nur mit Einwilligung des Kabinetts 
zulässig. Der Abschluss eines Anstellungs- oder 
Arbeitsvertrages über eine außertariflich entlohnte 
Position bedarf der Einwilligung des für Finanzen 
zuständigen Ministeriums. Dies gilt über den Ab­
schluss des Vertrages hinaus auch für Vertrags­
oder Vergütungsanpassungen. 

2 
Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung 

2.1 
Finanzierungsarten 

Vor der Bewilligung der Zuwendung ist zu prüfen, 
welche Finanzierungsart unter Berücksichtigung 
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der Interessenlage des Landes und der Zuwen­
dungsempfängerin oder des Zuwendungsempfän­
gers den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit am besten entspricht. 

2.2 
Grundsatz der Teilfinanzierung 

Die Zuwendung wird grundsätzlich zur Teilfinan­
zierung des zu erfüllenden Zwecks bewilligt, und 
zwar 

a) nach einem bestimmten Prozentsatz oder Anteil 
der zuwendungsfähigen Ausgaben (Anteilfinan­
zierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung 
auf einen Höchstbetrag zu begrenzen, 

b) zur Deckung des Fehlbedarfs, der insoweit ver­
bleibt, als die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger die zuwendungsfä­
higen Ausgaben nicht durch eigene oder fremde 
Mittel decken kann (Fehlbedarfsfinanzierung); 
die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf ei­
nen Höchstbetrag zu begrenzen oder 

c) mit einem festen Betrag an den zuwendungsfä­
higen Ausgaben (Festbetragsfinanzierung); da­
bei kann die Zuwendung auch auf das Vielfache 
eines Betrages festgesetzt werden, der sich für 
eine bestimmte Einheit ergibt. 

Eine Festbetragsfinanzierung nach Satz 1 Buch­
stabe c kommt nicht in Betracht, wenn zum Zeit­
punkt der Bewilligung konkrete Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass mit nicht bestimmbaren spä­
teren Finanzierungsbeiträgen Dritter oder mit 
Einsparungen zu rechnen ist. 

2.3 
Vollfinanzierung als Ausnahme 

Eine Zuwendung darf ausnahmsweise zur Voll­
finanzierung bewilligt werden, wenn 

a) die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger an der Erfüllung des Zwecks 
kein oder ein nur geringes und gegenüber dem 
Landesinteresse nicht ins Gewicht fallendes 
wirtschaftliches Interesse hat oder 

b} die Erfüllung des _ Zwecks in dem notwendigen 
Umfang nur bei Ubernahme sämtlicher zuwen­
dungsfähiger Ausgaben durch das Land mög­
lich ist. 

Die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen 
Höchstbetrag zu begrenzen. 

2.4 

Bemessung der zuwendungsfähigen Ausgaben 

Die Bemessung der zuwendungsfähigen Ausgaben 
erfolgt auf Grundlage der voraussichtlichen Ist­
Einnahmen und der voraussichtlichen Ist-Ausga­
ben der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwen­
dungsempfängers, die der Maßnahme zuzurechnen 
sind. 

2.4.1 

Der Bemessung der Zuwendung können feste Be­
träge zu Grunde gelegt werden. Diese Beträge kön­
nen auch nach Prozentsätzen anderer zuwen­
dungsfähiger Ausgaben bemessen werden. Für eine 
Bemessung von zuwendungsfähigen Ausgaben 
nach festen Beträgen kommen vor allem Projekte 
in Betracht, 

a) bei denen einzelne Ausgaben nur mit erhebli­
chem Aufwand genau festgestellt und belegt 
werden können, jedoch eine sachgerechte Pau­
schalierung dieser Ausgaben anhand von objek­
tiv überprüfbaren oder allgemein anerkannten 
Maßstäben möglich ist oder 

b) bei denen für einzelne oder mehrere gleiche 
Teile der Maßnahme über die voraussichtlichen 
Ausgaben Richtwerte vorliegen oder festgelegt 
werden können . 

Die Bemessung von zuwendungsfähigen Ausgaben 
nach Richtwerten gemäß Satz 3 Buchstabe b setzt 
die Anerkennung der Richtwerte durch die fachlich 
zuständige technische staatliche Verwaltung voraus, 
soweit diese bei der Maßnahme zu beteiligen ist. 

2.4.2 

Bürgerschaftliches Engagement in der Form von 
freiwilligen, unentgeltlichen Arbeiten kann, nach 
näherer Maßgabe durch Förderrichtlinien, als fik­
tive Ausgabe in die Bemessungsgrundlage einbe­
zogen werden . Auch in diesem Fall darf die 
Zuwendung die Summe der Ist-Ausgaben nicht 
übersteigen. 

2.4.3 

Zweckgebundene Spenden und Geldauflagen aus 
Strafverfahren zu Gunsten gemeinnütziger Ein­
richtungen sind als Eigenmittel zu berücksichti­
gen. 

2.5 
Beteiligung Dritter an Ausgaben 

Liegt der zu fördernde Zweck auch im Interesse 
von Dritten, sollen diese sich angemessen an den 
zuwendungsfähigen Ausgaben beteiligen. 

2.6 
Umsatzsteuer 

Die Umsatzsteuer, die nach § 15 des Umsatzsteuer­
gesetzes (UStG) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das 
zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 2. De­
zember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert wor­
den ist, als Vorsteuer abzieh bar ist oder rückerstat­
tet wird, gehört nicht zu den zuwendungsfähigen 
Ausgaben. 

3 
Antragsverfahren 

3. 1 
Form und Inhalt des Antrags; Buchführungssystem 

Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es ei­
nes Antrags. Ein mündlicher Antrag ist nicht zu­
lässig. Anträge auf Zuwendungen müssen jene 
Angaben enthalten, die zur Beurteilung der Not­
wendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung 
erforderlich sind. Auf Verlangen der Bewilligungs­
behörde sind die Angaben durch geeignete Unter­
lagen zu belegen. 

Die den Nr. 3.1 der VVG als Anlage beigefügten 
Grundmuster für den Antrag auf Bewilligung ei­
ner Zuwendung können sinngemäß als Muster für 
den schriftlichen Antrag verwendet werden. 

3.1.1 

Ein Buchführungssystem ist zur elektronischen 
Belegführung zugelassen, wenn die Grundsätze zur 
ordnungsgemäßen Führung und Aufbewahrung 
von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in 
elektronischer Form sowie zum Datenzugriff vom 
28.11.2019 (BStBl. I S. 1269) in der jeweils gelten­
den Fassung beachtet werden. 

Das verwendete Buchführungssystem muss aner­
kannten Sicherheitsstandards entsprechen und für 
Prüfzwecke zuverlässig sein. 

3.1.2 

Ein elektronisches Zeiterfassungssystem ist zum 
Nachweis der Arbeitszeit zugelassen, wenn es an­
erkannten Sicherheitsstandards genügt und für 
Prüfzwecke zuverlässig ist. 

3.1.3 

Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat in 
dem Antrag zu versichern, dass die Zuwendungen 
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a) nicht zur Finanzierung terroristischer Aktivitä­
ten eingesetzt werden und 

b) die Antragstellerin oder der Antragssteller 
keine terroristische Vereinigung ist oder terro­
ristische Vereinigungen unterstützt. 

3.2 

Inhalt des Antrags im Einzelnen 

3.2.1 

Antragsinhalt bei Projektförderung (Nr. 2.1 zu 
§ 23) 

Dem Antrag sind insbesondere beizufügen 

a) eine aufgegliederte Berechnung der mit dem 
Zuwendungszweck. zusammenhängenden Aus­
gaben mit einer Ubersicht über die beabsich­
tigte Finanzierung (Finanzierungsplan) und 

b) eine Erklärung, dass mit der Maßnahme noch 
nicht begonnen wurde und auch vor Bekannt­
gabe des Zuwendungsbescheides nicht begon­
nen wird ; die vorgenannte Erklärung und 
Nr. 1.3.2 sind in den Antragsvordruck aufzuneh­
men. 

3.2.2 
Antragsinhalt bei institutioneller Förderung 
(Nr. 2.2 zu § 23) 

Dem Antrag sind insbesondere beizufügen 

a) ein Finanzierungsplan gemäß Nr. 3.2.1 Buch­
stabe a, 

b) eine Erklärung gemäß Nr. 3.2.1 Buchstabe b, 

c) ein Haushalts- C>der Wirtschaftsplan und gege­
benenfalls eine Uberleitungsrechnung (Nr. 3.4.2 
zu§ 23) und 

d) eine Erklärung darüber, ob die Zuwendungs­
empfängerin oder der Zuwendungsempfänger 
allgemein oder für das betreffende Vorhaben 
zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteu­
ergesetzes berechtigt ist; in diesem Fall hat sie 
oder er im Finanzierungsplan oder im Haus­
halts- oder Wirtschaftsplan die sich ergebenden 
Vorteile durch die Ausweisung von Nettoausga­
ben im Antrag zu berücksichtigen. 

3.3 
Ergebnis der Antragsprüfung als Vermerk 

Das Ergebnis der Antragsprüfung ist zu vermer­
ken. Dabei kann auf ancfere Unterlagen zum Bei­
spiel den Antrag oder den Zuwendungsbescheid 
verwiesen werden. In dem Vermerk soll insbeson­
dere auf die Notwendigkeit und Angemessenheit 
der Zuwendung eingegangen werden sowie auf 

a) die Beteiligung anderer Dienststellen (auch in 
fachlicher Hinsicht), 

b) den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben 
(auch unter Berücksichtigung der Nr. 2.6), 

c) die Wahl der Finanzierungsart, 

d) die Sicherung der Gesamtfinanzierung, 

e) die finanzielle Auswirkung auf künftige Haus­
halte des Landes, 

f) die geplanten förderpolitischen Ziele (zum Bei­
spiel: Bezug des Vorhabens zu den Programm­
zielen) und Arbeitsziele (zum Beispiel: in wis­
senschaftlicher oder technischer Hinsicht) und 

g) die Vereinbarkeit der Förderung mit Artikel 107 
des Vertrages über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union (ABL C 202 vom 07.06.2016). 

3.4 
Bezeichnung von subventionserheblichen Tatsachen 

Bei einer Zuwendung an Betriebe oder Unterneh­
men, die zum Teil der Förderung der Wirtschaft 
dienen soll, sind der Antragstellerin oder dem An­
tragssteller im Antragsvordruck oder schriftlich in 

anderer Weise im Zusammenhang mit dem Antrag 
die Tatsachen konkret als subventionserheblich im 
Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches zu bezeich­
nen (§ 1 des Landessubventionsgesetzes vom 
24. März 1977 (GV. NRW. S. 136) in der jeweils gel­
tenden Fassung i. V. m. § 2 Absatz 1 des Subventi­
onsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 
20,37)) , die nach 

a) dem Zuwendungszweck, 

b) Rechtsvorschriften, 

c) diesen Verwaltungsvorschriften und den Neben-
bestimmungen zum Zuwendungsbescheid 
(Nr. 5) und 

d) besonderen Verwaltungsvorschriften , Richtli­
nien oder sonstigen Zuwendungsvoraussetzun­
gen für die Bewilligung, Gewährung, Rückfor­
derung, Weitergewährung oder das Belassen der 
Z_uwendung erheblich sind. 

Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist auf 
die Strafbarkeit des Subventionsbetrugs nach 
§ 264 des Strafgesetzbuches hinzuweisen . 

3.5 
Subventionserhebliche Tatsachen im Einzelnen 

Zu den Tatsachen nach Nr. 3.4 gehören insbeson­
dere solche, 

a) die zur Beurteilung der Notwendigkeit und An­
gemessenheit der Zuwendung von Bedeutung 
sind (Nr. 3.1), 

b) die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- und Ver­
lustrechnungen, Vermögensübersichten oder 
Gutachten, des Finanzierungsplans, des llaus­
halts- oder _Wirtschaftsplans, etwaiger Uber­
sichten und Uberleitungsrechnungen oder sons­
tiger nach den Nrn. 3.1 und 3.2 dem Antrag bei­
zufügender Unterlagen sind , 

c) von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht , 
insbesondere den §§ 48 , 49 und 49a des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fas­
sung oder anderen Rechtsvorschriften die Er­
stattung der Zuwendung abhängig ist und 

d) die sich auf die Art und Weise der Verwendung 
eines aus der Zuwendung beschafften Gegen­
standes beziehen (§ 3 Absatz 2 des Subventions­
gesetzes). 

3.6 
Weitere subventionserhebliche Tatsachen 

Subventionserhebliche Tatsachen enthalten ferner 
solche . Sachverhalte, die durch Scheingeschäfte 
oder Scheinhandlungen verdeckt werden sowie 
Rechtsgeschäfte oder Handlungen unter Miss­
brauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Zusam­
menhang mit einer beantragten Zuwendung (§ 4 
des Subventionsgesetzes). 

3.7 
Bestätigu~g der Kenntnis der subventions­
erheblichen Tatsachen 
Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat in 
dem Antrag oder schriftlich zu versichern, dass ihr 
oder ihm die subventionserheblichen Tatsachen 
nach den Nrn. 3.4 bis 3.6 und die Strafbarkeit ei­
nes Subventionsbetrugs nach § 264 des Strafge­
setzbuches bekannt sind. Die Bezeichnung der 
subventionserheblichen Tatsachen im Einzelfall 
obliegt der Bewilligungsöehörde. 

3.8 
Nachträgliche Bezeichnung als subventions­
erheblich 

Ergeben sich aus den Angaben der Antragstellerin 
oder des Antragstellers, den eingereichten Unterla­
gen oder sonstigen Umständen Zweifel, ob die be-



736 Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 25 vom 6. Juni 2025 

antragte oder in Anspruch genommene Zuwen­
dung mit dem Zuwendungszweck oder den Zu­
wendungsvoraussetzungen in Einklang stehen, 
hat die Bewilligungsbehörde der Zuwendungs­
empfängerin oder dem Zuwendungsempfänger die 
Tatsachen, deren Aufklärung zm Beseitigung der 
Zweifel notwendig erscheint, nachträglich als 
subventionserheblich im Sinne des § 264 des Straf­
gesetzbuches zu oezeichnen (§ 2 Absatz 2 des 
Subventionsgesetzes) . 

4 

Bewilligung 

4.1 

Zuwendungsbescheid 

Zuwendungen werden dmch Zuwendungsbescheid 
bewilligt. Eine mündliche Bewilligung ist nicht 
zulässig. Der Zuwendungsbescheid ist der Zu­
wendungsempfängerin oder dem Zuwendungsemp­
fänger bekannt zu geben (§ 41 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes NRW). Soweit dem Antrag der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungs­
empfängers nicht entsprochen wird, ist dies erfor­
derlichenfalls zu begründen (§ 39 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes NRW). Das der Nr. 4.1 der VVG 
als Anlage beigefügte Grundmuster 2 (Zuwen­
dungsbescheid) ist sinngemäß anzuwenden. 

4.2 

Inhalt des Zuwendungsbescheids 

Der Zuwendungsbescheid muss insbesondere ent­
halten: 

a) die genaue Bezeichnung der Zuwendungsemp­
fängerin oder des Zuwendungsempfängers , 

b) Art (Nr. 2 zu § 23) und Höhe der Zuwendung, 

c) die genaue Bezeichnung des Zuwendungs­
zwecks (§ 37 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW) und - wenn mit Hilfe der Zuwendung 
Gegenstände erworben oder hergestellt werden 
- die Angabe , ob und wie lange die Gegenstände 
für den Zuwendungszweck gebunden sind und 
wie mit ihnen nach Ablauf der zeitlichen Bin­
dung zu verfahren ist; die Bezeichnung des Zu­
wendungszwecks einschließlich des damit ver­
folgten Ziels muss so eindeutig und detailliert 
festgesetzt werden, dass sie auch als Grundlage 
für eine begleitende und abschließende Kon­
trolle des Erfolgs des Vorhabens oder des För­
derprogramms dienen kann, 

d) die Finanzierungsart (Nr. 2) und den Umfang 
der zuwendungsfähigen Ausgaben, 

e) die Festlegung des Zeitraums, in dem die Zu­
wendung ausgezahlt werden kann (Bewilli­
gungszeitraum); dieser kann bei Zuwendungen 
zur Projektförderung mehrere Jahre umfassen, 
soweit hierfür Verpflich tungsermäch tigungen 
vorhanden sind; daneben ist grundsätzlich der 
Zeitraum festzulegen, in dem das Vorhaben 
durchzuführen ist (Durchführungszeitraum), 

f) bei Förderung desselben Zwecks durch mehrere 
Stellen (Nr. 1.4) die ausdrückliche Benennung 
der Stelle, gegenüber der der Verwendungsnach­
weis zu erbringen ist, 

g) soweit zutreffend, den Hinweis auf die in den 
Nrn. 3.4 bis 3.6 bezeichneten subventionserheb­
lichen Tatsachen sowie auf die Offenbarungs­
pflicht nach § 3 des Subventionsgesetzes, 

h) soweit zutreffend , die Anforderung einer Über­
leitungsrechnung auf Einnahmen und Ausgaben 
(Nr. 3.4.2 zu § 23), 

i) die anzuwendenden Nebenbestimmungen und 
etwaige Abweichungen (Nr. 5) und 

j) eine Rechtsbehelfsbelehrung. 

4.3 

Zuwendungsvertrag als Ausnahme 

Die Bewilligungsbehörde kann, anstatt einen 
Zuwendungsbescheid zu erlassen, ausnahmsweise 
einen Zuwendungsvertrag mit der Zuwendungs­
empfängerin oder dem Zuwendungsempfänger 
schließen (§ 54 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW). Hierbei gelten die Vorschriften für Zuwen­
dungen dmch Bescheid sinngemäß; die §§ 59 , 60 
und 62 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW 
sind anzuwenden. 

4.4 

Landesrechnungshof 

Dem Landesrechnungshof ist auf Verlangen 
Abdruck des Zuwendungsbescheides oder 
Zuwendungsvertrages mit einer Zweitschrift 
Antrags zu übersenden . 

4.5 
ichterreichen des Zuwendungszwecks 

ein 
des 
des 

Ergibt sich aufgrund einer Mitteilung der Zuwen­
dungsempfängerin oder des Zuwendungsempfän­
gers oder auf andere Weise, dass der Zuwendungs­
zweck mit der bewilligten Zuwendung nicht zu er­
reichen ist, hat die Bewilligungsbehörde zu prüfen , 
ob das Vorhaben eingeschränkt, umfinanziert oder 
notfalls eingestellt wird oder ob die Zuwendung 
ausnahmsweise erhöht werden kann. Gibt die Prü­
fung zu Maßnahmen Anlass, richtet sich das Ver­
fahren in den Fällen einer Erhöhung der Zuwen­
dung nach Nr. 4, in den übrigen Fällen nach Nr. 8 
ggf. i.V.m. § 49 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 urid 5 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes NRW. 

5 
Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 

5.1 
Allgemeine Nebenbestimmungen in den Anlagen 

Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des 
& 36 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW 
tür Zuwendungen zur institutionellen Förde­
rung (ANBest-I), zur Projektförderung (ANBest-P) 
und zur Projektförderung von Baumaßnahmen 
(NBest-Bau) ergeben sich aus den Anlagen zu den 
Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsord­
nung. Sie sind unter Beachtung des § 37 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes NRW grundsätzlich 
unverändert zum Bestandteil des Bescheides zu 
machen. 

5.2 

Befugnisse der Bewilligungsbehörde 

Die Bewilligungsbehörde darf auch nach Bekannt­
gabe des Zuwendungsbescheides: 

a) bei institutioneller Förderung die Verwendung 
von Mitteln eines Ansatzes des Haushalts- oder 
Wirtschaftsplans für Zwecke eines anderen An­
satzes zulassen , 

b) bei Vorliegen besonderer Umstände die Fristen 
für die Vorlage von Verwendungsnachweisen ab­
weichend von den Allgemeinen Nebenbestim­
mungen festsetzen; nach der Bekanntgabe je­
doch nur in der Form einer Fristverlängerung 
und 

c) in begründeten Ausnahmefällen , abweichend 
von den Nrn. 3.1 und 3.2 der ANBest-I und 
Nrn. 3.2 und 3.3 der ANBest-P, den Zuwen­
dungsbetrag, ab welchem Vergaberecht anzu­
wenden ist, mit Einwilligung des jeweils zustän­
digen Ministeriums, über die Grenze von 
500 000 Euro hinaus erhöhen. 

Die Bewilligungsbehörde hat bei ihrer Entschei­
dung, die zu begründen und zu dokumentieren ist, 
folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
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a) Größe und administrative Kapazitäten der Zu­
wendungsempfängerin und des Zuwendungs­
empfängers, 

b) voraussichtlicher Anteil von Beschaffungen am 
Volumen der Zuwendung, 

c) Eigenanteil oder sonstiges Eigeninteresse der 
Zuwendungsempfängerin und des Zuwendungs­
empfängers an der Beschaffung, 

d) sonstige Aspekte der Zuwendungsempfängerin 
und des Zuwendungsempfängers (insbesondere 
Korruptionsgefahr) und 

e) sonstige Aspekte der voraussichtlich aus der 
Zuwendung zu beschaffenden Lieferungen und 
Leistungen (zum Beispiel Verhältnis Wirtschaft­
lichkeit - Wettbewerb bei der Beschaffung). 

Setzt die Bewilligungsbehörde eine höhere Wert­
grenze nach Satz 1 Buchstabe c fest, ist die Fest­
setzung mit folgender Regelung zu verbinden: 

,,Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger hat Aufträge nach wettbewerbli­
chen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Bedin­
gungen nur an fachkundige und leistungsfähige 
Anbieter zu vergeben. Soweit möglich, sind dazu 
mindestens drei Angebote einzuholen. Verfahren 
und Ergebnisse sind zu dokumentieren ." 

5.3 

Regelungsinhalte im Zuwendungsbescheid 

Über die Allgemeinen Nebenbestimmungen 
(Nr. 5.1) hinaus sind je nach Art, Zweck und Höhe 
der Zuwendung sowie nach Lage des einzelnen 
Falles unter Beachtung des Grundsatzes der Ver­
hältnismäßigkeit im Zuwendungsbescheid ins­
besondere die in den Nm. 5.3.1 bis 5.3.8 beschrie­
benen Gesichtspunkte zu regeln. 

5.3.1 

Bei nicht rückzahlbaren Zuwendungen ist der Vor­
behalt dinglicher Rechte an beweglichen Sachen, 
Grundstücken und Rechten zur Sicherung eines 
etwaigen Rückforderungsanspruchs zu regeln . Von 
einer dinglichen Sicherung eines etwaigen Erstat­
tungsanspruchs ist grundsätzlich abzusehen, wenn 
die Zuwendung 500 000 Euro nicht übersteigt, oder 
ein Kreditinstitut im Bankenverfahren das volle 
Obligo übernimmt. Soweit eine dingliche Siche­
rung in Betracht kommt, ist der Rückzahlungsan­
spruch durch Eintragung einer brieflosen Grund­
schuld in Höhe · der Zuwendung an bereitester 
Stelle im Grundbuch zugunsten des Landes NRW 
zu sichern. 

5.3.2 

Bei bedingt oder unbedingt rückzahlbaren Zuwen­
dungen ist die Rückzahlung und Verzinsung sowie 
die Sicherung des Rückzahlungsanspruchs zu re­
geln. 

5.3.3 

Die Einräumung von Benutzungsrechten an 
Schutzrechten, die Übertragung von Schutzrech­
ten auf das Land oder seine angemessene Betei­
ligung an den Erträgen aus diesen Rechten ist zu 
regeln. 

5.3.4 

Bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige 
wissenschaftliche Arbeiten ist die Nutzbar­
machung der Ergebnisse für die Allgemeinheit zu 
regeln, zum Beispiel durch Veröffentlichung. 

5.3.5 

Die Beteiligung anderer Dienststellen in fachlicher 
Hinsicht ist zu regeln. 

5.3.6 

Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungs­
nachweises sind zu regeln; insbesondere sind in 
den Fällen der Festbetragsfinanzierung (Nr. 2.2 
Buchstabe c) und der Bemessung von zuwendungs­
fähigen Ausgaben auf der Grundlage fester Be­
träge (Nr. 2.4) die Regelungen der ANBest-I oder 
-P über den zahlenmäßigen Nachweis anzupassen. 

5.3.7 

Besonderheiten, die sich aus der Beteiligung der 
Europäischen Union an der Förderung ergeben, 
sind zu regeln. 

5.3 .8 

Bei institutioneller Förderung ist die entspre­
chende Anwendung haushaltsrechtlicherVorschrif­
ten des Landes zu regeln. 

5.4 

Vorbehalt im Zuwendungsbescheid 

5.4.1 

Im Zuwendungsbescheid ist folgende Nebenbe­
stimmung aufzunehmen: 

„Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs für den Fall, dass 

a) die Zuwendung zur Finanzierung terroristischer 
Aktivitäten eingesetzt wird, oder 

b) die Empfängerin oder der Empfänger eine ter­
roristische Vereinigung bei Antragstellung war 
oder nach Antragstellung wird oder 

c) die Empfängerin oder der Empfänger eine ter­
roristische Vereinigung unterstützt ." 

5.4.2 

In geeigneten Fällen ist der Zuwendungsbescheid 
mit dem Vorbehalt zu versehen, dass die Förderung 
aus zwingenden Gründen ganz oder teilweise ein­
gestellt werden kann (insoweit Widerruf gemäß 
§ 49 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 36 Absatz 2 
Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW). 
Ein Vorbehalt kommt insbesondere bei längerfris­
tigen Projekten und bei Einrichtungen in Betracht, 
die überwiegend aus öffentlichen Mitteln instituti­
onell gefördert werden. Das für Finanzen zustän­
dige Ministerium kann aus zwingenden haushalts­
wirtschaftlichen Gründen das Einfügen eines der­
artigen Vorbehalts verlangen. 

5.5 

Auflagen zu Kontrollzwecken 

Gegebenenfalls ist auch zu regeln, mit welchen 
speziellen Auflagen die Zuwendungsempfängerin 
oder der Zuwendungsempfänger zu verpflichten 
ist, um eine begleitende und abschließende Kont­
rolle des Erfolgs des Vorhabens oder des Förder­
programms zu ermöglichen. 

5.6 

Auflage bei Offenlegungsverpflichtung 

Bei Zuwendungen zur institutionellen Förderung 
für Empfänger, die unternehmerisch tätig sind und 
bei denen die Zuwendung einen Betrag von 
100 000 Euro übersteigt, muss durch folgende Auf­
lage im Zuwendungsbescheid sichergestellt wer­
den , dass der Empfänger den nach §§ 65c i. V. m. 
65a normierten Offenlegungsverpflichtungen nach­
kommt: 

,,Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger hat die in §§ 65c i . V. m. 65a nor­
mierte Pflicht zur individualisierten Veröffentli­
chung der den Vorständen oder Geschäftsführern 
gewährten Gesamtbezüge und Leistungszusagen 
bzw. der Vergütungen für Mitglieder von Kontroll­
organen oder -gremien zu erfüllen." 



738 Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 25 vom 6. Juni 2025 

Zum Unternehmensbegriff wird auf Nr. 1.1 VV zu 
§ 65 verwiesen. 

6 
Zuwendungen für Baumaßnahmen 

6. 1 
Beteiligung der baufachlichen Stelle 

Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen ist die zu­
ständige baufachliche Stelle (i. d. R. die zuständige 
Bezirksregierung) zu beteiligen (baufachliche Prü­
fung). 

6.2 

Absehen von baufachlicher Prüfung bei 
Zuwendung unterhalb von 500 000 Euro 

Von der baufachlichen Prüfung ist abzusehen, 
wenn die vorgesehene Zuwendung den Betrag von 
500 000 Euro nicht übersteigt. Dies gilt auch, wenn 
eine Maßnahme ausnahmsweise von mehreren 
Stellen des Landes oder sowohl vom Land als auch 
von anderen juristischen Personen des öffentli­
chen Rechts (zum Beispiel Bund) gefördert wird 
und die Zuwendungen insgesamt den Betrag von_ 
500 000 Euro nicht übersteigen. 

6.3 

Weiterer Fall eines Absehens von der baufach­
lichen Prüfung 

Von einer baufachlichen Prüfung kann abgesehen 
werden, 

a) wenn das Land bei der Bemessung der zuwen­
dungsfähigen Ausgaben Richtsätze vorgegeben 
hat und diese Richtsätze bei der Antragstellung 
berücksichtigt worden sind oder 

b) wenn es sich bei der Zuwendungsempfängerin 
oder dem Zuwendungsempfänger um eine juris­
tische Person des öffentlichen Rechts oder um 
ein Unternehmen handelt, an dem der Bund, das 
Land oder eine Gemeinde beteiligt ist . 

6.4 
Umfang der baufachlichen Prüfung 

Die baufachliche Prüfung erstreckt sich auf 

a) die Prüfung der Antragsunterlagen und 

b) die Prüfung des Verwendungsnachweises . 

6.5 

Inhalt der baufachlichen Prüfung 

Zu prüfen sind 

a) die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Pla-
nung und Konstruktion und 

b) die Angemessenheit der Kosten. 

6.6 
Anzufordernde Unterlagen 

Mit dem Antrag sind, soweit in den besonderen 
Förderrichtlinien nicht ergänzende Antragsunter­
lagen vorgeschrieben sind, folgende Unterlagen 
anzufordern: 

a) ein Bau- und/oder Raumprogramm, 

b) vollständige Entwurfszeichnungen sowie Aus­
zug aus Flurkarte und Lageplan, 

c) Erläuterungsbericht mit genauer Beschreibung 
der Baumaßnahme und Ausführungsart sowie 
der Beschaffenheit des Baugrundes, 

d) Bericht über den Stand der bauaufsichtlichen 
und sonstigen erforderlichen Genehmigungen, 

e) Kostenberechnung, aufgegliedert in Kosten­
gruppen nach DIN 276, Flächenberechnung und 
Berechnung des Rauminhalts nach DIN 277 

oder Wohn- und Nutzflächenberechnung nach 
DIN 283, 

f) Vergleichsberechnungen für Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten und für Folgekosten und in 
geeigneten Fällen eine Wirtschaftlichkeitsbe­
rechnung, 

g) Angabe des vorgesehenen Vergabeverfahrens 
und 

h) Bauzeitplan und Finanzierungsplan. 

6.7 

Anfordern weiterer Unterlagen 

Die für die baufachliche Prüfung zuständige bau­
fachliche Stelle kann, soweit dies für die baufach­
liche Prüfung erforderlich ist, weitere nach der 
Bauvorlagenverordnung zu fertigende Unterlagen 
anfordern. 

6.8 

Prüfung des Antrags 

Der Antrag ist von der Bewilligungsbehörde zu 
prüfen. Ist eine baufachliche Prüfung durchzufüh­
ren, ist diese nach vorheriger Anerkennung des 
Bau- und/oder Raumprogramms zu veranlassen. 

6.9 

Verfa hren der Antragsprüfung 

Die baufachliche Prüfung der Antragsunterlagen 
und des Verwendungsnachweises ist stichproben­
weise vorzunehmen. Das Ergebnis der Prüfung ist 
in einer baufachlichen Stellungnahme (vgl. Prüf­
vermerk - Anlagen Grundmuster 1 und 3) zusam­
menzufassen . Die geprüften Unterlagen sind mit 
einem Sichtvermerk zu kennzeichnen. 

7 

Auszahlung der Zuwendungen 

7.1 

Voraussetzungen der Auszahlung 

Die Zuwendungen sind erst auszuzahlen, wenn der 
Zuwendungsbescheid bestandskräftig geworden 
ist. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger kann die Bestandskraft des Zu­
wendungsbescheides herbeiführen und damit die 
Auszahlung beschleunigen, wenn sie oder er er­
klärt, dass sie oder er auf Rechtsbehelfe verzichtet. 

7.2 

Fristen 

Die Zuwendungen dürfen nur soweit und nicht 
eher ausgezahlt werden , als sie voraussichtlich in­
nerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für 
fällige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungs­
zwecks benötigt werden. 

7.3 

Teilbeträge bei Projektförderung längerfristiger 
Vorhaben 

Bei Projektförderung längerfristiger Vorhaben sol­
len jeweils angemessene Teilbeträge ausgezahlt 
und die Auszahlung in der Regel davon abhängig 
gemacht werden , dass die Verwendung der bisher 
in Anspruch genommenen Finanzierungsmittel 
(Eigenmittel und Fremdmittel) in summarischer 
Form nachgewiesen wird. 

7.4 

Inländisches Konto 

Im Falle einer nicht schriftlichen Beantragung 
muss die Z uwendung a uf ein inländisches Konto 
erfolgen, für das die antragstellende Person die 
wirtschaftlich Berechtigte ist. 
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8 
Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf 
des Zuwendungsbescheides, Rückforderung 
der Zuwendung und Verzinsung 

8.1 
Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von 
Zuwendungsbescheiden 

Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von 
Zuwendungsbescheiden, sowie als Folge hiervon 
die Rückforderung der Zuwendungen und die Ver­
zinsung, richten sich nach Verwaltungsverfahrens­
recht (insbesondere den §§ 48 , 49 und 49a des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW) oder ande­
ren Rechtsvorschriften. Die erforderlichen Verwal­
tungsakte sind unter Angabe der Rechtsgrundlage 
zu begründen (§ 39 des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes NRW). 

8.2 

Verfahren bei Rückforderung 

In Fällen der Rückforderung ist nach den 
Nrn. 8.2.1 bis 8.2.5 zu verfahren. 

8.2.1 

Die Bewilligungsbehörde hat die Zuwendung, auch 
wenn sie bereits verwendet worden ist, insoweit 
unverzüglich nach § 49a des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes NRW zurückzufordern, als im Zuwen­
dungsbescheid enthaltene Befristungen wirksam 
geworden oder Bedingungen eingetreten sind(§ 36 
Absatz 2 Nr. 1 und 2 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes NRW). 

8.2.2 

Die Bewilligungsbehörde hat einen Zuwendungs­
bescheid nach § 48 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes NRW mit Wirkung für die Vergangenheit 
ganz oder teilweise unverzüglich zurückzunehmen 
und die Zuwendung, auch wenn sie bereits ver­
wendet worden ist, zurückzufordern, insbesondere 
soweit die Zuwendungsempfängerin oder der Zu­
wendungsempfänger den Zuwendungsbescheid 
durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher 
Beziehung unrichtig oder unvollständig waren. 
Dies ist auch anzunehmen, wenn bei richtigen oder 
vollständigen Angaben der Zuwendungsbescheid 
nicht ergangen oder die Zuwendung in geringerer 
Höhe bewilligt worden wäre. 

8.2.3 

Die Bewilligungsbehörde hat regelmäßig einen Zu­
wendungsbescheid nach § 49 Absatz 3 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW mit Wirkung 
auch für die Vergangenheit ganz oder teilweise un­
verzüglich zu widerrufen und die Zuwendung, 
auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zu­
rückzufordern, soweit 

a) sie nicht oder nicht mehr ihrem Zweck entspre­
chend verwendet wird (§ 49 Absatz 3 Satz 1 
Nr. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW) 
oder 

b) im Zuwendungsbescheid oder Bewilligungen 
nach Nr. 1.3 enthaltene Auflagen rn 36 Absatz 2 
Nr. 4 und 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW) nicht oder nicht innerhalb einer gesetz­
ten Frist erfüllt werden (§ 49 Absatz 3 Satz 1 
Nr. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW). 

8.2.4 

Ein Fall des § 49 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes NRW liegt auch vor, wenn aus 
der Zuwendung beschaffte Gegenstände während 
der zeitlichen Bindung nicht oder nicht mehr 
zweckentsprechend verwendet werden. Der Zu­
wendungsbescheid ist in der Regel entsprechend 
dem auf die Gegenstände entfallenden Zuwen­
dungsbetrag zu widerrufen. Bei der Entscheidung 

über den Umfang des Widerrufs soll die Zeit der 
zweckentsprechenden Verwendung angemessen be­
rücksichtigt werden. 

Die Bewilligungsbehörde kann von einem Wider­
ruf des Zuwendungsbescheids absehen, wenn 

a) die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger nachweist, dass die Gegen­
stände für den Zuwendungszweck nicht mehr 
geeignet sind und ein vermögenswerter Vorteil 
nicht mehr gezogen werden kann , 

b) die Gegenstände mit Einwilligung der Bewilli­
gungsbehörde für andere förderungsfähige 
Zwecke verwendet werden oder 

c) seit der Anschaffung oder Fertigstellung der 
Gegenstände bei Grundstücken und __ grund­
stücksgleichen Rechten 25 Jahre, im Ubrigen 
zehn Jahre, vergangen sind, sofern nicht ohne­
hin bereits vorher die Frist der zeitlichen Bin­
dung abgelaufen ist. 

8.2 .5 

Eine Zuwendung wird alsbald verwendet (§ 49 Ab­
satz 3 Satz 1 Nr. 1 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes NRW), wenn sie bei Auszahlung nach Nr. 7.2 
innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für 
fällige Zahlungen verwendet wird. Bei Uberwei­
sung gilt als Auszahlungst~g der dritte Tag, nach­
dem die Landeskasse den Uberweisungsauftrag an 
ihr Kreditinstitut gegeben hat (Buchungstag der 
Kasse) , es sei denn , dass der überwiesene Betrag zu 
einem späteren Zeitpunkt dem Konto der Empfän­
gerin oder des Empfängers gutgeschrieben wird. 

8.3 

Ausübung des Ermessens 

8.3.1 

In den Fällen der Nrn. 8.2.2 bis 8.2.5 hat die Bewil­
ligungsbehörde bei der Ausübung ihres Ermessens 
die Besonderheiten des Einzelfalles , unter anderem 
auch Zeitdauer der zweckentsprechenden Verwen­
dung, sowie die Interessen der Zuwendungsemp­
fängerin oder des Zuwendungsempfängers und die 
öffentlichen Interessen gleichermaßen zu berück­
sichtigen. Wegen einer gegebenenfalls notwendigen 
Anhörung wird auf § 28 des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes NRW hingewiesen . Siehe hierzu 
BVerwG, Urteil vom 16.06.1997 - 3 C 22 .96. 

8.3 .2 

In den Fällen der Nr. 8.2.3 Satz 1 Buchstabe b ist 
regelmäßig die Auflage nicht erfüllt, wenn 

a) die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger die Vorschriften der Vergabe­
und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A, 
Abschnitt 1 in der Fassung 2019 vom 31. Januar 
2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2, S. 3), die zuletzt 
durch Bekanntmachung vom 6. September 2023 
(BAnz AT 25.09.2024 B4) geändert worden ist, 
oder der Unterschwellenvergabeordnung vom 
2. Februar 2017 (BAnz AT 07.02 .2017 Bl, ber. 
08.02.2017 Bl) gänzlich nicht beachtet hat, 

b) unter Nichtbeachtung der in der Nr. 3.2.1 der 
ANBest-I oder der Nr. 3.3.1 der ANBest-P fest­
gelegten Wertgrenzen die falsche Verfahrensart 
angewendet hat oder 

c) aufgrund einer grob fehlerhaften Ermittlung 
des Auftragswertes die falsche Vergabeart ge­
wählt hat. 

8.4 
Frist bei Rücknahme oder Widerruf 

Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbe­
scheides müssen grundsätzlich innerhalb eines 
Jahres erfolgen (§ 48 Absatz 4 Satz 1 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes NRW und § 49 Absatz 2 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW). 
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Die Frist beginnt, wenn dem zuständigen Amts­
walter der Behörde die Tatsachen, die die Rück­
nahme oder den Widerruf rechtfertigen, vollstän­
dig bekannt sind. Siehe BVerwG, Beschluss vom 
19.12.1984 - Gr.Sen 1.84, GrSen 2.84; BVerwG, 
Urteil vom 24.01.2001 - 8 C 8.00. 

8.5 

Erstattungsanspruch 

Der Erstattungsanspruch ist mit seiner Entstehung 
fällig. Er ist grundsätzlich von diesem Zeitpunkt 
an gemäß § 49a Absatz 3 des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes NRW zu verzinsen. Eine Ausnahme 
hiervon ist nur unter der Voraussetzung des § 49a 
Absatz 3 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW zulässig. Im Fall der Rücknahme oder des 
Widerrufs für die Vergangenheit entsteht der Er­
stattungsanspruch in dem im Rücknahme- oder 
Widerrufsbescheid anzugebenden Zeitpunkt. Das 
ist regelmäßig der Tag, an dem die zur Rücknahme 
oder zum Widerruf führenden Umstände eingetre­
ten sind. Bei einer auflösenden Bedingung wird der 
Zuwendungsbescheid mit deren Eintritt insoweit 
unwirksam. 

8.6 

Zinsen 

Wird die Zuwendung nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach Auszahlung zur Erfüllung des Zu­
wendungszwecks verwendet (Nr. 8.2.5) und wird 
der Zuwendungsbescheid nicht widerrufen, sind 
für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckent­
sprechenden Verwendung Zinsen gemäß § 49a Ab­
satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW zu 
verlangen. Entsprechendes gilt, wenn die Zuwen­
dung in Anspruch genommen wird , obwohl andere 
Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind. 

8.7 

Absehen von Rückforderung 

Von einer Rückforderung kann abgesehen werden, 
wenn der zurückzufordernde Betrag 250 Euro 
nicht übersteigt. Für die Geltendmachung von 
Zinsansprüchen gilt dies entsprechend. 

9 

Überwachung der Verwendung 

9.1 

Überwachung 

Die Verwaltung hat die Verwendung der Zuwen­
dung zu überwachen. 

9.2 
Führen einer Übersicht 

Wer Ausgaben für Zuwendungen bewirtschaftet, 
hat für jedes Hau_shaltsjahr eine besondere nach 
Titeln gegliederte Ubersicht zu führen über 

a) Empfängerin oder Empfänger, Art, Höhe und 
Zweck der Zuwendung, 

b) die zur Zahlung angewiesenen oder von der Zu­
wendungsempfängerin oder dem Zuwendungs­
empfänger angeforderten Beträge sowie die ein­
gegangenen Verpflichtungen und 

c) den vorgeschriebenen Zeitpunkt für die Vorlage 
des Verwendungsnachweises, dessen Eingang 
und den Zeitpunkt der Prüfung durch die zu­
ständige Stelle. 

9.3 
Landesrechnungshof 

Dem Landesrechnungsh,of ist auf besondere Anfor­
derung der Inhalt der Ubersicht nach Nr. 9.2 mit­
zuteilen. Mit seiner Einwilligung können verein­
fachte Übersichten geführt werden. 

10 
Nachweis derVerwendung 

10.1 
Verlangen eines Verwendungsnachweises 

Die Bewilligungsbehörde hat von der Zuwen­
dungsempfängerin oder dem Zuwendungsempfän­
ger einen Verwendungsnachweis sowie bei mehr­
jährigen Maßnahmen einen Zwischennachweis 
entsprechend dem Zuwendungsbescheid und den 
Nebenbestimmungen zu verlangen. Der Zwischen­
oder Verwendungsnachweis kann auch als einfa­
cher Verwendungsnachweises in Sinne der Nr. 10.3 
erfolgen. 

10.2 
Umfang des Verwendungsnachweises 

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem 
Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis 
über Einnahmen und Ausgaben. Der Bewilligungs­
behörde sind keine Belege vorzulegen. 

Bei Zuwendungen zur Projektförderung gemäß 
ANBest-P ist dem Verwendungsnachweis eine Be­
legliste beizufügen, in der die Ausgaben nach Art 
und in zeitlicher Reihenfolge getrennt aufgelistet 
sind (siehe Anlage 5). 

Bei Zuwendungen, bei denen die Erfüllung des Zu­
wendungszwecks in einem sich wiederholenden 
einfachen Ergebnis besteht, kann auf vorherige 
Sachberichte Bezug genommen werden. Soweit 
a lle Ausgaben und Einnahmen, mit den erforderli­
chen Angaben , auf einem Konto oder einer Kosten­
stelle gebucht wurden , kann die Belegliste auch 
durch einen Auszug aus diesem Konto beziehungs­
weise dieser Kostenstelle ersetzt werden. 

10.3 
Einfacher Verwendungsnachweis 

Der einfache Verwendungsnachweis besteht aus ei­
nem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nach­
weis über Einnahmen und Ausgaben (siehe Anlage 
Grundmuster 3). Auf die Vorlage der Bücher und 
Belege wird verzichtet. 

Der einfache Verwendungsnachweis kann zugelas­
sen werden, 

a) bei institutioneller Förderung allgemein oder 

b) bei Projektförderung, 

11 

aa) wenn es sich bei der Zuwendungsempfän­
gerin oder dem Zuwendungsempfänger 
um eine juristische Person des öffentli­
chen Rechts oder um ein Unternehmen 
handelt, bei dem das Land Rechte nach 
§ 53 Haushaltsgrundsätzegesetz oder § 67 
hat; Voraussetzung ist jedoch, dass die Bü­
cher nach den Regeln der kaufmänni­
schen doppelten Buchführung oder in 
entsprechender Anwendung der landes­
ha ushaltsrech tlichen Vorschriften geführt 
werden, oder 

bb) wenn die Bewilligungsbehörde aufgrund 
besonderer Umstände davon ausgehen 
kann, dass die zweckentsprechende Ver­
wendung der Zuwendung auch ohne Be­
lege anhand einer summarischen Darstel­
lung der Einnahmen und Ausga ben nach­
prüfbar ist. 

Prüfung des Verwendungsnachweises und 
Erfolgskontrolle 

11.1 

Inhalt der Prüfung des Verwendungsnachweises 

Die Bewilligungsbehörde, die nach Nr. 1.4 zustän­
dige oder sonst beauftragte Stelle hat unverzüglich 
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nach Eingang des Zwischen- oder Verwendungs­
nachweises zu prüfen, ob 

a) der Zwischen- oder Verwendungsnachweis den 
im Zuwendungsbescheid einschließlich der Ne­
benbestimmungen festgelegten Anforderungen 
entspricht, 

b) die Zuwendung nach den Angaben im Zwi­
schen- oder Verwendungsnachweis und gegebe­
nenfalls den Belegen und Verträgen über die 
Vergabe von Aufträgen zweckentsprechend ver­
wendet worden ist und 

c) der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck 
erreicht worden ist. Dabei ist grundsätzlich eine 
abschließende und soweit in Betracht kommend 
eine begleitende Erfolgskontrolle durchzufüh­
ren. 

11.2 
Verfahren der Prüfung 

Im Rahmen der Prüfung sind gegebenenfalls Er­
gänzungen, Erläuterungen oder die Vorlage von 
Belegen zu verlangen und örtliche Erhebun&en 
durchzuführen. Vorgelegte Belege smd nach Em­
sichtnahme mit einem Prüfvermerk zu versehen 
und an die Zuwendungsempfängerin oder den Zu­
wendungsempfänger zurückzugeben. Die Prüfung 
der Angaben in dem Verwendungsnachweis kann 
auf Stichproben beschränkt werden. 

11.3 
Prüfungsvermerk 

Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung sind in 
einem Vermerk (Prüfungsvermerk) festzuhalten. 

11.4 
Übersendung des Sachberichts und des 
Prüfungsvermerks 

Die prüfende Stelle übersendet den nach Nr. 1.4 
beteiligten Stellen eine Ausfertigung des Sachbe­
richts und des Prüfungsvermerks. 

11.5 
Veraktung 

Eine Ausfertigung des Prüfungsvermerks ist mit 
einer Ausfertigung des Zwischen- oder Verwen­
dungsnachweises zu den Bewilligungsakten zu 
nehmen. 

11.6 

Erfolgskontrolle 

Bei allen Zuwendungen ist von der zuständigen 
obersten Landesbehörde oder der von ihr be­
stimmten Stelle eine Erfolgskontrolle nach Maß­
gabe der nachstehenden Bestimmungen durch­
zuführen. Die Erfolgskontrolle kann mit der 
Nachweisprüfung verb_unden werden. Bei der Aus­
gestaltung des Verfahrens können ressortspezifi­
sche Besonderheiten (zum Beispiel eigenständige 
Evaluierungsverfahren) berücksichtigt werden, so­
weit sie geeignet sind, den Erfolg der Förderung 
festzustellen und sie den in den VV zu § 7 festge­
legten Grundsätzen Rechnung tragen . 

11.6.1 

Jede Einzelmaßnahme ist daraufhin zu untersu­
chen, ob das mit ihr beabsichtigte Ziel voraus­
sichtlich erreicht wird beziehungsweise erreicht 
worden ist (vgl. Nr. 3.3 Buchstabe f). Bei Stichpro­
benverfahren kann diese Prüfung auf die ausge­
wählten Falle beschränkt werden. 

11.6.2 

Für übergeordnete Ziele, insbesondere Förderpro­
gramme, die Zuwendungen zur Projektförderung 
vorsehen, ist eine begleitende und abschließende 
Erfolgskontrolle mit den Bestandteilen Zielerrei-

chungs-, Wirkungs- und Wirtschaftlichkeitskon­
trolle nach Maßgabe derVV zu§ 7 durchzuführen. 

11.6 .3 

Bei institutioneller Förderung ist grundsätzlich 
eine Erfolgskontrolle entsprechend Nr. 11.6 .2 
durchzuführen. 

12 
Weiterleitung von Zuwendungen durch die 
Zuwendungsempfängerin oder den Zuwendungs­
empfänger 

Wird im Zuwendungsbescheid vorgesehen, dass die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs­
empfänger die Zuwendung zur Erfüllung des Zu­
wendungszwecks an Dritte weiterleiten darf, so ist 
bei der Bewilligung festzulegen, unter welchen Vo­
raussetzungen die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger die Beträge weiterlei­
ten darf und wie die zweckentsprechende Verwen­
dung ihr oder ihm gegenüber nachzuweisen ist. 
Hierbei ist sicherzustellen, dass die für die Zuwen­
dungsempfängerin oder den Zuwendungsempfän­
ger maßgebenden Bestimmungen des Zuwen­
dungsbescheides einschließlich der Nebenbestim­
mungen, soweit zutreffend, auch der oder dem 
Dritten auferlegt werden. 

13 
Ausnahmen 

Soweit das zuständige Ministerium oder die Be­
willigungsbehörde nicht nach den Nrn . 1 bis 12 er­
mächtigt ist, Ausnahmen zuzulassen, gilt: 

13. 1 
Zulassen von Ausnahmen 

Im Einzelfall kann das zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium Ausnahmen zulassen. Beträgt die Zu­
wendung oder der Gesamtbetrag der Zuwendung 
bei Finanzierung durch mehrere Stellen weniger 
als 100 000 Euro , kann das zuständige Ministerium 
allein Ausnahmen zulassen, wobei ein der Sach­
lage angemessener Verwendungsnachweis jedoch 
unerlässlich ist. 

13.2 
Förderrichtlinien 

Für einzelne Förderbereiche kann das zuständige 
Ministerium im Einvernehmen mit dem für Finan­
zen zuständigen Ministerium und nach vorheriger 
Unterrichtung des Landesrechnungshofs nach 
§ t02 ergänzende oder abweichende Verwaltungs­
vorschriften (Förderrichtlinien) zu den Nrn . 1 bis 
12 erlassen; bei ergänzenden Verwaltungsvorschrif­
ten zu Nr. 6 ist auch das für Bauangelegenheiten 
zuständige Ministerium zu beteiligen. Werden die 
Verwaltungsvorschriften (Förderrichtlinien). geän­
dert, sind die Vorgenannten ebenfalls zu beteiligen. 

13.3 
Landesrechnungshof 

Soweit Regelungen nach den Nrn . 13.1 und 13 .2 
den Verwendungsnachweis betreffen , ist das Ein­
vernehmen mit dem Landesrechnungshof herzu­
stellen. 

13.4 
Vereinfachtes Schnellverfahren 

13.4.1 

Soll ausnahmsweise abweichend von Nr. 1.1 Satz 1 
Buchstabe a eine Zuwendung bewilligt werden , die 
im Einzelfall weniger als 2 000 Euro beträgt, kann 
für Projektförderungen auch das nachfolgend be­
schriebene „Vereinfachte Schnellverfahren" ange­
wandt werden. 
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13.4.2 

Abweichend von Nr. 1.3 ist derVorhabenbeginn vor 
Antragstellung, frühestens jedoch ab Inkrafttreten 
der Förderrichtlinie zugelassen. Die Durchführung 
eines Vorhabens begründet keinen Anspruch auf 
Förderung. 

13.4.3 

Die Beantragung der Zuwendung erfolgt nach Ab­
schluss des Vorhabens. Zur Auszahlung bedarf es 
abweichend von Nr. 7.1 nicht der Bestandskraft des 
Zuwendungsbescheides. Die Zuwendung soll vor­
rangig als Festbetragsfinanzierung erfolgen. 

13.4.4 

Das Antragsformular auf Gewährung der Zuwen­
dung enthält zugleich die Beantragung der Aus­
zahlung und den Verwendungsnachweis. Mit dem 
Antrag ist gleichzeitig der Verwendungsnachweis 
vorzulegen. Der Verwendungsnachweis beschränkt 
sich auf die Vorlage einer Rechnung oder eines 
ähnlichen Nachweises. Ein Sachbericht ist nicht 
erforderlich. 

13.4.5 

Das Verfahren ist rein elektronisch. 

13.4.6 

Für die Anwendung des Schnellverfahrens ist für 
die zugrundeliegende Förderrichtlinie das Einver­
nehmen nach Nr. 13.2 mit dem Ministerium der 
Finanzen herzustellen. Die Beteiligung des Lan­
desrechnungshofs nach § 102 richtet sich nach den 
Nm. 13.2 und 13 .3. 

14 

Besondere Regelungen 

14.1 

Klärung von Zweifelsfragen und Fragen von er­
heblicher finanzieller Bedeutung 

Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von 
erheblicher finanzieller Bedeutung, die sich bei der 
Anwendung der Nm. 1 bis 13.3 ergeben, sind im 
Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium und soweit derVerwendungsnachweis 
betroffen ist, mit dem Landesrechnungshof zu klä­
ren. 

14.2 

Beteiligung des Landes 

Die Nrn. 1 bis 14.1 gelten für das Land auch dann , 
wenn bei einer kapitalmäßigen Beteiligung des 
Landes an der Zuwendungsempfängerin oder dem 
Zuwendungsempfänger (Nr. 1.2 zu§ 65) die Bewil­
ligungsbehörde in einem Aufsichtsorgan der Zu­
wendungsempfängerin oder des Zuwendungsemp­
fängers vertreten ist. 

15 

Zuwendungen auf Kostenbasis 

15.1 

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 

Als Projektförderung können Zuwendungen ab­
weichend von Nr. 2.4 auf Kostenbasis an außeruni­
versitäre Forschungseinrichtungen, die gemeinsam 
von Bund und Ländern grundfinanziert werden, 
gewährt werden . Das Fördervorhaben muss der 
nichtwirtschaftlichen Tätigkeit der Einrichtung 
zuzuordnen sein. Die Zuwendungen können an­
statt zur Deckung der zuwendungsfähigen Ausga­
ben zur Deckung der zuwendungsfähigen Kosten 
bewilligt werden. 

15.2 
Förderrichtlinie auf Kostenbasis als 
Rahmenrichtlinie 

Für einzelne Förderbereiche kann das zuständige 
Ministerium oder mehrere zuständige Ministerien 
gemeinsam im Einvernehmen mit dem für Finan­
zen zuständigen Ministerium und nach vorheriger 
Unterrichtung des Landesrechnungshofs gemäß 
§ 102 eine ergänzende oder abweichende Verwal­
tungsvorschrift (Förderrichtlinie auf Kostenbasis) 
als Rahmenrichtlinie erlassen. Dabei wird der Be­
griff „Ausgaben" durch den Begriff „Kosten" er­
setzt. Der Förderrichtlinie können besondere Ne­
benbestimmungen beigefügt werden. 

15.3 
Landesrechnungshof 

Soweit die Regelungen nach den Nm. 15.1 und 
15.2 den Verwendungsnachweis betreffen, ist das 
Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof her­
zustellen . 

15.4 
Anteilige Gewährung von EU- Mitteln 

Die Förderrichtlinie auf Kostenbasis kann im Fall 
der anteiligen Gewährung von EU-Mitteln in Ver­
bindung mit den bestehenden EU-spezifischen 
Fördervorschriften, Rahmenrichtlinien nach 
Nr. 16.1 sowie den spezifischen .Förderrichtlinien 
der für Forschung, Wirtschaft, Umwelt und Ge­
sundheit zuständigen Ressorts angewendet wer­
den . Dabei wird der Begriff „Ausgaben" in den 
Rahmenrichtlinien und den spezifischen Förder­
richtlinien durch den Begriff „Kosten" ersetzt, so­
weit nicht Selbstkosten der Zuwendungsempfän­
gerin oder des Zuwendungsempfängers betroffen 
sind. Im Rahmen der Kostenförderung ist ein 
Rückgriff auf Pauschalen ausgeschlossen. 

16 
Zuwendungen unter Beteiligung von 
Fördermitteln, die von der Europäischen Union 
bereitgestellt werden 

16.1 
Förderbereiche und Europäische Union, 
Rahmenrichtlinie 

Für einzelne Förderbereiche, die von der Europä­
ischen Union unter eigener Bereitstellung von Mit­
teln bestimmt werden , kann das zuständige Minis­
terium oder mehrere zuständige Ministerien ge­
meinsam im Einvernehmen mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium und nach vorheriger Un­
terrichtung des Landesrechnungshofs gemäß § 102 
ergänzende oder abweichende Verwaltungsvor­
schriften (Förderrichtlinien) zu den Nm. 1 bis 12 
als Rahmenrichtlinie erlassen. Den Förderrichtli­
nien können besondere Nebenbestimmungen bei­
gefügt werden. 

16.2 
Landesrechnungshof 

Soweit die Regelungen nach Nr. 16.1 den Verwen­
dungsnachweis betreffen , ist das Einvernehmen 
mit dem Landesrechnungshof herzustellen. 

16.3 
Geltungsbereich der Rahmenrichtlinie 

Die Rahmenrichtlinie ist bei allen Zuwendungen 
anzuwenden, die im Rahmen des von der Europäi­
schen Union bestimmten Förd,erbereichs und unter 
Nutzung der von ihr bereitgestellten Mittel erfol­
gen. Sie geht den VV zu§§ 23, 44 und den Regelun­
gen von Förderrichtlinien nach Nr. 13 .2 vor, soweit 
sie diesen widerspricht oder sie ergänzt. Die bei­
hilferechtlichen Vorschriften der Europäischen 
Union bleiben unberührt. Bei der Unterstützung 
von Finanzinstrumenten und dem Abschluss von 
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Verträgen, die keine Zuwendungsverträge sind, ist 
die Rahmenrichtlinie nicht anzuwenden. Ausnah­
men von Regelungen der Rahmenrichtlinie sind 
nur im Einvernehmen mit der die EU-Mittel ver­
waltenden Stelle, dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium und, soweit der Nachweis der Ausga­
ben betroffen ist, dem Landesrechnungshof mög­
lich. 

Zu § 44 Absatz 2 - Beleihung auf dem Gebiet der 
Zuwendungen -

17 
Personenkreis 

Beliehen werden können juristische Personen des 
privaten Rechts, die in den Handlungsformen des 
öffentlichen Rechts Zuwendungsempfängerinnen 
oder Zuwendungsempfängern des Landes Zuwen­
dungen gewähren sollen. 

18 
Verfahren 

Die Beleihung geschieht durch Verwaltungsakt 
oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag. Diese 
müssen enthalten: 

a) die Bezugnahme auf§ 44 Absatz 2, 

b) die genaue Bezeichnung der juristischen Person 
des privaten Rechts, die beliehen wird, 

c) die Verleihung der Befugnis, Zuwendungen nach 
Maßgabe besonderer Bestimmungen durch Ver­
waltungsakt in eigenem Namen zu bewilligen, 

d) die Angabe der Behörde, die die Aufsicht über 
die Beliehene oder den Beliehenen ausübt, 

e) die Verpflichtung der oder des Beliehenen, der 
aufsichtsführenden Behörde unverzüglich mit­
zuteilen, wenn 

aa) sich bei der Ausübung der Befugnis Zwei­
felsfragen oder Schwierigkeiten ergeben, 

bb) sie ihre oder er seine Zahlungen einstellt 
oder ein Insolvenzverfahren über ihr oder 
sein Vermögen beantragt oder eröffnet 
wird . 

cc) den Beginn und die Befristung der Belei­
hung oder deren Beschränkung auf be­
stimmte Programme, 

f) einen Vorbehalt, dass die Befugnis jederzeit ent­
zogen werden kann, 

g) die Verpflichtung der oder des Beliehenen, den 
Anti-Korruptionserlass vom 9. Dezember 2022 
(MBl. NRW. S. 1034) in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend zu berücksichtigen und 

h) beim Verwaltungsakt eine Rechtsbehelfsbeleh­
rung. 

Teil II - VV für Zuwendungen 
an Gemeinden und Gemeindeverbände - (VVG) 

Inhaltsübersicht 

Nr. 1 

Nr. 2 

Bewilligungsvoraussetzungen 

Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung, 
Beteiligung der Kommunalaufsicht 

Nr. 3 Antragsverfahren 

Nr. 4 Bewilligung 

Nr. 5 Nebenbestimmungen zum Zuwendungs-
bescheid 

Nr. 6 Zuwendungen für Baumaßnahmen 

Nr. 7 Auszahlung der Zuwendungen 

Nr. 8 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf 
des Zuwendungsbescheides, Rückforderung 
der Zuwendung und Verzinsung 

Nr. 9 Überwachung der Verwendung 

Nr. 10 Nachweis der Verwendung 

Nr. 11 Prüfung des Verwendungsnachweises 

Nr. 12 Weiterleitung von Zuwendungen durch die 
Zuwendungsempfängerin oder den Zuwen­
dungsempfänger 

Nr. 13 Ausnahmen 

Nr. 14 Besondere Regelungen 

Nr. 15 Zuwendungen unter Beteiligung von För­
dermitteln , die von der Europäischen Union 
bereitgestellt werden 

1 
Bewilligungsvoraussetzungen 

1.1 
Grundsätze 

Zuwendungen werden nach Maßgabe des Landes­
haushaltsplans bewilligt. 

Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, wenn 

a) die Zuwendung im Einzelfall mehr als 
12 500 Euro beträgt, 

b) diese nicht zur Finanzierung terroristischer Ak­
tivitäten eingesetzt werden und 

c) die Empfängerinnen oder Empfänger keine ter-
roristische Vereinigungen unterstützen. 

Die fachlich zuständigen Ministerien müssen bei 
der Gewährung von Haushaltsmitteln sicherstel­
len, dass die Mittelempfängerinnen und -empfän­
ger zur Einhaltung von Satz 1 Buchstabe b) und c) 
verpflichtet sind. 

1.2 

Unzulässige Anfinanzierung 

Eine Anfinanzierung von Vorhaben , deren Gesamt­
finanzierung nicht gesichert ist, ist unzulässig. 

1.3 

Kein vorzeitiger Maßnahmebeginn und Ausnahmen 

Zuwendungen zur Projektförderung dürfen nur für 
solche Vorhaben bewilligt werden, die noch nicht 
begonnen worden sind. 

1.3.1 

Das zuständige Ministerium kann im Einzelfall al­
lein und für einzelne Förderbereiche im Einver­
nehmen mit dem Ministerium der Finanzen Aus­
nahmen von Nr. 1.3 zulassen, wenn unter Beach­
tung der Mittelfristigen Finanzplanung die 
erforderlichen Haushaltsmittel voraussichtlich zur 
Verfügung stehen und ein prüffähiger Förderan­
trag vorliegt. 

Die Befugnis für die Zulassung von Ausnahmen im 
Einzelfall kann von dem zuständigen Ministerium 
auf die Bewilligungsbehörde übertragen werden. 

1.3 .2 

Mit der Erteilung einer Ausnahme (Zustimmung) 
von Nr. 1.3 ist der Antragstellerin oder dem Antrag­
steller zugleich schriftlich mitzuteilen, dass die Zu­
stimmung keinen Anspruch auf eine spätere Förde­
rung begründet. Die Zustimmung darf nur mit der 
Auflage erteilt werden, dass die Antragstellerin oder 
der Antragsteller die Bestimmungen der Allgemei­
nen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung bei Gemeinden (ANBest-G) be­
reits ab dem Zeitpunkt der Zustimmung zu beach­
ten hat. Die ANBest-G sind grundsätzlich unverän­
dert zum Bestandteil des Bescheides zu machen. 

1.3.3 

Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Ab­
schluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lie­
ferungs- oder Leistungsvertrages zu werten. Bei 
Baumaßnahmen gelten Planung, Baugrundunter­
suchung, Grunderwerb und Herrichten des Grund-
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stücks (zum Beispiel Gebäudeabbruch, Planieren) 
nicht als Beginn des Vorhabens , es sei denn, sie 
sind alleiniger Zweck der Zuwendung. 

1.3.4 

Nr. 1.3 findet keine Anwendung bei der Fortset­
zung jährlich wiederkehrender, ganzjähriger Maß­
nahmen, für die im Haushaltsplan des Vorjahres 
Ausgaben bereitgestellt worden sind und eine An­
derung der Fördervoraussetzungen nicht eingetre­
ten ist. 

1.4 
Bewilligung nur durch einzelne Behörde und zu 
erzielende Einvernehmen 

Sollen für eine Einrichtung oder ein Vorhaben Zu­
wendungen von mehreren Stellen des Landes oder 
sowohl vom Land als auch von anderen juristi­
schen Personen des öffentlichen Rechts bewilligt 
werden, soll die Bewilligung durch nur eine Be­
hörde erfolgen. 

In jedem Fall haben die Zuwendungsgeberinnen 
und Zuwendungsgeber vor der Bewilligung min­
destens Einvernehmen herbeizuführen über: 

a) die zu finanzierenden Maßnahmen, 

b) die Finanzierungsart und die Höhe der Zuwen­
dungen (Nr. 2) , 

c) die Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbe­
scheid (Nr. 5), 

d) die Beteiligung fachlich zuständiger Dienststel­
len (zum Beispiel in Fallen der Nr. 6) und 

e) den Verwendungsnachweis und seine Prüfung 
durch eine der beteiligten Verwaltungen (Nrn. 
10 und 11). Im Allgemeinen wird für die Prü­
fung die Stelle in Betracht kommen , welche die 
höchste Zuwendung bewilligt hat oder die dem 
Sitz der Zuwendungsempfängerin oder des Zu­
wendungsempfängers am nächsten liegt. 

1.4.1 

Beträgt die Zuwendung des Landes mehr als 
100 000 Euro, ist der Landesrechnungshof vor Her­
stellen des Einvernehmens zu hören; in jedem Fall 
ist er alsbald zu unterrichten. 

1.4.2 

Insbe:sondere im Zusammenhang mit der Finanzie­
rungsart ist im Hinblick auf eine mögliche An­
spruchskonkun:enz bei der Geltendmachung des Er­
stattungsanspruchs zu prüfen, ob und ggf. inwieweit 
Nr. 2 der von der Zuwendungsempfängerin oder von 
dem Zuwendungsempfänger zu beachtenden Allge­
meinen Nebenbestimmungen einer ergänzenden Re­
gelung bedarf. Bei der Abstimmung nach Nr. 1.4. 
Satz 2 Buchstabe d ist festzulegen , dass fachlich zu­
ständige staatliche Dienststellen nur einer Zuwen­
dungsgeberinn oder eines Zuwendungsgebers, der 
ebenfalls festzulegen ist, zu beteiligen sind. 

1.5 
Beginn der Förderung bei Projektförderungen im 
Rahmen übergeordneter Ziele 

Bei Projektförderungen im Rahmen übergeordne­
ter Ziele darf mit der Förderung erst begonnen 
werden, wenn d ie nach Nr. 3.7 zu § 23 erforderli­
che Zielbestimmung vorliegt. Satz 1 gilt insbeson­
dere für Förderprogramme. 

2 
Finanzierungsarten , Höhe der Zuwendung, 
Beteiligung der Kommunalaufsicht 

2.1 
Finanzierungsarten 

Vor der Bewilligung der Zuwendung ist zu prüfen , 
welche Finanzieru;1gsart unter Berücksichtigung 

der Interessenlage des Landes und der Gemeinde 
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar­
samkeit am besten entsprich t. 

2.2 
Teilfinanzierung mittels Anteilfinanzierung, Fehl­
bedarfsfinanzierung oder Festbetragsfinanzierung 

Die Zuwendung wird grundsätzlich zur Teilfinan­
zierung des zu erfüllenden Zwecks bewilligt, und 
zwar 

a) nach einem bestimmten Prozentsatz oder Anteil 
der zuwend ungsfähigen Ausgaben (Anteilfinan­
zierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung 
auf einen Höchstbetrag zu begrenzen, 

b) zur Deckung des Fehlbedarfs, der insoweit ver­
bleibt, als die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger die zuwendungsfä­
higen Ausgaben nicht durch eigene oder fremde 
Mittel zu decken vermag (Fehlbedarfsfinanzie­
rung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung 
auf einen Höchstbetrag zu begrenzen oder 

c) mit einem festen Betrag an den zuwendungsfä­
higen Ausgaben (Festbetragsfinanzierung); da­
bei kann die Zuwendung auch auf das Vielfache 
eines Betrages festgesetzt werden, der sich für 
eine bestimmte Einheit ergibt. E ine Festbetrags­
finanzierung kommt nicht in Betracht, wenn im 
Zeitpunkt der Bewilligung konkrete Anhalts­
punkte dafür vorliegen, dass mit nicht bestimm­
baren späteren Finanzierungsbeiträgen Dritter 
oder mit Einsparungen zu rechnen ist. 

2.3 
Bemessung der zuwendungsfähigen Ausgaben 

Die Bemessung der zuwendungsfähigen Ausgaben 
erfolgt auf Grundlage der voraussichtlichen Ist-Ein­
nahmen und der voraussichtlichen Ist-Ausgaben der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungs­
empfängers, die der Maßnahme zuzurechnen sind. 

2.3.1 

Zuzurechnende Ausgaben in diesem Sinne sind 
auch Ausgaben, die durch die Beauftragung eines 
mit der Gemeinde und Gemeindeverbänden mehr­
heitlich verbundenen rechtlich selbständigen Un­
ternehmens entstehen. 

2.3.2 

Der Bemessung der Zuwendung können, soweit 
d ies möglich ist, feste Beträge zu Grunde gelegt 
werden. Diese Beträge können auch nach Prozent­
sätzen anderer zuwendungsfähiger Ausgaben be­
messen werden. Für eine Bemessung von zuwen­
dungsfähigen Ausgaben nach festen Beträgen 
kommen vor allem Projekte in Betracht, 

a) bei denen einzelne Ausgaben nur mit erhebli­
chem Aufwand genau festgestellt und belegt 
werden können , jedoch eine sachgerechte Pau­
schalierung dieser Ausgaben anhand von objek­
tiv überprüfbaren oder allgemein anerkannten 
Maßstäben möglich ist oder 

b) bei denen , wie bei bestimmten Baumaßnahmen, 
für einzelne oder mehrere gleiche Teile der Maß­
nahme über die voraussichtlichen Ausgaben 
Richtwerte vorliegen oder festgelegt werden 
können. 

Die Bemessung von zuwendungsfähigen Ausgaben 
nach Richtwerten gemäß Satz 3 Buchstabe b setzt 
die Anerkennung der Richtwerte durch die fachlich 
zuständige technische staatliche Verwaltung voraus, 
soweit diese bei der Maßnahme zu beteiligen ist. 

2.3.3 

Bürgerschaftliches Engagement in der Fonn von frei­
willigen, unentgeltlichen Arbeiten kann, nach nähe­
rer Maßgabe durch Förderrichtlinien, als fiktive Aus­
gabe in die Bemessungsgrundlage einbezogen wer-



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 25 vom 6. Juni 2025 745 

den. Auch in diesem Fall darf die Zuwendung die 
Summe der Ist-Ausgaben nicht überschreiten. 

2.3.4 

Zweckgebundene Spenden sind als Eigenmittel zu 
berücksichtigen. 

Auch mehrheitlich kommunale Unternehmen kön­
nen Spenderinnen oder Spender im Sinne dieser 
Vorschrift sein. 

2.4 

Festsetzung des Prozentsatzes 

Bei der Festsetzung des Prozentsatzes sind das 
Landesinteresse und die finanzielle Leistungs­
fähigkeit der Gemeinde und Gemeindeverbände 
angemessen zu berücksichtigen. Der Förderungs­
rahmen beträgt bei Anteil- und Festbetragsfinan­
zierung 40 Prozent bis höchstens 80 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben , es sei denn, dass 
aufgrund von Rechtsvorschriften höhere Prozent­
sätze vorgeschrieben worden sind. 

2.5 
Verzicht aui Eigenanteil 

Das zuständige Ministerium kann im Einzelfall al­
lein und für einzelne Förderbereiche im Einver­
nehmen mit dem für Finanzen zuständigen Minis­
terium bestimmen, dass auf den Eigenanteil ver­
zichtet wird , wenn die Gemeinde die Zuwendung 
weiterleitet und kein oder lediglich ein geringes ei­
genes Interesse an der Zweckerfüllung hat. 

2.6 
Beteiligung Dritter an Ausgaben 

Liegt der zu fördernde Zweck auch im Interesse 
von Dritten, sollen diese sich angemessen an den 
zuwendungsfähigen Ausgaben beteiligen. 

2.7 
Beteiligung der Kommunalaufsicht 

Für die Beteiligung der Kommunalaufsicht gilt 
Folgendes: 

Vor der Bewilligung der Zuwendung zu Investitio­
nen einer Gemeinde, die bei ihrer Haushaltswirt­
schaft ein Haushaltssicherungskonzept nach § 76 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) in der jeweils 
geltenden Fassung zu beachten hat, ist die Bezirks­
regierung in jedem Einzelfall zu beteiligen . 

3 

Antragsverfahren 

3.1 
Form des Antrags 

Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es ei­
nes Antrags. Ein mündlicher Antrag ist nicht zu­
lässig. Das dieser Nr. als Anlage beigefügte Grund­
muster 1 (Antrag) ist sinngemäß anzuwenden. Die 
in Förderrichtlinien gegebenenfalls vorgeschriebe­
nen ergänzenden Antragsunterlagen sind dem An­
trag beizufügen. 

Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat in 
dem Antrag zu versichern, dass 

a) die Zuwendungen nicht zur Finanzierung terro­
ristischer Aktivitäten eingesetzt werden und 

b) die Antragstellerin oder der Antragssteller 
keine terroristische Vereinigungen unterstützt. 

3.2 
Wirtschaftlichkeitsberechnung oder Berechnung 
der Folgekosten 

Die Bewilligungsbehörde kann in besonders be­
gründeten Fällen die Vorlage einer Wirtschaftlich-

keitsberechnung oder einer Berechnung der Folge­
kosten verlangen. 

3.3 
Ergebnis der Antragsprüfung als Vermerk 

Das Ergebnis der Antragsprüfung ist zu vermerken 
Dabei kann auf andere Unterlagen zum Beispiel 
den Antrag oder den Zuwendungsbescheid verwie­
sen werden. In dem Vermerk soll insbesondere auf 
die Notwendigkeit und Angemessenheit der Zu­
wendung eingegangen werden sowie auf 

a) die Beteiligung anderer Dienststellen (auch in 
fachlicher Hinsicht), 

b) den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben, 

c) die finanzielle Auswirkung auf künftige Haus­
halte des Landes und 

d) die geplanten förderpolitischen Ziele (zum Bei­
spiel Bezug des Vorhabens zu den Programmzie­
len) und Arbeitsziele (zum Beispiel in wissen­
schaftlicher und/oder technischer Hinsicht) . 

3.4 
Fortsetzung jährlich wiederkehrender Vorhaben 

Bei der Fortsetzung jährlich wiederkehrender Vor­
haben reicht eine Bezugnahme_ auf den Erstantrag 
mit Angabe ggf. eingetretener Anderungen aus. 

4 

Bewilligung 

4.1 

Zuwendungsbescheid 

Zuwendungen werden durch Zuwendungsbescheid 
bewilligt. Eine mündliche Bewilligung ist nicht 
zulässig. Der Zuwendungsbescheid ist der Zu­
wendungsempfängerin oder dem Zuwendungs­
empfänger bekannt zu geben (§ 41 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes NRW). Soweit dem An­
trag der Zuwendungsempfängerin oder des 
Zuwendungsempfängers ganz oder teilweise nicht 
entsprochen wird , ist dies erforderlichenfalls zu 
begründen (§ 39 des Verwaltungsverfahrensgeset­
zes NRW) . Das dieser Nr. als Anlage beigefügte 
Grundmuster 2 (Zuwendungsbescheid) ist sinn­
gemäß anzuwenden. 

4.2 
Landesrechnungshof 

Dem Landesrechnungshof ist auf Verlangen ein 
Abdruck des Zuwendungsbescheides mit einer 
Zweitschrift des Antrags zu übersenden . 

4.3 
Nichterreichen des Zuwendungszwecks 

Ergibt sich aufgrund einer Mitteilung der Zuwen­
dungsempfängerin oder des Zuwendungsempfän­
gers oder auf andere Weise, dass der Zuwendungs­
zweck mit der bewilligten Zuwendung nicht zu er­
reichen ist, hat die Bewilligungsbehörde zu prüfen, 
ob das Vorhaben eingeschränkt, umfinanziert oder 
notfalls eingestellt wird oder ob die Zuwendung 
ausnahmsweise erhöht werden kann. 

5 

Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 

5.1 
Allgemeine Nebenbestimmungen in der Anlage 

Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des§ 36 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW für Zu­
wendungen zur Projektförderung (ANBest-G) er­
geben sich aus der Anlage. Sie sind unter Beach­
tung des § 37 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW grundsätzlich unverändert zum Bestandteil 
des Bescheides zu machen. 
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5.2 
Befugnisse der Bewilligungsbehörde 

Die Bewilligungsbehörde darf bei Vorliegen beson­
derer Umstände Fristen für die Vorlage von Ver­
wendungsnachweisen abwe ichend von den Allge­
meinen Nebenbestimmungen festsetzen; nach der 
Bekanntgabe jedoch nur in der Form einer Frist­
verlängerung. 

5.3 
Regelungsinhalte im Zuwendungs bescheid 

Über die Allgemeinen Nebenbestimmungen 
(Nr. 5. 1) hinaus sind je nach Art, Zweck und Höhe 
der Zuwendung sowie nach Lage des einzelnen 
Falles unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit im Zuwendungsbescheid ins­
besondere zu regeln : 

5.3.1 

Die Beteiligung anderer Dienststellen in fachlicher 
Hinsicht. 

5.3.2 

Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungs­
nachweises; insbesondere sind in den Fällen der 
Festbetragsfinanzierung (Nr. 2.2 Buchstabe c) und 
der Bemessung von zuwendungsfäh igen Ausgaben 
auf der Grundlage fester Beträge (Nr. 2.3) die Re­
gelungen der ANBest-G über den zahlenmäßigen 
Nachweis den Erfordernissen des Einzelfalles an­
zupassen . 

5.3.3 

Gegebenenfalls ist auch zu regeln, mit welchen 
speziellen Auflagen die Zuwendungsempfängerin 
oder der Zuwendungsempfänger zu verpflichten 
ist, um eine begleitende und abschließende Kont­
rolle des Erfolgs des Vorhabens oder des Förder­
programms zu ermöglichen . 

5.3.4 

Werden mit Hilfe der Zuwendung Gegenstände er­
worben oder hergestellt, ist anzugeben, ob und wie 
lange die Gegenstände für den Zuwendungszweck 
geb unden sind und wie mit ihnen nach Ablauf der 
zeitlichen Bindung zu verfahren ist. 

5.3.5 

Besonderheiten, die sich aus der Beteiligung der 
Europäischen Gemeinschaft an der Förderung er­
geben. 

5.4 
Vorbehalt im Zuwendungsbescheid 

Im Zuwendungsbescheid ist folgende Nebenbe­
stimmung aufzunehmen: 

„Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs für den Fall, dass 

a) die Zuwendung zur Finanzierung terroristischer 
Aktivitäten eingesetzt wird, oder 

b) die Empfängerin oder der Empfänger eine ter­
roristische Vereinigung bei Antragstellung war 
oder nach Antragstellung wird oder 

c) die Empfängerin oder der Empfänger eine ter­
roristische Vereinigung unterstützt." 

5.5 
Zuweisungen aus Mitteln des Allgemeinen 
Steuerverbundes 

Bei Zuweisungen aus Mitteln des Allgemeinen 
Steuerverbundes ist von der Bewilligungsbehörde 
der Zeitpunkt festzulegen, zu dem spätestens mit 
dem Vorhaben begonnen werden muss (auflösende 
Bedingung im Sinne von § 36 Absatz 2 Nr. 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW, die zur Un-

wirksamkeit des Zuwendungsbescheides führt, vgl. 
Nr. 8.2 .1 ). 

6 
Zuwendungen für Baumaßnahmen 

6.1 
Beteiligung der baufachlichen Stelle 

Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen ist die zu­
ständige baufachliche Stelle (i. d. R. die zuständige 
Bezirksregierung) zu beteiligen (baufachliche Prü­
fung). 

6.2 

Absehen von baufachlicher Prüfung 

Von einer baufachlichen Prüfung ist abzusehen, 

a) wenn die vorgesehene Zuwendung den Betrag 
von 500 000 Euro nicht übersteigt oder 

b) wenn der Zuwendungsbetrag 50 Prozent der zu­
wendungsfähigen Ausgaben nicht übersteigt 
und die zuständige bautechnische Dienststelle 
der Gemeinde und Gemeindeverbände die Bau­
unterlagen geprüft hat. 

6.3 
Weiterer Fall eines Absehens von der 
baufachlichen Prüfung 

Von einer baufachlichen Prüfung soll im Allgemei­
nen abgesehen werden , 

a) wenn das Land bei der Bemessung der zuwen­
dungsfähigen Ausgaben Richtsätze vorgegeben 
hat und diese Richtsätze bei der Antragstellung 
berücksichtigt worden sind oder 

b) wenn die zuständigen bautechnischen Dienst­
stellen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
die Bauunterlagen geprüft haben. 

6.4 

Umfang der baufachlichen Prüfung 

Die baufachliche Prüfung erstreckt sich auf 

a) die Prüfung der Antragsunterlagen und 

b) die Prüfung des Verwendungsnachweises. 

6.5 

Inhalt der baufachlichen Prüfung 

Zu prüfen sind 

a) die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der 
Planung und Konstruktion und 

b) die Angemessenheit der Kosten. 

6.6 
Anzufordernde Unterlagen 

Mit dem Antrag sind, soweit in den besonderen 
Förderrichtlinien nicht ergänzende Antragsunter­
lagen vorgeschrieben sind , folgende Unterlagen 
anzufordern: 

a) ein Bau- und/oder Raumprogramm , 

b) ein Finanzierungsplan, 

c) die nach Gemeindehaushaltsrecht zu erstellen­
den Unterlagen und 

d) ein Bericht über den Stand der bauaufsichtli-
chen oder sonst erforderlichen Genehmigungen. 

6.7 

Prüfen des Antrags 

Der Antrag ist von der Bewilligungsbehörde zu 
prüfen. Ist eine baufachliche Prüfung durchzufüh­
ren , ist diese nach vorheriger Anerkennung des 
Bau- und/oder Raumprogramms zu veranlassen . 
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6.8 

Verfahren der Antragsprüfung 

Die baufachliche Prüfung der Antragsunterlagen 
und des Verwendungsnachweises ist stichproben­
weise durchzuführen. Das Ergebnis der Prüfung ist 
in einer baufachlichen Stellungnahme (Prüfver- · 
merk - Anlagen Grundmuster 1 und 3) zusammen­
zufassen. Die geprüften Unterlagen sind mit einem 
Sichtvermerk zu kennzeichnen. 

7 
Auszahlung der Zuwendungen 

7.1 

Voraussetzungen der Auszahlung 

Die Zuwendungen sind erst auszuzahlen, wenn der 
Zuwendungsbescheid bestandskräftig geworden 
ist. Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger kann die Bestandskraft des Zu­
wendungsbescheides herbeiführen, wenn sie oder 
er erklärt, dass sie oder er auf Rechtsbehelfe ver­
zichtet. 

7.2 

Fristen 

Die Zuwendungen dürfen nur soweit und nicht 
eher ausgezahlt werden , als sie voraussichtlich in­
nerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für 
fällige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungs­
zwecks benötigt werden. 

7.3 

Teilbeträge bei Förderung von Hochbauvorhaben 

Bei der Förderung von Hochbauvorhaben erfolgt 
die Auszahlung in folgenden Teilbeträgen: 

35 Prozent der Zuwendung nach Vergabe des Roh­
bauauftrages, 

35 Prozent der Zuwendung nach Anzeige der Fer­
tigstellung des Rohbaus, 

30 Prozent der Zuwendung nach Anzeige der ab­
schließenden Fertigstellung der genehmigten bau­
lichen Anlagen. 

7.4 

Fortsetzungsmaßnahmen 

Bei Fortsetzungsmaßnahmen im Sinne der Nr. 1.3.4 
(Betriebskostenbezuschussung im Wege der Festbe­
tragsfinanzierung) werden die Landesmittel antei­
lig zum 1. Mai und zum 1. Oktober des Haushalts­
jahres ausgezahlt. 

8 

Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des 
Zuwendungsbescheides, Rückforderung der 
Zuwendung und Verzinsung 

8.1 
Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von 
Zuwendungsbescheiden 

Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von 
Zuwendungsbescheiden sowie als Folge hiervon 
die Rückforderung der Zuwendungen und die Ver­
zinsung richten sich nach Verwaltungsverfahrens­
recht (vgl. insbesondere §§ 48, 49 und 49a des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes NRW) oder anderen 
Rechtsvorschriften. Die erforderlichen Verwal­
tungsakte sind unter Angabe der Rechtsgrundlage 
zu begründen (§ 39 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes NRW). 

8.2 
Verfahren bei Rückforderung 

In Fällen der Rückforderung ist nach den 
Nrn. 8.2.1 bis 8.2.5 zu verfahren. 

8.2.1 

Die Bewilligungsbehörde hat die Zuwendung, auch 
wenn sie bereits verwendet worden ist, insoweit 
unverzüglich nach § 49a des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes NRW zurückzufordern, wenn im Zu­
wendungsbescheid enthaltene Befristungen wirk­
sam geworden oder Bedingungen eingetreten sind 
(§ 36 Absatz 2 Nrn . 1 und 2 des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes NRW). 

8.2.2 

Die Bewilligungsbehörde hat einen Zuwendungs­
bescheid nach § 48 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes NRW mit Wirkung für die Vergangenheit un­
verzüglich zurückzunehmen und die Zuwendung, 
auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zu­
rückzufordern, soweit die Zuwendungsempfän­
gerin oder der Zuwendungsempfänger den Zuwen­
dungsbescheid durch Angaben erwirkt hat, die in 
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstän­
dig waren. Dies ist auch anzunehmen, wenn bei 
richtigen oder vollständigen Angaben der Zuwen­
dungsbescheid nicht ergangen oder die Zuwen­
dung in geringerer Höhe bewilligt worden wäre. 

8.2.3 

Die Bewilligungsbehörde hat einen Zuwendungs­
bescheid nach § 49 Absatz 3 Satz 1 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes NRW mit Wirkung auch 
für die Vergangenheit unverzüglich zu widerrufen 
und die Zuwendung, auch wenn sie bereits ver­
wendet worden ist, zurückzufordern, soweit 

a) sie nicht oder nicht mehr ihrem Zweck entspre­
chend verwendet wird (§ 49 Absatz 3 Satz 1 
Nr. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW) 
oder 

b) im Zuwendungsbescheid oder in Bewilligungen 
nach Nr. 1.3 enthaltene Auflagen (& 36 Absatz 2 
Nrn. 4 und 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW) nicht oder nicht innerhalb einer gesetz­
ten Frist erfüllt werden (§ 49 Absatz 3 Satz 1 
Nr. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW). 

8.2.4 

Ein Fall des § 49 Absatz 3 Satz 1 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes NRW liegt auch vor, wenn aus 
der Zuwendung beschaffte Gegenstände während 
der zeitlichen Bindung nicht oder nicht mehr 
zweckentsprechend verwendet werden. Der Zu­
wendungsbescheid ist in der Regel entsprechend 
dem auf die Gegenstände entfallenden Zuwen­
dungsbetrag zu widerrufen. Bei der Entscheidung 
über den Umfang des Widerrufs soll die Zeit der 
zweckentsprechenden Verwendung angemessen be­
rücksichtigt werden. Die Bewilligungsbehörde 
kann von einem Widerruf des Zuwendungsbe­
scheids absehen, wenn 

a) die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen­
dungsempfänger nachweist, dass die Gegen­
stände für den Zuwendungszweck nicht mehr 
geeignet sind und ein vermögenswerter Vorteil 
nicht mehr gezogen werden kann , 

b) die Gegenstände mit Einwilligung der Bewilli­
gungsbehörde für andere förderungsfähige 
Zwecke verwendet werden oder 

c) seit der Anschaffung oder Fertigstellung der 
Gegenstände bei Grundstücken un_d grund­
stücksgleichen Rechten 25 Jahre, im Ubrigen 10 
Jahre, vergangen sind, sofern nicht ohnehin be­
reits vorher die Frist der zeitlichen Bindung ab­
gelaufen ist. 

8.2.5 

Eine Zuwendung wird alsbald verwendet (§ 49 Ab­
satz 3 Satz 1 Nr. 1 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes NRW}, wenn sie bei Auszahlung nach Nr. 7.2 
innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für 
fällige Zahlungen verwendet wird . Bei Uberwei-
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sung gilt als Auszahlungsta..g der dritte Tag, nach­
dem die Landeskasse den Uberweisungsauftrag an 
ihr Kreditinstitut gegeben hat (Buchungstag der 
Kasse) , es sei denn, dass der überwiesene Betrag zu 
einem späteren Zeitpunkt dem Konto der Empfän­
gerin oder des Empfängers gutgeschrieben wird . 

8.3 
Ausübung des Ermessens 

8.3.1 
In den Fallen der Nrn . 8.2.2 bis 8.2 .5 hat die Bewil­
ligungsbehörde bei der Ausübung ihres Ermessens 
die Besonderheiten des Einzelfalles (unter ande­
rem auch Zeitdauer der zweckentsprechenden Ver­
wendung) sowie die Interessen der Zuwendungs­
empfängerin oder des Zuwendungsempfängers 
und die öffentlichen Interessen gleichermaßen zu 
berücksichtigen. Wegen einer ggf. notwendigen An­
hörung wird auf § 28 des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes NRW hingewiesen. Siehe hierzu BVerG, 
Urteil vom 16.06.1997 - 3 C 22.96. 

8.3.2 
In den Fallen der Nr. 8.2.3 Buchstabe b ist regelmä­
ßig die Auflage nicht erfüllt, wenn die Zuwendungs­
empfängerin oder der Zuwendungsempfänger die 
Vorschriften der Vergabegrundsätze für Gemeinden 
nach der Kommunalhaushaltsverordnung NRW 
(Kommunale Vergabegrundsätze) nicht beachtet. 

8.4 
Frist bei Rücknahme oder Widerruf 

Rücknahme oder der Widerruf des Zuwendungsbe­
scheides müssen grundsätzlich innerhalb eines 
Jahres erfolgen (§ 48 Absatz 4 Satz 1 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes NRW und § 49 Absatz 2 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW) . 
Die Frist beginnt, wenn dem zuständigen Amts­
walter der Behörde die Tatsachen, die die Rück­
nahme oder den Widerruf rechtfertigen , vollstän­
dig bekannt sind. Siehe BVerwG, Beschluss vom 
19.12.1984 - Gr.Sen 1.84, GrSen 2.84; BVerwG, 
Urteil vom 24.01.2001 - 8 C 8.00. 

8.5 

Erstattungsanspruch 
Der Erstattungsanspruch ist mit seiner Entstehung 
fällig. Er ist grundsätzlich von diesem Zeitpunkt an 
gemäß § 49a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes NRW zu verzinsen. Eine Ausnahme hiervon ist 
nur unter der Voraussetzung des § 49a Absatz 3 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW zu­
lässig. Im Fall der Rücknahme oder des Widerrufs für 
die Vergangenheit entsteht der Erstattungsanspruch 
in dem im Rücknahme- oder Widerrufsbescheid an­
zugebenden Zeitpunkt. Das ist regelmäßig der Tag, 
an dem die zur Rücknahme oder zum Widerruf füh­
renden Umstände eingetreten sind. Bei einer auflö­
senden Bedingung wird der Zuwendungsbescheid 
mit deren Eintritt insoweit unwirksam. 

8.6 
Zinsen 
Wird die Zuwendung nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach Auszahlung zur Erfüllung des Zu­
wendungszwecks verwendet (Nr. 8.2 .5) und wird 
der Zuwendungsbescheid nicht widerrufen, sind 
regelmäßig für die Zeit von der Auszahlung bis zur 
zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zin­
sen gemäß § 49a Absatz 3 des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes NRW zu verlangen. Entsprechendes 
gilt, wenn die Zuwendung in Anspruch genommen 
wird, obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig 
einzusetzen sind. 

8.7 

Absehen von Rückforderung 

Von einer Rückforderung kann abgesehen werden, 
wenn der zurückzufordernde Betrag 1000 Euro 

nicht übersteigt. Für die Geltendmachung von 
Zinsansprüchen gilt dies entsprechend. 

9 

Ü berwachung der Verwendung 

9.1 

Ü berwachung 

Die Verwaltung hat die Verwendung der Zuwen­
dung zu überwachen. 

9.2 

Führen einer Ü bersicht 

Wer Ausgaben für Zuwendungen bewirtschaftet, 
hat für jedes Haushaltsjahr eine besondere nach 
Titeln gegliederte Übersicht zu führen über 

a) Empfängerin oder Empfänger, Art, Höhe und 
Zweck der Zuwendung, 

b) die zur Zahlung angewiesenen oder von der 
Zahlungsempfängerin oder dem Zahlungsemp­
fänger angeforderten Beträge sowie die einge­
gangenen Verpflichtungen und 

c) den vorgeschriebenen Zeitpunkt für die Vorlage 
des Verwendungsnachweises, dessen Eingang 
und den Zeitpunkt der Prüfung durch die zu­
ständige Stelle. 

9.3 
Landesrechnungshof 

Dem Landesrechnungsh,of ist auf besondere Anfor­
derung der Inhalt der Ubersicht nach Nr. 9.2 mit­
zuteilen„ Mit seiner Einwilligung können verein­
fachte Ubersichten gefü hrt werden . 

10 
N achweis der Verwendung 

Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwen­
dung hat die Bewilligungsbehörde einen Verwen­
dungsnachweis zu verlangen. Der Verwendungs­
nachweis ist nach der Anlage Grundmuster 3 zu 
erbringen , soweit nicht im Zuwendungsbescheid 
oder in den Nebenbestimmungen abweichende Re­
gelungen getroffen worden sind. 

11 

Prüfung des Verwendungsnachweises und 
Erfolgskontrolle 

11.1 

Inhalt der Prüfung des Verwendungsnachweises 

Die Bewilligungsbehörde, die nach Nr. 1.4 zustän­
dige oder sonst beauftragte Stelle hat unver:z:üglich 
nach Eingang des Zwischen- oder Verwendungs­
nachweises zu prüfen, ob 

a) derVerwendungsnachweis den im Zuwendungs­
bescheid (einschließlich der Nebenbestimmun­
gen) festgelegten Anforderungen entspricht, 

b) die Zuwendung nach den Angaben im Verwen­
dungsnachweis zweckentsprechend verwendet 
worden ist und 

c) gegebenenfalls Ergänzungen oder Erläuterun­
gen zu verlangen und örtliche Erhebungen 
durchzuführen sind. 

Die Prüfung der Angaben in dem Verwendungs­
nachweis kann auf Stichproben beschränkt wer­
den. 

11.2 

Prüfungsvermerk 

Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung sind in 
einem Prüfungsvermerk (Anlage Grundmuster 3) 
festzuhalten. 
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11.3 
Übersendung des Sachberichts und des 
Prüfungsvermerks 

Die prüfende Stelle übersendet den nach Nr. 1.4 
beteiligten Stellen eine Ausfertigung des Sachbe­
richts und des Prüfungsvermerks. 

11.4 
Veraktung 

Eine Ausfertigung des Prüfungsvermerks ist mit 
einer Ausfertigung des Verwendungsnachweises zu 
den Bewilligungsakten zu nehmen. 

11.5 
Erfolgskontrolle 

Bei allen Zuwendungen ist von der zuständigen 
obersten Landesbehörde oder der von ihr be­
stimmten Stelle eine Erfolgskontrolle nach Maß­
gabe der nachstehenden Bestimmungen durchzu­
führen (abgestufte Erfolgskontrolle). Soweit sach­
gerecht, kann die Erfolgskontrolle mit der 
Nachweisprüfung verbunden werden . Bei der Aus­
gestaltung des Verfahrens können ressortspezifi­
sche Besonderheiten (zum Beispiel eigenständige 
Evaluierungsverfahren) berücksichtigt werden, so­
weit sie geeignet sind, den Erfolg der Förderung 
festzustellen und sie den in den VV zu § 7 festge­
legten Grundsätzen Rechnung tragen . 

11.5.1 

Jede Einzelmaßnahme ist daraufhin zu untersu­
chen, ob das mit ihr beabsichtigte Ziel voraus­
sichtlich erreicht wird bzw. erreicht worden ist 
(vgl. Nr. 3.3 Buchstabe d). Bei Stichprobenverfah­
ren kann diese Prüfung auf die ausgewählten Fälle 
beschränkt werden. 

11.5.2 

Für übergeordnete Ziele, insbesondere Förderpro­
gramme, die Zuwendungen zur Projektförderung 
vorsehen, ist eine begleitende und abschließende 
Erfolgskontrolle mit den Bestandteilen Zielerrei­
chungs-, Wirkungs- und Wirtschaftlichkeitskont­
rolle nach Maßgabe derVV zu§ 7 durchzuführen. 

12 
Weiterleitung von Zuwendungen durch die Zuwen­
dungsempfängerin oder den Zuwendungsempfänger 

Wird im Zuwendungsbescheid vorgesehen, dass die 
Gemeinde die Zuwendung zur Erfüllung des Zu­
wendungszwecks an Dritte weiterleiten darf, so ist 
bei der Bewilligung festzulegen, unter welchen Vo­
raussetzungen die Gemeinde und Gemeindever­
bände die Beträge weiterleiten darf und wie die 
zweckentsprechende Verwendung ihr oder ihm ge­
genüber nachzuweisen ist. Hierbei ist sicherzustel­
len , dass die für die Zuwendungsempfängerin oder 
den Zuwendungsempfänger maßgebenden Bestim­
mungen des Zuwendungsbescheides (einschließlich 
der Nebenbestimmungen), soweit zutreffend, auch 
der oder dem Dritten a uferlegt werden. Im Falle 
der Weiterleitung an einen anderen Empfänger 
als Gemeinden und Gemeindeverbänden sind die 
ANBest-P zum Bestandteil des Zuwendungsbe­
scheids zu machen. 

13 
Ausnahmen 

Soweit das zuständige Ministerium oder die Be­
willigungsbehörde nicht nach den Nrn. 1 bis 12 er­
mächtigt ist, Ausnahmen zuzulassen, gilt: 

13.1 
Zulassen von Ausnahmen 

Im Einzelfall kann das zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium Ausnahmen zulassen . Beträgt die Zu-

wendung oder bei Finanzierung durch mehrere 
Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendung weniger 
als 100 000 E uro, kann das zuständige Ministerium 
allein Ausnahmen zulassen, wobei ein der Sach­
lage angemessener Verwendungsnachweis jedoch 
unerlässlich ist. 

13.2 
Förderrichtlinien 

Für einzelne Förderbereiche kann das zuständige Mi­
nisterium im Einvernehmen mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium und dem für Kommunales 
zuständigen Ministerium und nach vorheriger Un­
terrichtung des Landesrechnungshofs gemäß § 102 
ergänzende Verwaltungsvorschriften (Förderrichtli­
nien) zu den Nrn. 3 bis 7 erlassen; bei ergänzenden 
Verwaltungsvorschriften zu Nr. 6 ist auch das für 
Bauangelegenheiten zuständige Ministerium zu be­
teiligen. Werden die Förderrichtlinien geändert, sind 
die in Satz 1 Genannten ebenfalls zu beteiligen. 

13.3 
Landesrechnungshof 

Soweit Regelungen nach den Nrn. 13.1 und 13.2 
den Verwendungsnachweis betreffen, ist das Ein­
vernehmen mit dem Landesrechnungshof herzu­
stellen. 

13.4 
Vereinfachtes Schnellverfahren 

13 .4.1 

Soll ausnahmsweise abweichend von Nr. Ll Satz 2 
Buchstabe a eine Zuwendung bewilligt werden, die 
im Einzelfall weniger als 2 000 Euro beträgt, kann 
für Projektförderungen auch das nachfolgend be­
schriebene „Vereinfachte Schnellverfahren" ange­
wandt werden. 

13.4,2 

Abweichend von Nr. L3 ist derVorhabenbeginn vor 
Antragstellung, frühestens jedoch ab Inkrafttreten 
der Förderrichtlinie zugelassen. Die Durchführung 
eines Vorhabens begründet keinen Anspruch auf 
Förderung. 

13.4.3 

Die Beantragung der Zuwendung erfolgt nach Ab­
schluss des Vorhabens. Zur Auszahlung bedarf es 
abweichend von Nr. 7.1 nicht der Bestandskraft des 
Zuwendungsbescheides. Die Zuwendung soll vor­
rangig als Festbetragsfinanzierung erfolgen. 

13.4.4 

Das Antragsformular auf Gewährung der Zuwen­
dung enthält zugleich die Beantragung der Auszah­
lung und den Verwendungsnachweis. Mit dem An­
trag ist gleichzeitig der Verwendungsnachweis vor­
zulegen. Der Verwendungsnachweis beschränkt sich 
auf die Vorlage einer Rechnung oder eines ähnlichen 
Nachweises. Ein Sachbericht ist nicht erforderlich. 

13.4,5 

Das Verfahren ist rein elektronisch. 

13.4 .6 

Für die Anwendung des Schnellverfahrens ist für 
die zugrundeliegende Förderrichtlinie das Einver­
nehmen nach Nr. 13 .2 mit dem für Finanzen zu­
ständigen Ministerium herzustellen . Die Beteili­
gung des Landesrechnungshofs gemäß § 102 rich­
tet sich nach den Nrn. 13.2 und 13.3. 

14 
Besondere Regelungen 

Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von 
erheblicher finanzieller Bedeutung, die sich bei der 
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Anwendung der Nrn . 1 bis 13.3 ergeben, sind im 
Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium und dem für Kommunales zuständi­
gen Ministerium und soweit der Verwendungs­
nachweis betroffen ist, mit dem Landesrechnungs­
hof zu klären . 

15 
Zuwendungen unter Beteiligung von 
Fördermitteln , die von der Europäischen Union 
bereitgestellt werden 

15.1 
Förderrichtlinien als Rahmenrichtlinie 

Für einzelne Förderbereiche, die von der Europäi­
schen Union unter eigener Bereitstellung von Mit­
teln bestimmt werden, kann das zuständige Minis­
terium oder mehrere zuständige Ministerien ge­
meinsam im Einvernehmen mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium und nach vorheriger Un­
terrichtung des Landesrechnungshofs gemäß § 102 
ergänzende oder abweichende Verwaltungsvor­
schriften (Förderrichtlinien) zu den Nrn. 1 bis 12 
als Rahmenrichtlinie erlassen. Den Förderrichtli­
nien können besondere Nebenbestimmungen bei­
gefügt werden. 

15.2 
Landesrechnungshof 

Soweit die Regelungen nach Nr. 15.1 den Verwen­
dungsnachweis betreffen, ist das Einvernehmen 
mit dem Landesrechnungshof herzustellen . 

15.3 
Geltungsbereich der Rahmenrichtlinie 

Die Rahmenrichtlinie ist bei allen Zuwendungen 
anzuwenden, die im Rahmen des von der Europä­
ischen Union bestimmten Förderbereichs und un­
ter Nutzung der von ihr bereitgestellten Mittel er­
folgen. Sie geht den VV zu §§ 23 und 44 sowie den 
Regelungen von Förderrichtlinien nach Nr. 13.2 
vor, soweit sie diesen widerspricht oder sie ergänzt. 
Die beihilferechtlichen Vorschriften der Europä­
ischen Union bleiben unberührt. Bei der Unter­
stützung von Finanzinstrumenten und dem Ab­
schluss von Verträgen, die keine Zuwendungs­
verträge sind, ist die Rahmenrichtlinie nicht 
anzuwenden. Ausnahmen von Regelungen der Rah­
menrichtlinie sind nur im Einvernehmen mit der 
die EU-Mittel verwaltenden Stelle, dem für Finan­
zen zuständigen Ministerium und, soweit der 
Nachweis der Ausgaben betroffen ist, dem Landes­
rechnungshof möglich." 

b) Die Verwaltungsvorschriften zu § 55 werden wie 
folgt gefasst: 

„Zu § 55 - Öffentliche Ausschreibung 

1 
Vergabe öffentlicher Aufträge ab Erreichen der 
EU-Schwellenwerte 

Die Vergabe öffentlicher Aufträge von öffentlichen 
Auftraggebern nach § 99 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750 , 
3245), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
5. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 400) geändert 
worden ist, deren geschätzter Auftragswert ohne 
Umsatzsteuer die durch § 106 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen in Bezug genomme­
nen EU Schwellenwerte erreicht oder überschrei­
tet, richten sich nach Teil 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen. 

2 
Vergabe öffentlicher Aufträge unterhalb der 
EU-Schwellenwerte 

Die Vergabe öffentlicher Aufträge, die nicht den 
Vorschriften des Teils 4 des Gesetzes gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen unterfallen, von Auftragge­
bern, die zur Beachtung der Landeshaushaltsord­
nung verpflichtet sind , richtet sich nach der Unter­
schwellenvergabeordnung sowie der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A, Ab­
schnitt 1. 

2.1 
Europarechtliche Grundsätze 

Auch unterhalb der EU-Schwellenwerte sind vom 
Auftraggeber die europäischen Grundprinzipien 
der Gleichbehandlung, Nichtdiskriminierung und 
Transparenz zu beachten. 

Die Auftragsvergabe muss im Einklang mit den 
Vorschriften und Grundsätzen des Vertrages über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union erfolgen. 
Es gelten folgende Grundsätze: 

a) diskriminierungsfreie Beschreibung des Auf­
tragsgegenstandes, 

b) gleicher Zugang für Wirtschaftsteilnehmer aus 
allen Mitgliedstaaten, 

c) gegenseitige Anerkennung von Diplomen, Prü­
fungszeugnissen und sonstigen Befähigungs­
nachweisen, 

d) angemessene Fristen und 

e) transparente und objektive Verfahrensdurchfüh­
rung. 

2.2 
Wertgrenzen 

2.2. 1 
Beschränkte Ausschreibung 

Abweichend von § 3a Absatz 2 Nr. 1 der Vergabe­
und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A ist 
eine Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahme­
wettbewerb zulässig für jedes Gewerk bis zu einem 
vorab geschätzten Einzelauftragswert in Höhe von 
750 000 Euro ohne Umsatzsteuer oder bis zu einem 
vorab geschätzten Gesamtauftragswert in Höhe 
von 1250 000 Euro ohne Umsatzsteuer. 

Beschränkte Ausschreibungen von Liefer- und 
Dienstleistungsaufträgen nach § 8 Absatz 3 Nr. 2 
der Unterschwellenvergabeordnung sind bis zu ei­
nem Auftragswert in Höhe von 100 000 Euro ohne 
Umsatzsteuer ohne Durchführung eines Teilnah­
mewettbewerbes zulässig. 

2.2.2 
Verhandlungsvergabe oder Freihändige Vergabe 

Eine Verhandlungsvergabe nach § 8 Absatz 4 der 
Unterschwellenvergabeordnung kann bis zu einem 
geschätzten Auftragswert in Höhe von 100 000 
Euro ohne Umsatzsteuer durchgeführt werden . 

Eine Freihändige Vergabe nach § 3a Absatz 3 
Satz 2 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bau­
leistungen Teil A ist bis zu einem vorab geschätz­
ten Einzelauftragswert in Höhe von 75 000 Euro 
ohne Umsatzsteuer oder bis zu einem vorab ge­
schätzten Gesamtauftragswert in Höhe von 
125 000 Euro ohne Umsatzsteuer zulässig. 

Die Verhandlungsvergabe oder die Freihändige Ver­
gabe kann mit oder ohne Teilnahmewettbewerb 
durchgeführt werden. 

2.2.3 
Direktauftrag 

Für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge 
muss bis zu einem geschätzten Auftragswert von 
15 000 Euro ohne Umsatzsteuer sowie bei freibe­
ruflichen Leistungen bis zu einem geschätzten Auf­
tragswert in Höhe von 25 000 Euro ohne Umsatz­
steuer, jedoch einschließlich Nebenkosten, kein 
Vergabeverfahren durchgeführt werden. 
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Es kann auf allgemein , zum Beispiel im Internet, 
zugängliche Angebote zurückgegriffen werden . Für 
die Bedarfsfeststellung und die Beschaffungsent­
scheidung gelten die haushaltsrechtlichen Bestim­
mungen. Zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit des Direktauftrags besteht gemäß § 7 
eine Mindestdokumentationspflicht, das heißt, dass 
zumindest die Ermittlung von Vergleichspreisen zu 
erfassen ist (formlose Preisermittlung). Ist dies 
nicht möglich oder unzweckmäßig, ist die Wirt­
schaftlichkeit der Beschaffungsmaßnahme in an­
derer geeigneter Weise darzulegen. 

Direktaufträge sind elektronisch abzubilden. Wei­
teres hierzu wird von dem für Finanzen zuständi­
gen Ministerium auf dem Erlasswege geregelt. 

2.2.4 
Soziale und besondere Dienstleistungen 

Bei Aufträgen über soziale und andere besondere 
Dienstleistungen im Sinne von § 130 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen kann 
bis zu einem geschätzten Auftragswert in Höhe von 
250000 Euro ohne Umsatzsteuer abweichend von 
§ 49 der Unterschwellenvergabeordnung neben der 
Offentlichen Ausschreibung und der Beschränkten 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb stets auch 
die Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahme­
wettbewerb und die Verhandlungsvergabe mit und 
ohneTeilnahmewettbewerb frei gewählt werden. 

2.3 

Ausnahmen 

Auch bei den in § 1 Absatz 2 der Unterschwellen­
vergabeordnung genannten Ausnahmen ist die 
Wirtschaftlichkeit der Maßnahme zu dokumentie­
ren. 

2.4 
Schätzung der Auftragswerte 

Bei der Schätzung der Auftragswerte ist § 3 der 
Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I 
S. 624), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 7. Februar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 39) geändert 
worden ist, entsprechend anzuwenden. Hierbei ist 
grundsätzlich von der geschätzten Gesamtvergü­
tung für die vorgesehene Leistung auszugehen. 

Leistungen, die im Hinblick auf ihre technische 
und wirtschaftliche Funktion einen einheitlichen 
Charakter aufweisen, sind zusammenzufassen 
(funktionale Betrachtungsweise). 

Hierbei sind organisatorische, inhaltliche, wirt­
schaftliche sowie technische Zusammenhänge zu 
berücksichtigen. 

2.5 
Teilnehmer am Verfahren 

Bei der Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnah­
mewettbewerb sind im Allgemeinen mindestens 
fünf geeignete Unternehmen, bei der Verhand­
lungsvergabe oder Freihändigen Vergabe mindes­
tens drei geeignete Unternehmen zur Angebotsab­
gabe aufzufordern . Es sind regelmäßig auch kleine 
und mittlere Unternehmen in angemessenem Um­
fang zur Angebotsabgabe aufzufordern. 

Auf einen Bewerberwechsel ist stets zu achten . Die 
Aufträge sollen möglichst gestreut werden. 

2.6 
Eignungsnachweise und Präqualifikation 

2.6.1 

Der Nachweis der Eignung für Bauleistungen 
kann mit der vom Auftraggeber direkt abrufbaren 
Eintragung in die allgemein zugängliche Liste des 
Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh­
men e.V. (Präqualifikationsverzeichnis) auf der In­
ternetseite www.pq-verein.de erfolgen. Unterneh-

men, die im amtlichen Verzeichnis präqualifizier­
ter Unternehmen (AVPQ) auf der Internetseite 
www.amtlichesverzeichnis.ihk.de registriert sind , 
gelten hinsichtlich der erfassten Kriterien auch in 
Bauverfahren als geeignet. 

Abweichend von § 6b der Vergabe- und Vertrags­
ordnung für Bauleistungen Teil A können öffentli­
che Auftraggeber bei Bauaufträgen bis zu einem 
Auftragswert von 25 000 Euro ohne Umsatzsteuer 
auf die Eintragung der Bieter in das Präqualifizie­
rungsverzeichnis und auf Bescheinigungen zur Be­
stätigung von Eigenerklärungen verzichten, wenn 
keine Zweifel an deren Richtigkeit und der Eig­
nung des Unternehmens bestehen. 

2.6.2 

Das Zertifikat über die Eintragung in das amtliche 
Verzeichnis präqualifizierter Unternehmen gilt zum 
grundsätzlichen Nachweis der Eignung des Bewer­
bers oder Bieters und des Nichtvorliegens von Aus­
schlussgründen unabhängig von einem konkreten 
Einzelauftrag. Unternehmen, die entsprechend § 6a 
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun­
gen Teil A registriert sind, gelten hinsichtlich der er­
fassten Kriterien auch in Verfahren nach der Unter­
schwellenvergabeordnung als geeignet. 

3 

Digitalisierung von Vergabeverfahren 

Alle Vergabeverfahren sind mit dem Vergabema­
nagementsystem (VMS) durchzuführen. Dies gilt 
nicht für Behörden des Landes Nordrhein-West­
falen, soweit sie keinen Zugang zum Landesver­
waltungsnetz haben. 

Für Veröffentlichungen im Vergabeverfahren, zur 
Bereitstellung von Vergabeunterlagen, zur Kom­
munikation im Vergabeverfahren und zur Einho­
lung elektronischer Teilnahmeanträge und Ange­
bote sowie gegebenenfalls elektronischer Interes­
sensbestätigungen und Interessensbekundungen 
ist der Vergabemarktplatz des Landes NRW auf 
der Internetseite www.evergabe.nrw.de zu nutzen. 

Unterhalb des EU-Schwellenwertes können Ver­
handlungsvergaben oder Freihändige Vergaben bis 
zu einem Auftragswert von 25 000 Euro ohne Um­
satzsteuer sowie in den Fällen des § 12 Absatz 3 
der Unterschwellenvergabeordnung per E-Mail 
abgewickelt werden. In diesen Fällen kommen § 7 
Absatz 4 und die§§ 39 und 40 Absatz 1 der Unter­
schwellenvergabeordnung sowie die §§ 11a und 14 
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun­
gen Teil A nicht zur Anwendung. Auch die Abwick­
lung der zuvor genannten Vergaben im E-Mail Ver­
fahren ist im VMS zu dokumentieren. 

4 
Vertragsordnungen 

Die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen 
Teil B vom 5. August 2003 (BAnz Nr. 178a vom 
23. September 2003) und die Vergabe- und Vertrags­
ordnung für Bauleistungen Teil B - Allgemeine Ver­
tragsbedingungen für die Ausführung von Bauleis­
tungen - vom 31. Juli 2009 (BAnz. Nr. 155a vom 
15. Oktober 2009, BAnz. 2010, S. 940) , die zuletzt 
durch Bekanntmachung vom 7. Januar 2016 (BAnz AT 
19.01.2016 B3, BAnz. 01.04.2016 Bl) geändert wor­
den ist, und Teil C in der Fassung der Allgemeinen 
Technischen Vertragsbestimmungen für Bauleistun­
gen, herausgegeben als DIN-Normen, Ausgabe Sep­
tember 2019 und, soweit unverändert geblieben , 
Ausgabe September 2016, anzuwenden. 

5 

Beteiligungen 

5.1 
Beteiligung des Beauftragten für den Haushalt 

Die oder der Beauftragte für den Haushalt gemäß 
§ 9 ist grundsätzlich bei Aufträgen mit einem Wert 
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von mehr als 50 000 Euro ohne Umsatzsteuer sowie 
bei Abweichungen von den Beschaffungsgrundsät­
zen zu beteiligen. 

5.2 
Sechs-Augen-Prinzip 
Das in § 11 des Korruptionsbekämpfungsgesetzes 
vom 16. Dezember 2004 (GV.NRW. 2005 S. 8), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Mai 
2023 (GV. NRW. S. 316) geändert worden ist, ent­
haltene „Vier-Augen-Prinzip" ist bei Beschränkten 
Ausschreibungen , Verhandlungsvergaben und Frei­
händigen Vergaben, sofern diese ohne Teilnahme­
wettbewerb durchgeführt werden, sowie bei den 
Direktaufträgen auf ein „Sechs-Augen-Prinzip" zu 
erweitern. Die Pflicht zur Einhaltung des „Sechs­
Augen-Prinzips" gilt bei Nutzung des VMS des 
Landes Nordrhein-Westfalen als erfüllt. 

6 

Vergabehandbuch 
Für Vergabeverfahren nach der Vergabeverordnung 
bzw. Unterschwellenvergabeordnung sind die Vor­
gaben des Runderlasses des Ministeriums der Fi­
nanzen „Vergabehandbuch für die Vergabe von 
Liefer- und Dienstleistungsaufträgen" vom 11. Mai 
2018 (MBl. NRW. S . 342) anzuwenden. 
Für die Vergabe von Bauleistungen im Rahmen von 
Baumaßnahmen des Bundes sind die Vergabehand­
bücher des Bundes für Vergaben nach derVergabe­
und Vertragsordnung für Bauleistungen anzuwen­
den. 
Die Vergabehandbücher des Bundes bieten für die 
übrigen Baumaßnahmen im Land Nordrhein-West­
falen verwaltungsinterne Arbeitsgrundlagen. Lan­
desspezifika, Verwaltungsaufbau und Organisation 
der öffentlichen Auftraggeber im Land Nordrhein­
Westfalen sowie Besonderheiten des Beschaffungs­
bedarfes können die Verwendung von abweichenden 
individuellen Regelungen rechtfertigen. 

7 
Ergänzende Vertragsbedingungen 
Für den Bereich der Informationstechnik sind die 
auf der Internetseite www.cio.bund.de veröffent­
lichten jeweiligen Ergänzenden Vertragsbedingun­
gen für die Beschaffung von Informationstechnik 
(EVB-IT) sowie Besonderen Vertragsbedingungen 
für die Beschaffung von Datenverarbeitungsanla­
gen und Geräten (BVB) in der jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden. 

8 

Sonstige Regelungen 
Andere landesrechtliche Regelungen bleiben unbe­
rührt. 

9 

Zusammenarbeit zwischen den Ministerien 
Allgemeine Richtlinien und Hinweise zur An­
wendung des Gesetzes gegen Wettbewerbs­
beschränkungen , der Vergabeverordnung, der Un­
terschwellenvergabeordnung und der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen sowie zur Aus­
gestaltung der Vertragsbedingungen bei der Ver­
gabe von Lieferungen und Leistungen sind mög­
lichst vor ihrem Erlass von den zuständigen Minis­
terien untereinander abzustimmen und soweit wie 
möglich zu vereinheitlichen." 

c) Die Verwaltungsvorschriften zu § 63 werden wie 
folgt geändert: 

aa) Nummer 2.2 wird durch die folgenden Num­
mern 2.2 und 2.3 ersetzt: 

„2.2 

Bei Vermögensgegenständen , deren voller Wert 
den Betrag von 10 000 Euro im Einzelfall nicht 
übersteigt (geringer Wert) , kann eine Aus-

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10 . 

11. 

12. 

2 

nahme nach § 63 Absatz 3 Satz 3 von dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium allgemein 
zugelassen werden. 

2.3 

Der volle Wert im Sinne der Nrn. 2.1 und 2.2 
kann abweichend von Nr. 1 durch geeignete 
Schätzungsmethoden ermittelt werden." 

bb) Die bisherige Nummer 2.3 wird die Num­
mer 2.4. 

d) Nummer 5 zu § 64 wird wie folgt gefasst: 

„5 

Ausnahmen 

Das für Finanzen zuständige Ministerium kann 
weitere Ausnahmen zulassen, insbesondere im 
Haushaltsgesetz und den hierzu erlassenen ergän­
zenden Bestimmungen." 

Die Anlage 1 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-I) erhält die 
aus dem Anhang zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage 2 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-P) erhält die 
aus dem Anhang zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage 3 zu Nr. 5.1 zu§ 44 (NBest-Bau) erhält die 
aus dem Anhang zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage 4 zu Nr. 13.2, 15.2, 16.11 VV/13.2, 15.1 VVG 
zu § 44 erhält die aus dem Anhang zu diesem Erlass er­
sichtliche Fassung. 

Die Anlage 5 zu Nr. 10.2 VV zu § 44 erhält die aus dem 
Anhang zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage 1 zu Nr. 5.1 VVG (ANBest-G) erhält die aus 
dem Anhang zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage Muster 1 zu Nr. 3.1 NBest-Bau erhält die 
aus dem Anhang zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage Muster 2 zu Nr. 3.1 NBest-Bau erhält die 
aus dem Anhang zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage Grundmuster 1 (Antrag) Anlage 2 zu 
Nr. 3.1 VVG erhält die aus dem Anhang zu diesem 
Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage Grundmuster 2 (Zuwendungsbescheid) 
Anlage 3 zu Nr. 4.1 VVG erhält die aus dem Anhang 
zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Die Anlage Grundmuster 3 (Verwendungsnachweis) 
Anlage 4 zu Nr. 10 VVG erhält die aus dem Anha ng 
zu diesem Erlass ersichtliche Fassung. 

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in 
Kraft. Gleichzeitig treten die ergänzenden Verwaltungs­
vorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung zum 
Finanzierungsverbot von Terroraktivitäten vom 15. Mai 
2024 (MBl. NRW. S. 604) außer Kraft. 

Auf der Grundlage der ergänzenden Verwaltungsvor­
schriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung zum Fi­
nanzierungsverbot von Terroraktivitäten und der ersetz­
ten Verwaltungsvorschriften zu § 44 erlassene Förder­
richtlinien gelten grundsätzlich bis zu ihrem in der 
Förderrichtlinie festgelegten Außerkrafttreten weiter. 

Soweit die bestehenden Förderrichtlinien von diesen Ver­
waltungsvorschriften inhaltlich abweichen, können die 
zuständigen Ministerien für die bestehenden· Förder­
richtlinien in ihrem Geschäftsbereich einzeln oder allge­
mein durch Erlass im Einvernehmen mit dem Ministe­
rium der Finanzen und nach vorheriger Unterrichtung 
des Landesrechnungshofs (§ 102) festlegen, dass und 
welche Regelungen dieser Verwaltungsvorschriften bei 
Förderungen nach der Förderrichtlinie - insoweit dann 
von dieser abweichend oder ergänzen:d - anzuwenden 
sind. Durch Verwaltungsakt (Zuwendungsbescheid) 
rechtskräftig festgestellte Zuwendungsrechtsverhältnisse 
bleiben hiervon unberührt. 
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Anlage 1 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-I) 

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen 
Förderung 
(ANBest-I) 

Die ANBest-I enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne 
des§ 36 Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung sowie 
notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind Bestandteif des 
Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

Inhalt 
Nr. 1 
Nr. 2 
Nr. 3 
Nr. 4 
Nr. 5 

Nr. 6 
Nr. 7 
Nr. 8 
Nr. 9 

1 

Anforderung und Verwendung der Zuwendung 
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 
Vergabe von Aufträgen 
lnventarisierungspflichten 
Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfängerin oder des 

Zuwendungsempfängers 
Buchführung 
Nachweis der Verwendung 
Prüfung der Verwendung 
Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 
Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten 
Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu 
verwenden. 

1.2 
Alle eigenen Mittel und alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter und Beiträge) der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel 
für alle Ausgaben einzusetzen. Der Haushalts- oder Wirtschaftsplan einschließlich 
Organisations- und Stellenplan ist verbindlich. 

1.3 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger darf ihre/seine 
Beschäftigten nicht besserstellen als vergleichbare Landesbeschäftigte. Vorbehaltlich 
einer abweichenden verpflichtenden tarifvertraglichen Regelung dürfen höhere 
Entgelte oder eine geringere Wochenarbeitszeit als nach dem Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) sowie sonstige über- oder außertarifliche 
Leistungen nicht gewährt werden. Entsprechendes gilt, soweit für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer von dem Stellenplan abgewichen werden soll. Sind vergleichbare 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes nicht vorhanden, bedarf es einer 
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gesonderten Einwilligung der Bewilligungsbehörde zum Abschluss des Anstellungs­
oder Arbeitsvertrages. 

1.4 
Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungsempfänger, deren Gesamtausgaben 
(ohne Ausgaben für Aufträge und Projektförderungen durch Dritte) zu 50 Prozent und 
mehr aus Zuwendungen der öffentlichen Hand finanziert werden , dürfen Risiken für 
Schäden an Personen , Sachen und Vermögen nur versichern, soweit eine 
Versicherung gesetzlich vorgeschrieben ist oder der Vertragspartner den Abschluss 
einer Versicherung als zwingende Voraussetzung für den Vertragsabschluss fordert. 
Beträgt der Anteil der Zuwendungen der öffentlichen Hand an den Gesamtausgaben 
(ohne Ausgaben für Aufträge und Projektförderungen durch Dritte) weniger als 50 
Prozent, so dürfen Risiken der genannten Art nur versichert werden , wenn hierdurch 
die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger ihre oder seine 
Beschäftigten nicht besserstellt als vergleichbare Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer des Landes. 

1.5 
Die Zuwendung darf nur soweit und nicht eher angefordert werden , als sie innerhalb 
von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die 
Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs 
erforderlichen Angaben enthalten . Im Übrigen darf die Zuwendung wie folgt in 
Anspruch genommen werden : 

1.5.1 
bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen 
anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers, 

1.5.2 
bei Fehlbedarfsfinanzierung , wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers verbraucht sind . Wird ein 
im Haushaltsjahr zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber 
finanziert, so darf die Zuwendung nur anteilig mit den Zuwendungen der anderen 
Zuwendungsgeber angefordert werden. 

1.6 
Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur vereinbart oder bewirkt werden , 
soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist. 

1.7 
Die Bildung von Rückstellungen ist nur zulässig , soweit sie gesetzlich (zum Beispiel 
durch das Handelsgesetzbuch) vorgeschrieben ist. Sie bleiben bei der Ermittlung der 
Zuwendung unberücksichtigt. Rücklagen dürfen nicht gebildet werden. Die 
Regelungen unter Nr. 1.9 bleiben davon unberührt. 

1.8 
Ansprüche aus dem Zuwendungsbescheid dürfen weder abgetreten noch verpfändet 
werden . 
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1.9 
Flüssige Mittel aus einer kameralen Überdeckung (im Sinne eines nicht verbrauchten 
Anteils des Zuwendungsbetrages) werden bis zu einer Höhe von zwei Zwölftel des 
jährlichen Zuwendungsbetrages des Landes nicht zurückgefordert , wenn die 
Förderung im Folgejahr weiter besteht. Die kamerale Überdeckung ist bei 
kaufmännischer doppelter Buchführung nach Überleitungsrechnung gemäß Nr. 7.3 zu 
ermitteln . Eine Ansammlung über mehrere Jahre, die über diese Höhe hinausgeht, ist 
unzulässig. 

2 
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Haushalts- oder Wirtschaftsplan 
veranschlagten Gesamtausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue 
Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung 

2.1 
bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber 
un9 den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln der Zuwendungsempfängerin 
oder des Zuwendungsempfängers, 

2.2 
bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden Betrag . 

3 
Vergabe von Aufträgen 

3.1 
Beträgt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der 
Gesamtbetrag der 'Zuwendung mehr als 100 000 Euro bis 500 000 Euro, so hat die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger Aufträge nur an 
fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu 
wirtschaftlichen Bedingungen zu vergeben. Soweit möglich , sind dazu mindestens drei 
Angebote einzuholen. Verfahren und Ergebnisse sind zu dokumentieren. 

Für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge bis zu einem voraussichtlichen 
Auftragswert von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer kann auf allgemein, zum Beispiel im 
Internet, zugängliche Angebote zurückgegriffen werden . Zum Nachweis der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des Direktauftrags besteht gemäß Nr. 1.1 eine 
Mindestdokumentationspflicht, das heißt, dass zumindest die Ermittlung von 
Vergleichspreisen zu erfassen ist (formlose Preisermittlung). Ist dies nicht möglich 
oder unzweckmäßig, ist die Wirtschaftlichkeit der Beschaffungsmaßnahme in anderer 
geeigneter Weise darzulegen. 

3.2 
Beträgt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der 
Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 500 000 Euro, so hat der 
Zuwendungsempfänger 
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a) bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen die Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A, Abschnitt 1 in der Fassung 2019 vom 
31. Januar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 82) in der zum Zeitpunkt der 
Festsetzung der Zuwendung gültigen Fassung und 

b) bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Dienstleistungen die 
Unterschwellenvergabeordnung vom 2. Februar 2017 (BAnz AT 07.02 .2017 81) 
in der zum Zeitpunkt der Festsetzung der Zuwendung gültigen Fassung, 
ausgenommen der Vorschriften 

aa) §§ 7, 17, 18, 19, 28 Absatz 1 Satz 3, 29, 30, 38 Absatz 2 bis 4, 39, 40 
(elektronische Vergabe), 

bb) § 16 (Gelegentliche gemeinsame Auftragsvergabe; zentrale Beschaffung), 

cc) § 22 (Aufteilung nach Losen), 

dd) § 44 (ungewöhnlich niedrige Angebote), 

ee) § 46 (Unterrichtung der Bewerber und Bieter), 

unter Berücksichtigung der folgenden Maßgaben anzuwenden: 

3.2.1 
Wertgrenzen 

3.2.1.1 
Beschränkte Ausschreibung 

Beschränkte Ausschreibungen von Bauleistungen sind bis zu einem Auftragswert von 
300 000 Euro ohne Umsatzsteuer, ohne Durchführung eines Teilnahmewettbewerbes 
zulässig. 

Beschränkte Ausschreibungen von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen sind ohne 
weitere Voraussetzungen, bis zu einem Auftragswert von 100 000 Euro ohne 
Umsatzsteuer, ohne Durchführung eines Teilnahmewettbewerbes zulässig. 

3.2.1.2 
Verhandlungsvergabe oder Freihändige Vergabe 

Eine Verhandlungsvergabe oder eine Freihändige Vergabe ist ohne weitere 
Begründung bei Aufträgen bis zu einem Wert von 50 000 Euro ohne Umsatzsteuer 
zulässig . 

3.2.1.3 
Direktauftrag 

Für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge muss bis zu einem voraussichtlichen 
Auftragswert von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer kein Vergabeverfahren durchgeführt 
werden. Es kann auf allgemein, zum Beispiel im Internet, zugängliche Angebote 
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zurückgegriffen werden. Zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des 
Direktauftrags ist gern. Nr. 1.1 zumindest die Ermittlung von Vergleichspreisen zu 
erfassen (formlose Preisermittlung). Ist dies nicht möglich oder unzweckmäßig, ist die 
Wirtschaftlichkeit der Beschaffungsmaßnahme in anderer geeigneter Weise 
darzulegen. 

3.2.2 
Schätzung der Auftragswerte 

Bei der Schätzung der Auftragswerte ist § 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 
2016 (BGBI. 1 S. 624) in der zum Zeitpunkt der Festsetzung der Zuwendung gültigen 
Fassung entsprechend anzuwenden. Hierbei ist grundsätzlich von der geschätzten 
Gesamtvergütung für die vorgesehene Leistung auszugehen . 
Leistungen , die im Hinblick auf ihre technische und wirtschaftliche Funktion einen 
einheitlichen Charakter aufweisen, sind zusammenzufassen (funktionale 
Betrachtungsweise). Hierbei sind organisatorische, inhaltliche, wirtschaftliche sowie 
technische zusammenhänge zu berücksichtigen. 

3.2.3 
Abwicklung per E-Mail 

Verhandlungsvergaben oder Freihändige Vergaben können bis zu einem Auftragswert 
von 25 000 Euro ohne Umsatzsteuer sowie in den Fällen des § 12 Absatz 3 
Unterschwellenvergabeordnung per E-Mail abgewickelt werden. In diesen Fällen 
finden § 11 a und § 14 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A 
keine Anwendung . 

3.3 
Gelten für die Zuwendungsempfängerin oder den Zuwendungsempfänger 
(Hochschule, Forschungseinrichtung, sonstige Einrichtung) spezielle 
vergaberechtliche Vorgaben, so sind bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks die nach dem jeweiligen speziellen Vergaberecht 
anzuwendenden Vergabegrundsätze in der zum Zeitpunkt der Vergabe gültigen 
Fassung zu beachten. 

3.4 
Verpflichtungen der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers als 
Auftraggeber/-in gemäß Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) und die verpflichtende Anwendung des Tariftreue- und Vergabegesetzes 
Nordrhein-Westfalen (TVgG NRW) bleiben unberührt. 

4 
lnventarisierungspflichten 

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat Gegenstände, 
deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 Euro (ohne Umsatzsteuer) übersteigt, 
zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen das Land Eigentümer ist oder 
wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeichnen. 
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5 
Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungs­
empfängers 

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, 
unverzüglich der Bewilligungsbehörde .anzuzeigen, wenn 

5.1 
sie oder er nach Vorlage des Haushalts- und Wirtschaftsplans weitere Zuwendungen 
bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn sie oder er 
- gegebenenfalls weitere - Mittel von Dritten erhält, 

5.2 
für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen 
oder 

5.3 
die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Auszahlung verbraucht werden können. 

6 
Buchführung 

6.1 
Die Kassen- und Buchführung sowie die Ausgestaltung der Belege sind entsprechend 
den Regeln der LHO und den jeweils geltenden Verwaltungsvorschriften einzurichten , 
es sei denn, dass die Bücher nach den für Gemeinden geltenden entsprechenden 
Vorschriften oder nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung 
geführt werden . 

6.2 
Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen 
enthalten , die Ausgabebelege insbesondere die Zahlungsempfängerin oder den 
Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Auszahlung , den Zahlungsnachweis und bei 
Gegenständen den Verwendungszweck. 

6.3 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat Bücher, Belege 
und alle sonstigen mit der Zuwendung zusammenhängenden Unterlagen, hierzu 
zählen auch alle Ausschreibungs- und Vergabeunterlagen , fünf Jahre nach Vorlage 
des Verwendungsnachweises aufzubewahren , sofern nicht nach steuerrechtlichen 
oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Die 
Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen . Das Verfahren muss den jeweiligen 
Vorschriften oder Regeln (Nr. 6.1) entsprechen. 

7 
Nachweis der Verwendung 

7.1 
Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des 
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Haushalts- oder Wirtschaftsjahres nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Der 
Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 
Nachweis. 

7.2 
In dem Sachbericht sind die Tätigkeit der Zuwendungsempfängerin oder des 
Zuwendungsempfängers sowie das erzielte Ergebnis im abgelaufenen Haushalts­
oder Wirtschaftsjahr darzustellen und den vorgegebenen Zielen gegenüberzustellen. 
Im Sachbericht ist auf die wichtigsten Positionen des zahlenmäßigen Nachweises 
einzugehen. Ferner ist die Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Arbeit 
zu erläutern. Tätigkeits-, Geschäfts-, Abschluss- und Prüfungsberichte und etwaige 
Veröffentlichungen sind beizufügen . 

7.3 
Der zahlenmäßige Nachweis besteht für den Fall, dass die Zuwendungsempfängerin 
oder der Zuwendungsempfänger nach Einnahmen und Ausgaben bucht, aus der 
Jahresrechnung. Diese muss alle Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen 
Haushaltsjahres in der Gliederung des Haushalts- oder Wirtschaftsplans enthalten 
sowie das Vermögen und die Schulden zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres 
ausweisen. Bei kaufmännischer doppelter Buchführung besteht der zahlenmäßige 
Nachweis aus dem Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, bei 
Kapitalgesellschaften auch Anhang und Lagebericht zum Jahresabschluss) sowie auf 
Verlangen der Bewilligungsbehörde einer Überleitungsrechnung auf Einnahmen und 
Ausgaben. In der Überleitungsrechnung sind die Einnahmen und Ausgaben nach den 
Ansätzen des Haushalts- oder Wirtschaftsplans abzurechnen. Werden neben der 
institutionellen Förderung auch Zuwendungen zur Projektförderung bewilligt, so sind 
im zahlenmäßigen Nachweis die im abgelaufenen Haushaltsjahr gewährten 
Zuwendungen zur Projektförderung einzeln nachrichtlich anzugeben. 

7.4 
Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, 
dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den 
Büchern und Belegen übereinstimmen. 

8 
Prüfung der Verwendung 

8.1 
Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige 
Geschäftsunterlagen zur Prüfung anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung 
durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Sind 
die Unterlagen mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems erstellt worden, hat die 
Bewilligungsbehörde das Recht, Einsicht in die gespeicherten Daten zu nehmen und 
das Datenverarbeitungssystem zur Prüfung dieser Unterlagen zu nutzen oder die 
Zurverfügungstellung der gespeicherten Unterlagen nach ihren Vorgaben auf einem 
maschinell verwertbaren Datenträger zu verlangen. Unterlagen sind mit Hilfe eines 
Datenverarbeitungssystems erstellt worden, wenn sie entweder originär elektronisch 
erstellt oder nachträglich durch z. B. Einscannen und Abspeichern digitalisiert wurden. 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen 
Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 
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8.2 
Unterhält die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger eine eigene 
Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und 
die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen. 

8.3 
Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei der Zuwendungsempfängerin oder dem 
Zuwendungsempfänger zu prüfen . 

9 
Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

9.1 
Die Zuwendung ist zu erstatten , soweit ein Zuwendungsbescheid nach 
Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung 
für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen oder sonst unwirksam wird . 

9.2 
Der Erstattungsanspruch wird insbesondere festgestellt und geltend gemacht, wenn 

9.2.1 
eine auflösende Bedingung eingetreten ist, 

9.2.2 
die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

9.2.3 
die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird 
oder 

9.2.4 
nach Nr. 2 die Ausgaben sich nachträglich ermäßigen oder eine Änderung der 
Finanzierung eingetreten ist. 

9.3 
Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen, soweit 
die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger 

9.3.1 
ausgezahlte Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung zur 
Erfüllung des Zuwendungszecks verwendet, 

9.3.2 
Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den 
vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt oder 
Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt. 
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9.3.3 
In den Fällen der Nr. 9.3.2 ist regelmäßig die Auflage nicht erfüllt, wenn 

a) der Zuwendungsempfänger oder die Zuwendungsempfängerin die Vorschriften der 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A, Abschnitt 1 vom 31 . Januar 
2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2) in der jeweils geltenden Fassung oder der 
Unterschwellenvergabeordnung vom 2. Februar 2017 (BAnz AT 07.02.2017 B1) in der 
jeweils geltenden Fassung gänzlich nicht beachtet hat oder 

b) unter Nichtbeachtung der in den Ziffern 3.2.1 ff. der ANBest-I und 3.3.1 ff der 
ANBest-P festgelegten Wertgrenzen, die falsche Verfahrensart angewendet hat oder 

c) aufgrund einer grob fehlerhaften Ermittlung des Auftragswertes, die falsche 
Vergabeart gewählt hat. 

9.4 
Der Erstattungsanspruch ist nach § 49a Abs. 3 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW zu verzinsen. 

9.5 
Werden ausgezahlte Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid 
nicht zurückgenommen oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis 
zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen gemäß § 49a Absatz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW verlangt werden. Entsprechendes gilt, wenn die 
Zuwendung in Anspruch genommen wird, obwohl etwaige Zuwendungen anderer 
Zuwendungsgeber, vorgesehene eigene oder sonstige Mittel der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers anteilig oder vorrangig 
einzusetzen sind (Nr. 1.5). 
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Allgemeine Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderung 
an Gemeinden und Gemeindeverbände 

(ANBest-G) 

Die ANBest-G enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne 
des§ 36 Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung sowie 
notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind Bestandteil des 
Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

Inhalt 
Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 
Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 
Nr. 3 Vergabe von Aufträgen 
Nr. 4 Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 
Nr. 5 Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfängerin oder des 

Zuwendungsempfängers 
Nr. 6 Rechnungslegung (Baumaßnahmen) 
Nr. 7 Nachweis der Verwendung 
Nr. 8 Prüfung der Verwendung 
Nr. 9 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

1 
Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 
Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten 
Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu 
verwenden. 

1.2 
Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere 
Zuwendungen, Leistungen Dritter und Beiträge) und der Eigenanteil der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel 
für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Der 
Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. 

1.3 
Die Ausführung einer Baumaßnahme muss der der Bewilligung zugrunde liegenden 
Planung sowie den technischen Vorschriften entsprechen. Von den Bauunterlagen 
darf nur insoweit abgewichen werden , als die Abweichung nicht erheblich ist. Eine 
Abweichung ist erheblich, wenn sie zu einer wesentlichen Änderung des Bau­
und/oder Raumprogramms (baufachlich) führt und/oder das Gesamtergebnis des 
Finanzierungsplans überschritten wird. 

1.4 
Die Zuwendung darf nur soweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb 
von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird . Die 
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Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs 
erforderlichen Angaben enthalten. Im Übrigen darf die Zuwendung wie folgt in 
Anspruch genommen werden: 

1.4.1 
bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer 
Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers, 

1.4.2 
bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein 
im Haushaltsjahr zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber 
finanziert, so darf die Zuwendung nur anteilig mit den Zuwendungen der anderen 
Zuwendungsgeber angefordert werden. 

1.5 
Bei der Förderung von Hochbauvo'rhaben erfolgt die Auszahlung in folgenden 
Teilbeträgen: 
35 Prozent der Zuwendung nach Vergabe des Rohbauauftrages, 
35 Prozent der Zuwendung nach Anzeige der Fertigstellung des Rohbaus, 
30 Prozent der Zuwendung nach Anzeige der abschließenden Fertigstellung der 
genehmigten baulichen Anlagen . 
Nr. 1.4 Satz 2 gilt entsprechend. 

1.6 
Bei Fortsetzungsmaßnahmen im Rahmen der Betriebskostenbezuschussung 
(Festbetragsfinanzierung) von Personal- und Sachausgaben werden die 
Zuwendungen anteilig zum 1.5. und 1.10. des Haushaltsjahres ohne Anforderung 
ausgezahlt. 

2 
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten 
Gesamtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder 
treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich - außer bei einer 
Festbetragsfinanzierung - die Zuwendung 

2.1 
bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber 
und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln der Zuwendungsempfängerin 
oder des Zuwendungsempfängers, 

2.2 
bei Fehlbedarfsfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden Betrag. 

3 
Vergabe von Aufträgen 
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3.1 
Bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des Zuwendungszwecks sind die nach 
dem Kommunalhaushaltsrecht anzuwendenden Vergabegrundsätze in der zum 
Zeitpunkt der Vergabe gültigen Fassung zu beachten . 

3.2 
Verpflichtungen der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers als 
Auftraggeber/-in gemäß Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) bleiben unberührt. 

3.3 
Die verpflichtende Anwendung des Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein­
Westfalen (TVgG NRW) bleibt unberührt. 

4 
Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 

Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt 
werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden. Die Zuwendungsempfängerin 
oder der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid 
festgelegten zeitlichen Bindung nicht verfügen. 

5 
Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfängerin oder des 
Zuwend u ngsem pfängers 

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, 
unverzüglich der Bewilligungsbehörde anzuzeigen, wenn 

5.1. 
sie oder er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen für denselben 
Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn sie 
oder er ggf. weitere ~ittel von Dritten erhält, 

5.2 
der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung 
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen, 

5.3 
sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten 
Zuwendung nicht zu erreichen ist, 

5.4 
die angeforderten oder ausgezahlten Beträge in den Fällen der Nr. 1.4 nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können oder 

5.5 
Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht 
mehr benötigt werden. 
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6 
Rechnungslegung (Baumaßnahmen) 

6.1 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger muss für jede 
Baumaßnahme eine Baurechnung führen. Besteht eine Baumaßnahme aus mehreren 
Bauobjekten/Absc~nitten, sind getrennte Baurechnungen zu führen. 

6.2 
Die Baurechnung besteht aus 

6.2.1 
dem Bauausgabebuch (bei Hochbauten nach DIN 276 gegliedert, bei anderen Bauten 
nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides); werden die Einnahmen und Ausgaben 
für das geförderte Bauobjekt von anderen Buchungsvorfällen getrennt nachgewiesen, 
entsprechen die Bücher unmittelbar oder durch ergänzende Aufzeichnungen den 
Inhalts- und Gliederungsansprüchen und können sie zur Prüfung dem 
Verwendungsnachweis beigefügt werden, so braucht ein gesondertes 
Bauausgabebuch nicht geführt zu werden, 

6.2.2 
den Rechnungsbelegen, bezeichnet und geordnet entsprechend Nr. 6.2.1, 

6.2.3 
den Abrechnungszeichnungen und Bestandsplänen, 

6.2.4 
den Verträgen über die Leistungen und Lieferungen mit Schriftverkehr, 

6.2.5 
den bauaufsichtlichen Genehmigungen, 

6.2.6 
dem Zuwendungsbescheid und den Schreiben über die Bereitstellung der Mittel, 

6.2.7 
den geprüften , dem Zuwendungsbescheid zugrunde gelegten Bauunterlagen, 

6.2.8 
der Berechnung der ausgeführten Flächen und des Rauminhalts nach DIN 277 (nur 
bei Hochbauten) und bei Wohnbauten die Wohn- und Nutzflächenberechnung nach 
DIN 283, 

6.2.9 
dem Bautagebuch. 

7 
Nachweis der Verwendung 
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7.1 
Die Verwendung der Zuwendung ist bei Investitionsmaßnahmen innerhalb von sechs 
Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des 
sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats der Bewilligungsbehörde 
nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Bei der Förderung von Betriebskosten 
(Personal- und Sachausgaben) ist der Verwendungsnachweis innerhalb von drei 
Monaten nach Abschluss der Maßnahme, spätestens jedoch mit Ablauf des dritten 
Monats nach Ablauf des Haushaltsjahres vorzulegen. 

7.2 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 
Nachweis. Auf die Vorlage der Bücher und Belege wird verzichtet. In dem 
Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass 
wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und 
Belegen übereinstimmen. 

7.3 
In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis 
kurz darzustellen und den vorgegebenen Zielen gegenüberzustellen. Im Sachbericht 
ist auf die wichtigsten Positionen des zahlenmäßigen Nachweises einzugehen. Ferner 
ist die Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Arbeit zu erläutern. Dem 
Sachbericht sind die Berichte der von der Zuwendungsempfängerin oder dem 
Zuwendungsempfänger beteiligten technischen Dienststellen beizufügen. 

7.4 
In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben entsprechend 
der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch auszuweisen . Der Nachweis 
muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen 
(insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter), eigene Mittel und Ausgaben 
enthalten. Soweit die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger die 
Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 Umsatzsteuergesetz hat, sind nur die 
Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) nachzuweisen. 

7.5 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat Bücher, Belege 
und alle sonstigen mit der Zuwendung zusammenhängenden Unterlagen, hierzu 
zählen auch alle Ausschreibungs- und Vergabeunterlagen, fünf Jahre nach Vorlage 
des Verwendungsnachweises aufzubewahren , sofern nicht nach steuerrechtlichen 
oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Die 
Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen. Das Verfahren muss den 
Grundsätzen einer für die Gemeinden oder Gemeindeverbände allgemein 
zugelassenen Regelung entsprechen . 

7.6 
Darf die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, sind die von den empfangenden 
Stellen ihr oder ihm zu erbringenden Verwendungsnachweise dem 
Verwendungsnachweis nach Nr. 7.1 beizufügen . 
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8 
Prüfung der Verwendung 

8.1 
Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige 
Geschäftsunterlagen zur Prüfung anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung 
durch Einsicht in die Bücher und sonstigen Geschäftsunterlagen örtlich zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. Sind die Unterlagen mit Hilfe eines 
Datenverarbeitungssystems erstellt worden, hat die Bewilligungsbehörde das Recht, 
Einsicht in die gespeicherten Daten zu nehmen und das Datenverarbeitungssystem 
zur Prüfung dieser Unterlagen zu nutzen oder die Zurverfügungstellung der 
gespeicherten Unterlagen nach ihren Vorgaben auf einem maschinell verwertbaren 
Datenträger zu verlangen. Unterlagen sind mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems 
erstellt worden , wenn sie entweder originär elektronisch erstellt oder nachträglich 
durch z. B. Einscannen und Abspeichern digitalisiert · wurden. Die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen 
Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

8.2 
Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei allen Zuwendungsempfängerinnen und 
Zuwendungsempfängern zu prüfen. Die überörtliche Prüfung nach den Vorschriften 
der Gemeindeordnung bleibt unberührt. 

8.3 
Der Europäische Rechnungshof ist berechtigt, bei der Zuwendungsempfängerin oder 
dem Zuwendungsempfänger zu prüfen, soweit die Ausgaben ganz oder teilweise zu 
Lasten des Haushalts der Europäischen Union geleistet werden. 

9 
Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

9.1 
Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach 
Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung 
für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen wird oder sonst unwirksam 
wird. 

9.2 
Der Erstattungsanspruch wird insbesondere festgestellt und geltend gemacht, wenn 

9.2.1 
eine auflösende Bedingung eingetreten ist, 

9.2.2 
die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

9.2.3 
die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird 
oder 
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9.2.4 
nach Nr. 2 die Ausgaben sich nachträglich ermäßigen oder eine Änderung der 
Finanzierung eingetreten ist. 

9.3 
Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen , soweit 
die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger 

9.3.1 
in den Fällen der Nr. 1.4 Satz 1 ausgezahlte Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet oder 

9.3.2 
Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den 
vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt, die 
Vergabegrundsätze nicht beachtet (Nr. 3.1) oder Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht 
rechtzeitig nachkommt. 

9.4 
Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 49a Absatz 3 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW zu verzinsen. 

9.5 
Werden ausgezahlte Beträge in den Fällen der Nr. 1.4 Satz 1 nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und 
wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen , können für die 
Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen 
gemäß § 49a Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW verlangt werden . 
Entsprechendes gilt, wenn die Zuwendung in Anspruch genommen wird , obwohl 
etwaige Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber, vorgesehene eigene oder sonstige 
Mittel der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers anteilig oder 
vorrangig einzusetzen sind. 
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Allgemeine Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderung 

(ANBest-P) 

Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne 
des§ 36 Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung sowie 
notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind Bestandteil des 
Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

Inhalt 
Nr. 1 
Nr. 2 
Nr. 3 
Nr. 4 
Nr. 5 

Nr. 6 
Nr. 7 
Nr. 8 

1 

Anforderung und Verwendung der Zuwendung 
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 
Vergabe von Aufträgen 
Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 
Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfängerin oder des 
Zuwendungsempfängers 
Nachweis der Verwendung 
Prüfung der Verwendung 
Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 
Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten 
Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu 
verwenden. 

1.2 
Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere 
Zuwendungen, Leistungen Dritter und Beiträge) und der Eigenanteil der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel 
für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Der 
Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. 

1.3 
Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche 
Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers überwiegend aus 
Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, sind die auf eine Besserstellung der 
Beschäftigten der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers 
gegenüber vergleichbaren Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern des Landes 
entfallenden Ausgaben vorbehaltlich einer abweichenden tarifrechtlichen Regelung 
nicht zuwendungsfähig. Dies gilt nicht für durch eine Förderrichtlinie vorgesehene 
Pauschalen für Personalausgaben. Sind vergleichbare Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer des Landes nicht vorhanden, bedarf es einer gesonderten Einwilligung 
der Bewilligungsbehörde zum Abschluss des Anstellungs- oder Arbeitsvertrages. 
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1.4 
Die Zuwendung darf nur soweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb 
von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die 
Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs 
erforderlichen Angaben enthalten . Im Übrigen darf die Zuwendung wie folgt in 
Anspruch genommen werden : 

1.4.1 
bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen 
anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers, 

1.4.2 
bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein 
im Haushaltsjahr zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber 
finanziert, so darf die Zuwendung nur anteilig mit den Zuwendungen der anderen 
Zuwendungsgeber angefordert werden. 

1.5 
Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden , wenn 
sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck mit der bewilligten Zuwendung nicht zu 
erreichen ist. 

1.6 
Ansprüche aus dem Zuwendungsbescheid dürfen weder abgetreten noch verpfändet 
werden . 

2 
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten 
Gesamtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder 
treten neue Deckungsmittel hinzu , so ermäßigt sich - außer bei einer 
Festbetragsfinanzierung - die Zuwendung 

2.1 
bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber 
und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln der Zuwendungsempfängerin 
oder des Zuwendungsempfängers, 

2.2 
bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden Betrag. 
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3 
Vergabe von Aufträgen 

Beträgt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der 
Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 100 000 Euro so gilt Folgendes: 

3.1 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger, deren zuwendungsfähige 
Ausgaben je Projekt bis zu 50 Prozent aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, 
haben Aufträge nur an fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach 
wettbewerblichen Gesichtspunkten zu vergeben. Soweit möglich sind dazu 
mindestens drei Angebote einzuholen. Verfahren und Ergebnisse sind zu 
dokumentieren. 

Für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge bis zu einem voraussichtlichen 
Auftragswert von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer kann auf allgemein, zum Beispiel im 
Internet, zugängliche Angebote zurückgegriffen werden . Zum Nachweis der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des Direktauftrags besteht gemäß Nr. 1.1 eine 
Mindestdokumentationspflicht, das heißt, dass zumindest die Ermittlung von 
Vergleichspreisen zu erfassen ist (formlose Preisermittlung). Ist dies nicht möglich 
oder unzweckmäßig, ist die Wirtschaftlichkeit der Beschaffungsmaßnahme in anderer 
geeigneter Weise darzulegen. 

3.2 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger, deren zuwendungsfähige 
Ausgaben je Projekt zu mehr als 50 Prozent aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, 
haben, soweit die Zuwendung, oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der 
Gesamtbetrag der Zuwendungen, bis 500 000 Euro beträgt, Aufträge nur an 
fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu 
vergeben. Soweit möglich sind dazu mindestens drei Angebote einzuholen. Verfahren 
und Ergebnisse sind zu dokumentieren. 

Für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge bis zu einem voraussichtlichen 
Auftragswert von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer kann auf allgemein , zum Beispiel im 
Internet, zugängliche Angebote zurückgegriffen werden. Zum Nachweis der .,. 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des Direktauftrags besteht gemäß Nr. 1.1 eine 
Mindestdokumentationspflicht, das heißt, dass zumindest die Ermittlung von 
Vergleichspreisen zu erfassen ist (formlose Preisermittlung). Ist dies nicht möglich 
oder unzweckmäßig , ist die Wirtschaftlichkeit der Beschaffungsmaßnahme in anderer 
geeigneter Weise darzulegen. 

3.3 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger, deren zuwendungsfähige 
Ausgaben je Projekt zu mehr als 50 Prozent aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, 
haben, soweit die Zuwendung, oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der 
Gesamtbetrag der Zuwendungen, über 500 000 Euro beträgt, 

a) bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen die Vergabe- ur:,d 
Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A, Abschnitt 1 in der Fassung 2019 vom 
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31. Januar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2) in der zum Zeitpunkt der Festsetzung 
der Zuwendung gültigen Fassung und 

b) bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Dienstleistungen die 
Unterschwellenvergabeordnung vom 2. Februar 2017 (BAnz AT 07.02.2017 B1) 
in der zum Zeitpunkt der Festsetzung der Zuwendung gültigen Fassung, 
ausgenommen der Vorschriften 

aa) §§ 7, 17, 18, 19, 28 Absatz 1 Satz 3, 29, 30, 38 Absatz 2 bis 4, 39, 40 
(elektronische Vergabe) 

bb) § 16 (Gelegentliche gemeinsame Auftragsvergabe; zentrale Beschaffung), 

cc) § 22 (Aufteilung nach Losen), 

dd) § 44 (ungewöhnlich niedrige Angebote) , 

ee) § 46 (Unterrichtung der Bewerber und Bieter), 

unter Berücksichtigung der folgenden Maßgaben anzuwenden: 

3.3.1 
Wertgrenzen 

3.3.1.1 
Beschränkte Ausschreibung 

Beschränkte Ausschreibungen von Bauleistungen sind bis zu einem Auftragswert von 
300 000 Euro ohne Umsatzsteuer, ohne Durchführung eines Teilnahmewettbewerbes 
zulässig . 

Beschränkte Ausschreibungen von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen sind ohne 
weitere Voraussetzungen, bis zu einem Auftragswert von 100 000 Euro ohne 
Umsatzsteuer ohne Durchführung eines Teilnahmewettbewerbes zulässig. 

3.3.1.2 
Verhandlungsvergabe oder Freihändige Vergabe 

Eine Verhandlungsvergabe oder eine Freihändige Vergabe ist ohne weitere 
Begründung bei Aufträgen bis zu einem Wert von 50 000 Euro ohne Umsatzsteuer 
zulässig. 

3.3.1.3 
Direktauftrag 

Für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge muss bis zu einem voraussichtlichen 
Auftragswert von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer kein Vergabeverfahren durchgeführt 
werden . . Es kann auf allgemein , zum Beispiel im Internet, zugängliche Angebote 
zurückgegriffen werden . Zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des 
Direktauftrags ist gern . Nr. 1.1 zumindest die Ermittlung von Vergleichspreisen zu 
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erfassen (formlose Preisermittlung). Ist dies nicht möglich oder unzweckmäßig, ist die 
Wirtschaftlichkeit der Beschaffungsmaßnahme in anderer geeigneter Weise 
darzulegen. 

3.3.2 
Schätzung der Auftragswerte 

Bei der Schätzung der Auftragswerte ist § 3 der Vergabeverordnung vom 12. April 
2016 (BGBI. 1 S. 624) in der zum Zeitpunkt der Festsetzung der Zuwendung gültigen 
Fassung entsprechend anzuwenden . Hierbei ist grundsätzlich von der geschätzten 
Gesamtvergütung für die vorgesehene Leistung auszugehen. 
Leistungen , die im Hinblick auf ihre technische und wirtschaftliche Funktion einen 
einheitlichen Charakter aufweisen, sind zusammenzufassen (funktionale 
Betrachtungsweise). Hierbei sind organisatorische, inhaltliche, wirtschaftliche sowie 
technische Zusammenhänge zu berücksichtigen . 

3.3.3 
Abwicklung per E-Mail 

Verhandlungsvergaben oder Freihändige Vergaben können bis zu einem Auftragswert 
von 25 000 Euro ohne Umsatzsteuer sowie in den Fällen des § 12 Absatz 3 
Unterschwellenvergabeordnung per E-Mail abgewickelt werden . In diesen Fällen 
finden § 11 a und § 14 der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A 
keine Anwendung. 

3.4 
Gelten für die Zuwendungsempfängerin oder den Zuwendungsempfänger 
(Hochschule, Forschungseinrichtung, sonstige Einrichtung) spezielle 
vergaberechtliche Vorgaben, so sind bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks die nach dem jeweiligen speziellen Vergaberecht 
anzuwendenden Vergabegrundsätze in der zum Zeitpunkt der Vergabe gültigen 
Fassung zu beachten. 

3.5 
Verpflichtungen der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers als 
Auftraggeber/-in gemäß Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) und die verpflichtende Anwendung des Tariftreue- und Vergabegesetzes 
Nordrhein-Westfalen (TVgG NRW) bleiben unberührt. 

4 
Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 

4.1 
Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt 
werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger darf über sie vor 
Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht verfügen. 

4.2 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung 
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des Zuwendungszwecks beschafften Gegenstände, deren Anschaffungs- oder 
Herstellungswert 800 Euro (ohne Umsatzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit 
aus besonderen Gründen das Land Eigentümer ist oder wird , sind die Gegenstände in 
dem Inventar besonders zu kennzeichnen. 

5 
Mitteilungspflichten der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungs­
empfängers 

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, 
unverzüglich der Bewilligungsbehörde anzuzeigen , 

5.1 
wenn sie oder er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen für 
denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder 
wenn sie oder er - gegebenenfalls weitere - Mittel von Dritten erhält, 

5.2 
der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung 
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen , 

5.3 
sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewill igten 
Zuwendung nicht zu erreichen ist, 

5.4 
die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Auszahlung verbraucht werden können , 

5.5 
zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr 
entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden 
oder 

5.6 
ein Insolvenzverfahren über ihr oder sein Vermögen beantragt oder eröffnet wird . 

6 
Nachweis der Verwendung 

6.1 
Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des 
Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den 
Bewilligungszeitraum folgenden Monats der Bewilligungsbehörde nachzuweisen 
(Verwendungsnachweis). Ist der Zuwendungszweck nicht bis zum Ablauf des 
Haushaltsjahres erfüllt, ist binnen vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres über 
die in diesem Jahr erhaltenen Beträge ein Zwischennachweis in der Form des 
einfachen Verwendungsnachweises (Nr. 6.6) zu führen . Sachberichte als Teil eines 
Zwischennachweises gern. Nr. 6.3 dürfen mit dem nächst fälligen Sachbericht 
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verbunden werden, wenn der Berichtszeitraum für ein Haushaltsjahr drei Monate nicht 
übe rsch reitet. 

6.2 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 
Nachweis. 

6.3 
In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis 
im Einzelnen darzustellen und den vorgegebenen Zielen gegenüberzustellen. Im 
Sachbericht ist auf die wichtigsten Positionen des zahlenmäßigen Nachweises 
einzugehen. Ferner ist die Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Arbeit 
zu erläutern. 

6.4 
In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher 
Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans 
auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck 
zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter, 
Beiträge), eigene Mittel und Ausgaben enthalten. Dem Nachweis ist eine tabellarische 
Belegübersicht beizufügen, in der die Ausgaben nach Art und in zeitlicher Reihenfolge 
getrennt aufgelistet sind (Belegliste , unverbindliches Muster siehe Anlage 5 zu Nr. 10.2 
VV zu § 44 LHO). Aus der Belegliste müssen Datum der Rechnung und Zahlung, 
Empfängerin oder Empfänger, Einzahlerin oder Einzahler sowie Grund und 
Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein .. Soweit die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des 
Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) 
berücksichtigt werden. Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die 
Ausgaben notwendig waren , dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und 
die Angaben mit den Büchern und Belegen übereinstimmen. 

6.5 
Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht der zahlenmäßige 
Nachweis (Nr. 6.4) aus einer summarischen Darstellung der Einnahmen und 
Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans. 

6.6 
Der Zwischennachweis (Nr. 6.1 Satz 2) besteht aus dem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen Nachweis entsprechend dem einfachen Verwendungsnachweis (Nr. 
6.5). 

6.7 
Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen 
enthalten , die Ausgabebelege insbesondere die Zahlungsempfängerin oder den 
Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung , den Zahlungsbeweis und bei 
Gegenständen den Verwendungszweck. Außerdem müssen die Belege ein 
eindeutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (zum Beispiel Projektnummer) 
enthalten . 
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6.8 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die Originalbelege 
(Einnahme- und Ausgabebelege) über die Einzelzahlungen und alle sonstigen mit der 
Zuwendung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 7. 1 Satz 1 ), hierzu zählen auch 
alle Ausschreibungs- und Vergabeunterlagen , fünf Jahre nach Vorlage des 
Verwendungsnachweises aufzubewahren , sofern nicht nach steuerrechtlichen oder 
anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Die Aufbewahrung 
kann auch elektronisch erfolgen . 

Ein Buchführungssystem ist zur elektronischen Belegführung zugelassen, wenn die 
Grundsätze zur ordnungsgemäßen Führung und Aufbewahrung von Büchern , 
Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff vom 
28.11 .2019 (BStBI I S. 1269) in der jeweils geltenden Fassung beachtet werden. 

6.9 
Darf die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterle iten , sind die von den empfangenden 
Stellen ihr oder ihm zu erbringenden Verwendungs- oder Zwischennachweise dem 
Verwendungs- oder Zwischennachweis nach Nr. 6.1 beizufügen . 

7 
Prüfung der Verwendung 

7.1 
Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige 
Geschäftsunterlagen zur Prüfung anzufordern - soweit sie nicht mit dem 
Verwendungsnachweis vorzulegen sind - sowie die Verwendung der Zuwendung 
durch Einsicht in die Bücher, Belege und sonstigen Geschäftsunterlagen örtlich zu 
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Sind die Unterlagen mit Hilfe eines 
Datenverarbeitungssystems erstellt worden , hat die Bewilligungsbehörde das Recht, 
Einsicht in die gespeicherten Daten zu nehmen und das Datenverarbeitungssystem 
zur Prüfung dieser Unterlagen zu nutzen oder die Zurverfügungstellung der 
gespeicherten Unterlagen nach ihren Vorgaben auf einem maschinell verwertbaren 
Datenträger zu verlangen . Unterlagen sind mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems 
erstellt worden , wenn sie entweder originär elektronisch erstellt oder nachträglich 
durch z. B. Einscannen und Abspeichern digitalisiert wurden. Die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen 
Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

7.2 
Unterhält die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger eine eigene 
Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und 
die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen . 

7.3 
Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei der Zuwendungsempfängerin oder dem 
Zuwendungsempfänger zu prüfen . 
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7.4 
Der Europäische Rechnungshof ist berechtigt, bei der Zuwendungsempfängerin oder 
dem Zuwendungsempfänger zu prüfen, soweit die Ausgaben ganz oder teilweise zu 
Lasten des Haushalts der Europäischen Union geleistet werden . 

8 
Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

8.1 
Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach 
Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung 
für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen oder sonst unwirksam wird. 

8.2 
Der Erstattungsanspruch wird insbesondere festgestellt und geltend gemacht, wenn 

8.2.1 
eine auflösende Bedingung eingetreten ist, 

8.2.2 
die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

8.2.3 
die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird 
oder 

8.2.4 
nach Nr. 2 die Ausgaben sich nachträglich ermäßigen oder eine Änderung der 
Finanzierung eingetreten ist. 

8.3 
Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen , soweit 
die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger 

8.3.1 
ausgezahlte Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung zur 
Erfüllung des Zuwendungszecks verwendet, 

8.3.2 
Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den 
vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie 
Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt. 

8.3.3 
In den Fällen der Nr. 8.3.2 ist regelmäßig die Auflage nicht erfüllt, wenn 

a) der Zuwendungsempfänger oder die Zuwendungsempfängerin die Vorschriften der 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A, Abschnitt 1 vom 31. Januar 
2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2) in der jeweils geltenden Fassung oder der 
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Unterschwellenvergabeordnung vom 2. Februar 2017 (BAnz AT 07.02.2017 B1) in der 
jeweils geltenden Fassung gänzlich missachtet hat oder 

b) unter Nichtbeachtung der in den Ziffern 3.2.1 ff. der ANBest-I und 3.3.1 ff. der 
ANBest-P festgelegten Wertgrenzen die falsche Verfahrensart angewendet hat oder 

c) aufgrund einer grob fehlerhaften Ermittlung des Auftragswertes die falsche 
Vergabeart gewählt hat. 

8.4 
Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 49a Absatz 3 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW zu verzinsen. 

8.5 
Werden ausgezahlte Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid 
nicht zurückgenommen oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis 
zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen gemäß § 49a Absatz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW verlangt werden. Entsprechendes gilt, wenn die 
Zuwendung in Anspruch genommen wird, obwohl etwaige Zuwendungen anderer 
Zuwendungsgeber, vorgesehene eigene oder sonstige Mittel der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers anteilig oder vorrangig 
einzusetzen sind (Nr. 1.4 ). 
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Baufachliche Nebenbestimmungen 
(NBest-Bau) 

Die NBest-Bau ergänzen die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P). Sie enthalten Bedingungen und Auflagen im Sinne des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 
November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung. Die 
Nebenbestimmungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

Inhalt 
Nr. 1 
Nr. 2 
Nr. 3 

1 

Vergabe und Ausführung 
Baurechnung 
Verwendungsnachweis 

Vergabe und Ausführung 

1.1 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat die zuständige 
baufachliche Stelle rechtzeitig über die jeweils vorgesehene Vergabeart, den 
Baubeginn und die Beendigung der Baumaßnahme zu unterrichten . 

1.2 
Die Ausführung der Baumaßnahme muss den der Bewilligung zugrunde liegenden 
Bauunterlagen sowie den technischen Vorschriften entsprechen. 

1.3 
Von den Bauunterlagen darf nur insoweit abgewichen werden, als die Abweichung 
nicht erheblich ist. Eine Abweichung ist erheblich , wenn sie zu einer wesentlichen 
Änderung des Bau- oder Raumprogramms, einer wesentlichen Erhöhung der 
Betriebskosten oder einer wesentlichen Überschreitung der Baukosten führt. 
Erhebliche Abweichungen bedürfen vor ihrer Ausführung der Zustimmung durch die 
Bewilligungsbehörde. 

2 
Baurechnung 

2.1 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger muss für jede 
Baumaßnahme eine Baurechnung führen . Besteht eine Baumaßnahme aus mehreren 
Bauobjekten/Abschnitten , sind getrennte Baurechnungen zu führen . 

2.2 
Die Baurechnung besteht aus 

2.2.1 
dem Bauausgabebuch (bei Hochbauten nach DIN 276 Teil 2 gegliedert, bei anderen 
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Bauten nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides); werden die Einnahmen und 
Ausgaben für das geförderte Bauobjekt von anderen Buchungsvorfällen getrennt 
nachgewiesen , entsprechen die Nachweise unmittelbar oder durch ergänzende 
Aufzeichnungen den Inhalts- und Gliederungsansprüchen der DIN 276 und können sie 
zur Prüfung der Baurechnung beigefügt werden , so kann mit Einwilligung der 
Bewilligungsbehörde von der Führung eines gesonderten Bauausgabebuches 
abgesehen werden , 

2.2.2 
den Rechnungsbelegen , bezeichnet und geordnet entsprechend Nr. 2.1, 

2.2.3 
den Abrechnungszeichnungen und Bestandsplänen , 

2.2.4 
den Verträgen über die Leistungen und Lieferungen mit Schriftverkehr, 

2.2.5 
den bauaufsichtlichen Genehmigungen, den Prüf- und Abnahmebescheinigungen , 

2.2.6 
dem Zuwendungsbescheid und den Schreiben über die Bereitstellung der Mittel , 

2.2.7 
den geprüften , dem Zuwendungsbescheid zugrunde gelegten Bauunterlagen , 

2.2.8 
der Berechnung der ausgeführten Flächen und des Rauminhalts nach DIN 277 (nur 
bei Hochbauten) und bei Wohnbauten die Wohn- und Nutzflächenberechnung nach 
DIN 283 und 

2.2.9 
dem Bautagebuch. 

3 
Verwendungsnachweis 

3.1 
Dem Verwendungsnachweis ist das Muster 1, dem Zwischennachweis das Muster 2 
zugrunde zu legen . Die Baurechnung ist zur Prüfung bereitzuhalten ; dem 
Verwendungsnachweis sind nur die Berechnungen nach Nr. 2.2.8 beizufügen . 

3.2 
Werden über Teile eines Gesamtobjektes einzelne Verwendungsnachweise geführt, 
so ist nach Abschluss des Gesamtobjektes ein zusammengefasster 
Verwendungsnachweis nach Muster 1 zu Nr. 3.1 aufzustellen. 
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Grundsätze für Förderrichtlinien 

Gliederungsschema einer Förderrichtlinie: 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
2 Gegenstand der Förderung 
3 Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger 
4 Zuwendungsvoraussetzungen 
5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
7 Verfahren 
8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Erläuterungen zum Gliederungsschema 
Die Förderrichtlinien müssen sich im Rahmen der Verwaltungsvorschriften zu § 44 
halten. Demgemäß sind nur förderungsspezifische Besonderheiten, insbesondere 
Anweisungen zum Verfahren, notwendige Ergänzungen zu den WNVG und nur 
soweit unumgänglich von den VVNVG abweichende Vorschriften in den Richtlinien 
zu regeln. Durch die Vorgabe eines Gliederungsschemas sollen die Richtlinien 
vereinheitlicht, gestrafft und Aufstellung, Überprüfung und ggf. Berichtigung 
vereinfacht werden. 

Zu 1 
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
Da die im Haushaltsplan ausgewiesene Zweckbestimmung, einschließlich der 
Erläuterung, die Zielsetzung, die mit dem Einsatz von Landesmitteln verfolgt wird , 
nicht immer vollständig umschreibt, ist es erforderlich , dass der Zuwendungszweck 
erläutert wird . Die Erläuterung sollte knapp und aussagefähig sein . Soweit die 
Zuwendung dem Grunde nach auf Rechtsvorschriften beruht, ist die 
Rechtsgrundlage anzugeben. 

Beispiel: 
Das Land gewährt (nach§ ... des Gesetzes ... ), nach Maßgabe dieser Richtlinien und 
der Verwaltungsvorschriften zu§ 44 in der jeweils geltenden Fassung Zuwendungen 
für ....... ... ....... Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstellers auf 
Gewährung der Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. 

Zu 2 
Gegenstand der Förderung 
Hier ist anzugeben, welche Maßnahmen im Einzelnen gefördert werden sollen. Da 
Förderungsgegenstand und Förderungsziel häufig übereinstimmen, kann dieser 
Abschnitt entfallen, wenn die Maßnahmen bereits unter Nr. 1 erfasst werden können. 
Negativabgrenzungen sollten nach Möglichkeit vermieden werden. 
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Zu 3 
Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger 
Jede Förderrichtlinie muss den Kreis der Zuwendungsempfängerinnen und 
Zuwendungsempfänger abschl ießend bezeichnen . Die Zuwendungsempfängerin 
oder der Zuwendungsempfänger ist die oder der Begünstigte der Zuwendung. Es 
kann sich dabei um natürliche oder juristische Personen handeln . Soll die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger die Zuwendung an Dritte 
weiterleiten (Nr. 12 VV / Nr. 12 VVG zu § 44 ), sind die von der Bewilligungsbehörde 
zu beachtenden Verfahrensvorschriften in der Förderrichtlinie näher auszugestalten. 

Zu 4 
Zuwend u ngsvora ussetzu ngen 
Die zuwendungsrechtlichen Bewilligungsvoraussetzungen sind in Nr. 1 VVNVG zu§ 
44 geregelt und von der Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungsempfänger 
bei der Antragstellung nachzuweisen. In die Förderrichtlinien sind nur die 
Voraussetzungen aufzunehmen, die zusätzlich zu beachten sind . Bei der Aufnahme 
von zusätzlichen Bewilligungsvoraussetzungen ist ein strenger Maßstab anzulegen , 
um ein Übermaß an Detailregelungen zu vermeiden . 

Zu 5 
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
Hier sind festzulegen: 

5.1 
Zuwendungsart 

5.1.1 
Institutionelle Förderung 

5.1.2 
Projektförderung 

5.2 
Finanzierungsart 

5.2.1 
Teilfinanzierung 

5.2.1.1 
Antei lfi nanzieru ng 

5.2.1.2 
Fehlbedarfsfinanzierung 

5.2.1.3 
Festbetragsfinanzierung 
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5.2.2 
Vollfinanzierung 
Da die Zuwendungspraxis gezeigt hat, dass eine einheitliche Entscheidungspraxis 
nur gewährleistet ist, wenn die Finanzierungsart in der Förderrichtlinie vorgegeben 
ist, ist die Finanzierungsart in der Richtlinie konkret zu bezeichnen. Hierbei sollte im 
Bereich der Projektförderung für Investitionsförderung die Anteilfinanzierung und für 
Betriebskostenförderung die_ Festbetragsfinanzierung gewählt werden. Im Bereich 
der institutionellen Förderung sollte im Regelfall die Fehlbedarfsfinanzierung 
Verwendung finden. 

5.3 
Form der Zuwendung 
Hier ist festzulegen, ob die Zuwendung als Darlehen (bedingt oder unbedingt 
rückzahlbar) oder Zuschuss/Zuweisung gewährt werden soll. Sollen die 
Zuwendungen als Darlehen gewährt werden, müssen die Darlehenskonditionen in 
der Förderrichtlinie festgelegt werden . 

5.4 
Bemessungsgrundlage 

5.4.1 
Um eine einheitliche Entscheidungspraxis sicherzustellen , sind in der Förderrichtlinie 
die zuwendungsfähigen Ausgaben möglichst konkret zu bezeichnen . 
Negativkataloge sollten nur dann Aufnahme finden, wenn dies unumgänglich ist. Bei 
der Förderung von Hochbaumaßnahmen sind die Kostengruppen der DIN 276 der 
Bemessung zugrunde zu legen ; einzelne Kostengruppen können von der Förderung 
ausgeschlossen werden. 

5.4.2 
Bei der Festlegung des Fördersatzes/-betrages ist zu beachten, dass das „erhebliche 
Landesinteresse", das bei der Gewährung von Zuwendungen vorliegen muss (vgl. § 
23), nur dann hinreichend gewahrt ist, wenn von Bagatellförderungen abgesehen 
wird . 

Zu 6 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
Unter diesem Abschnitt sind vornehmlich die Nebenbestimmungen zu konkretisieren, 
die förderungsspezifischer Natur sind und als besondere Nebenbestimmungen in 
den jeweiligen Zuwendungsbescheid aufzunehmen sind (vgl. Nr. 5.3 VV NVG zu § 
44) . 

Zu 7 
Verfahren 

7.1 
Antragsverfahren 

7.1.1 
Antragstellung (zum Beispiel Muster, Termine) 
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7.1.2 
Antragsweg (zum Beispiel fachliche Beteiligung anderer Stellen) 

7.1.3 
Antragsunterlagen (zum Beispiel Umfang der Antragsunterlagen) 

7.2 
Bewilligungsverfahren 
In den Förderrichtlinien sind nur die von den VVNVG zu § 44 abweichenden oder 
ergänzenden Regelungen aufzunehmen (zum Beispiel Bewilligungsbehörden , 
Muster für Zuwendungsbescheide ). 

7.3 
Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 
Abweichungen von den VVNVG zu§ 44 können nur in begründeten Fällen 
zugelassen werden . 

7.4 
Verwendungsnachweisverfahren 
Abweichungen von den VVNVG zu § 44 können nur in begründeten Fällen 
zugelassen werden . 

7.5 
Zu beachtende Vorschriften 
Für die Bewilligung , Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten 
Zuwendung gelten die VV/VVG zu§ 44, soweit nicht in den Förderrichtlinien 
Abweichungen zugelassen worden sind . 

Zu 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
In der Förderrichtlinie ist anzugeben , wann sie in Kraft tritt , und wann sie wieder 
außer Kraft treten wird . Die Geltungsdauer der Förderrichtlinie darf regelmäßig eine 
Höchstgrenze von fünf Jahren nicht überschreiten . 



Anlage 5 zu Nr. 10.2 VV zu § 44 LHQ•> 

Anlage zum Verwendungsnachweis vom ... 

Belegliste zu Nr. 6.4 ANBest-P 

Lfd. 
Datum der Nr. der 

Aussteller 
Nr. der 
Beleg 

Rechnung Rechnung 
Rechnung 

Summe - - -

Kurzbeschreibung der 
Rechnungs- davon Datum 

Zahlbetrag 
betrag Umsatzsteuer 1l der 

Leistung 
(EUR) (EUR) Zahlung 

(EUR) 

- 0,00 0,00 0,00 

1) Die im Rechnungsbetrag enthaltene Umsatzsteuer ist nur dann anzugeben , wenn sie nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben 
gehört, s. Nr. 6.4 Satz 4 ANBest-P. . 

. •> Unverbindliches Muster zur Erstellung einer Belegliste gemäß Nummer 10.2 zu § 44 ~ z ~ ·-., -...,, • llJ 
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Grundmuster - Antrag -

Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 VVG 

zur Gewährung einer Zuwendung 
an Gemeinden und Gemeindeverbände 

Das Grundmuster 1 enthält die für die Abwicklung einer Zuwendung erforderlichen 
Angaben. Soweit weitergehende Angaben aus förderungsspezifischen Gründen 
notwendig sind, ist das Muster zu ergänzen. Werden Förderrichtlinien (vgl. Nr. 13.2 
VVG) erlassen , sollen ergänzende Angaben zum Antrag (einschließlich 
Antragsunterlagen) in der Förderrichtlinie näher bestimmt werden. 
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Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 VVG 

Anleitungen: 

1. 
Gliederung des Grundmusters 

1. Antragstellerin/Antragsteller 
2. Maßnahme 
3. Finanzierungsplan 
4. Beantragte Förderung 
5. Begründung 
6. Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen 
7. Erklärungen 
8. Anlagen 
9. Prüfvermerk (baufachliche Prüfung) 

2. 
Zum Grundmuster 

Zu Nr. 2 - Maßnahme -
Kurze, eindeutige Bezeichnung der beabsichtigten Maßnahme. Umfang, 
Notwendigkeit usw. der Maßnahme sind unter Nr. 5 - Begründung - zu erläutern. 

Zu Nr. 3 - Finanzierungsplan -

3.1 
Angabe der Gesamtkosten der Maßnahme 

Anzugeben sind alle im Zusammenhang mit der Fördermaßnahme voraussichtlich 
anfallenden Kosten , unabhängig davon, ob die Beträge zuwendungsfähig (also 
förderfähig) sind. Die aufgegliederte Berechnung der Kosten ist in der dem Antrag 
beizufügenden Kostenberechnung darzustellen . Art und Umfang der 
Kostengliederung sind den förderungsspezifischen Bedürfnissen anzupassen . 

. 3.2 
Davon grundsätzlich zuwendungsfähig , also der Betrag, der alle im Zusammenhang 
mit der Fördermaßnahme voraussichtlich anfallenden Ausgaben ausweist, soweit die 
Ausgaben tatsächlich zuwendungsfähig (also förderfähig) sind . Soweit die 
Antragstellerin/der Antragsteller zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, ist dies bei der 
Ermittlung der Ausgaben zu berücksichtigen. 

3.3 
Abzuziehen sind Leistungen Dritter, die in Zusammenhang mit der Maßnahme 
stehen , also z.B. Entgelte. 

3.4 
Auf der Grundlage der so ermittelten zuwendungsfähigen Gesamtausgaben wird die 
Höhe der Zuwendung ermittelt. 

3.5 
Zuwendung ist der Betrag , den das Land zu der Maßnahme beisteuern soll. Die 
Höhe des Betrages ist u. a. von der Interessenlage des Landes abhärigig. 
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Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 VVG 

3.6 
Hier sind bewilligte/beantragte öffentliche Förderungen von anderen Stellen des 
Landes und/oder jur. Personen des öffentlichen Rechts (z. B. Bund) anzugeben. 
Diese erfordern ein Abstimmungsverfahren nach Nr. 1.4 VVG zu§ 44 LHO. 

3.7 
Eigenanteil ist der Betrag , den die Zuwendungsempfängerin oder der 
Zuwendungsempfänger zur Finanzierung der Maßnahme beizutragen hat. 

Zu Nr. 8 - Anlagen -
Da im Grundmuster die in den einzelnen Förderbereichen erforderlichen 
Antragsunterlagen nicht erschöpfend aufgezählt werden können, sind die Angaben nur 
beispielhaft. Bei Hochbaumaßnahmen sind in den Antrag in jedem Fall die in Nr. 6.6 
VVG genannten Antragsunterlagen aufzunehmen. 
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(Anschrift der Bewilligungsbehörde) 

Betr.: 

'-------------------------' Bezug: 

1. Antragstellerin/Antragsteller 

Name/Bezeichnung 

Straße/PLZ/Ort/Kreis 
Anschrift : 

Name/Tel. (Durchwahl) 
Auskunft erteilt: 

Gemeindekennziffer: 

IBAN 
Bankverbindung: 

Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 WG 

Antrag 
auf Gewährung einer 

Zuwendung 

BIC 

Bezeichnung des Kreditinstituts 

landesplanerische 
Kennzeichnung: 

2. Maßnahme 

Bezeichnung/angesprochener 
ZuwendunQsbereich 

von/bis 
Durchführungszeitraum: 
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3. Finanzierungsplan 

1 

3.1 Gesamtkosten 

3.2 davon grundsätzlich 
zuwendungsfähige Ausgaben 

3.3 abzgl. Leistungen Dritter (ohne ./. 
öffentliche Förderung) 

3.4 Zuwendungsfähige = 
Gesamtausgaben 

3.5 Beantragte Förderung (Nr. 4) 

3.6 bewilligte/beantragte öffentliche 
Förderung (ohne 3.5) durch 

3.7 Eigenanteil 

4. Beantragte Förderung 

Zuwendungsbereich Zuweisung/ 
EUR 

1 2 

Summe 

Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 VVG 

Zeitpunkt der voraussichtlichen Fälligkeit 
Kassenwirksamkeit 

20 20 20 
und folq . 

in EUR 

2 3 4 

./. ./. 

= = 

Darlehen/ Schulden- v.H. 
EUR diensthilfen/ von Nr. 3.4 

EUR 

3 4 5 
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5. Begründung 

Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 WG 

791 

5.1 Zur Notwendigkeit der Maßnahme (u .a.: Raumbedarf, Standort, Konzeption , Ziel , Zusammenhang 
mit anderen Maßnahmen, Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder 
folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten , Nutzen) 

5.2 Zur Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung (u.a .: Eigenmittel , Förderhöhe, 
Landesinteresse an der Maßnahme, alternative Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten) 
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6. Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen 

Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 WG 

Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades , die voraussichtliche Höhe 
und die Tragbarkeit der Folgelasten für die Antragstellerin/für den Antragsteller, Finanzlage der 
Antragstellerin/des Antragstellers usw. 

7. Erklärungen 

Die Antragstellerin/Der Antragsteller erklärt, dass 

7 .1 mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des 
Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird (als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss 
eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten), 

7.2 sie/er zum Vorsteuerabzug 
o nicht berechtigt ist, 
o berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtausgaben (Nr. 3.2) berücksichtigt hat 

(Preise ohne Umsatzsteuer) 

7.3 die Angaben in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) vollständig und richtig sind. 

7.4 die Zuwendung nicht zur Finanzierung terroristischer Aktivitäten eingesetzt werden und sie/er 
keine terroristische Vereinigung ist oder terroristische Vereinigungen unterstützt. 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 25 vom 6. Juni 2025 793 

Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 VVG 

8. Anlagen (z.B. bei Zuwendungen für Baumaßnahmen) 

• Bau- und/oder Raumprogramm 

• Vollständige Entwurfszeichnungen_ sowie Auszug aus Flurkarte und Lageplan 

• Erläuterungsbericht mit genauer Beschreibung der Baumaßnahme und Ausführungsart sowie der 
Beschaffenheit des Baugrundes 

• Bericht über den Stand der bauaufsichtlichen und sonst erforderlichen Genehmigungen , die -
soweit bereits vorhanden - beizufügen sind 

• Kostenberechnungen, aufgegliedert in Kostengruppen nach DIN 276, Flächenberechnungen und 
Berechnung des Rauminhalts nach DIN 277 oder Wohn- und Nutzflächenberechnung nach DIN 
283 

• Angabe des vorgesehenen Vergabeverfahrens 

• Bauzeitplan 

• Vergleichsberechnungen für Anschaffungs- oder Herstellungskosten und in besonders 
begründeten Fällen eine Wirtschaftlichkeits- und Folgekostenberechnung 

(Ort/Datum) (Unterschrift1) 

( .. ... ........... .. .. .. . . .. ... . .. . .. .. ..... . .. .. ..... . ... . ....... . ) 
(Name, Funktion) 

1 Nur wenn die Förderrichtlinie die Schriftform anordnet. 
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Grundmuster 1 (Antrag) 
Anlage 2 zu Nr. 3.1 WG 

9. Ergebnis der Antragsprüfung durch die baufachliche Stelle (Nr. 6.8 WG) 

1. Nach Prüfung der dem Antrag beigefügten Pläne, Erläuterungen, Kostenberechnungen und 
sonstigen Unterlagen wird festgestellt , dass die Baumaßnahme den baulichen Anforderungen und 
hinsichtlich der Planung und Konstruktion den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
- nicht - entspricht. 
Die baufachliche Stellungnahme wurde beigefügt. 

2. Für die Durchführung der Baumaßnahme hat die Antragstellerin/ 
der Antragsteller folgende Ausgaben geplant: 

3. Aufgrund der Prüfung wird folgender Betrag als angemessen erachtet: 

........ ..... .... ..... .. .. .. EUR 

...................... ...... EUR 

(Ort/Datum) (Dienststelle/Unterschrift1) 

1 Nur wenn die Förderrichtlinie die Schriftform anordnet. 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-West fa len - Nr. 25 vom 6. Juni 2025 795 

Grundmuster 2 (Zuwendungsbescheid) 
Anlage 3 zu Nr. 4.1 VVG 

Grundmuster - Zuwendungsbescheid -
zur Gewährung einer Zuwendung an Gemeinden und Gemeindeverbände 

Das Grundmuster 2 enthält die für die Bewilligung 1l einer Zuwendung erforderlichen Anga­
ben. Soweit weitergehende Angaben, insbesondere besondere Nebenbestimmungen, er­
forderlich werden , ist das Muster zu ergänzen. Werden Förderrichtlinien erlassen, sollen 
ergänzende Angaben (z.B. zu den zuwendungsfähigen Gesamtausgaben, zu den Rückzah­
lungsmodalitäten bei der Gewährung von Darlehen und zu den besonderen Nebenbestim­
mungen) in der Förderrichtlinie näher bestimmt werden. 

1) Im Interesse einer einheitlichen Vordruckgestaltung wurde davon abgesehen, für die Förderung von konsumtiven Ausgaben und 
Investitionsmaßnahmen verschiedene Grundmuster zu entwickeln. 
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(Bewilligungsbehörde) 

Az.: ... ... ...... ... .... ... ... .......... ... .. .. ....... ... ...... .. ...... ...... . 

Anlage 3 zu Nr. 4.1 VVG 
Grundmuster 2 (Zuwendungsbescheid) 

Ort/Datum 
Tel. : 

(Anschrift der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers) 

Zuwendungsbescheid 
(Projektförderung) 

Betr.: Zuwendungen des Landes Nordrhein-Westfalen; 
hier: 

Bezug: Ihr Antrag 
vom: ..... ............... ............... .. ... .... ... ... .. .. ... .. .......... .......... ..... ... ... ....................... ...... .. ....... .. . 

Anlage: Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an Gemeinden und 
Gemeindeverbände - ANBest-G -

1. 
1. Bewilligung: 

Auf Ihren im Bezug genannten Antrag bewillige ich Ihnen 

für die Zeit 
vom .. ......... ... ......... ... .. ... .... .. ..... ..... .... .... .. ....... .. bis .. .. .. .. ... .................. ... ........... ........... ... ... ..... ...... ... .. ... .. . . 

(Bewilligungszeitraum) 

eine Zuwendung in Höhe von ...... ..... ........ ............. .......... .. .. .. ....... ... ... ... .... .... ... .... ... .................... .... EUR 
(in Buchstaben: ...... ... ........... .................................. ......... ... .. ................................ ........ .... ... ... ..... .... Euro) 

2. Zur Durchführung folgender Maßnahme 

(Genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks einschließlich des damit verbundenen Ziels und - wenn 
mit Hilfe der Zuwendung Gegenstände erworben oder hergestellt werden - die Angabe , wie lange die 
Gegenstände für den Zuwendungszweck gebunden sind .) 
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Anlage 3 zu Nr. 4.1 VVG 
Grundmuster 2 (Zuwendungsbescheid) 

3. Finanzierungsart/-höhe 

Die Zuwendung 
wird in der 
Form der 

als 

gewährt. 

o Anteilfinanzierung in Höhe von ....... ..... ..... v.H. 
(Höchstbetrag s. Zuwendungsbetrag) 

o Festbetragsfinanzierung 

zu zuwendungsfähigen Gesamtausgaben 

in Höhe von ......... .. ......... .... .... ....... ... ...... .. ..... .. EUR 

o Zuweisung 
o Darlehen 
o Schuldendiensthilfe 

4. Zuwendungsfähige Gesamtausgaben 1) 

Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben wurden wie folgt ermittelt: 

5. Bewilligungsrahmen 

Die Bereitstellung des Zuwendungsbetrages ist wie folgt vorgesehen: 

Im Haushaltsjahr 20 .. : 
Im Haushaltsjahr 20 .. : 
Im Haushaltsjahr 20 .. : 
Im Haushaltsjahr 20 .. : 
Im Haushaltsjahr 20 .. : 

.... ...... .... ..... ........... EUR 
.. ............... ............. EUR 
... ........ ....... ....... ..... EUR 
.......................... ... . EUR 
.... .......... .. ..... ... ...... EUR 

1) Nur ausfüllen, wenn beantragter und bewilligter Betrag nicht übereinstimmen oder andere Gründe die Darstellung erforderlich 
machen. 
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6. Auszahlung 

Anlage 3 zu Nr. 4.1 VVG 
Grundmuster 2 (Zuwendungsbescheid) 

Die Zuwendung wird aufgrund der Anforderungen nach den ANBest-G ausgezahlt. 

II. 
Nebenstimmungen 

Die beigefügten ANBest-G sind Bestandteil dieses Bescheides. 
Hierzu wird Folgendes bestimmt: 

1. Die Nrn. ANBest-G finden keine Anwendung. 

2. Ergänzend gelten folgende besondere Nebenbestimmungen: 

3. Die Maßnahme ist vom bis zum durchzuführen. 

Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall , dass 

a) die Zuwendung zur Finanzierung terroristischer Aktivitäten eingesetzt wird , 

b) die Empfängerin oder der Empfänger eine terroristische Vereinigung bei Antragstellung war oder 
nach Antragstellung wird oder 

c) die Empfängerin oder der Empfänger eine terroristische Vereinigung unterstützt. 

III. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

(Unterschrift1) 

1 Nur wenn die Förderrichtlinie die Schriftform anordnet. 
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Grundmuster 3 (Verwendungsnachweis) 
Anlage 4 zu Nr. 10 VVG 

Grundmuster - Verwendungsnachweis -
für Zuwendungen an Gemeinden und Gemeindever~ände 

Das Grundmuster 3 enthält die zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 1l 
der Zuwendung erforderlichen Mindestangaben. 

1) Im Interesse einer einheitlichen Vordruckgestaltung wurde davon abgesehen, für die Förderung von konsumtiven Ausgaben 
und Investitionsmaßnahmen verschiedene Grundmuster zu entwickeln . 
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Grundmuster 3 (Verwendungsnachweis) 
Anlage 4 zu Nr. 10 VVG 

(Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger) Ort/Datum 
Tel. : 

An 

( Bewilligungsbehörde) 

Verwendungsnachweis 

Betr.: ..... ..... ....... .. .......... ... ....... ............. ...... ....... .... .... ... ......... ........ ......... ....................... ......... ... .......... ........... . 

(Zuwencfungszweck) 

Durch Zuwendungsbescheid(e) des/der (Bewilligungsbehörde) 

vom 
vom 

Az.: 
Az.: 

wurden zur Finanzierung der o.a. Maßnahme insges. 
bewilligt. 

Es wurden ausgezahlt insges. 

1. Sachbericht 

über 
über 

EUR 
EUR 

EUR 

EUR 

(Kurze Darstellung der durchgeführten Maßnahme, u.a. Beginn, Maßnahmedauer, Abschluss , Nach­
weis des geförderten Personals, Erfolg und Auswirkungen der Maßnahme einschließlich der Gegen­
überstellung des erzielten Ergebnisses zu den vorgegebenen Zielen , etwaige Abweichungen von den 
dem Zu-wendungsbescheid zugrundeliegenden Planungen und vom Finanzierungsplan; soweit techni­
sche Dienststellen des Zuwendungsempfängers beteiligt waren , sind die Berichte dieser Stellen beizu­
fügen.) 
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II. Zahlenmäßiger Nachweis 
1. Einnahmen 

Art 
Eigenanteil, Leistungen Dritter, 

Zuwendungen 1l 

Eigenanteil 

Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
rung) 

Förde-

Bewilligte öffentliche Förderung durch 

...... ..... .. .. ....... .. ... ... .... ........ ...... ... ... ......... .. 

........... .... ... ................... ............ ..... ... ........ 

.... ..... ......... ......... .... .. ... .............. .. ...... ...... . 

Zuwendung des Landes 

Insgesamt 

2. Ausgaben 

Grundmuster 3 (Verwendungsnachweis) 
Anlage 4 zu Nr. 10 VVG 

Lt. Zuwendungs- Lt. Abrechnung 
bescheid 

EUR v.H. EUR v.H. 

100 100 

Lt. Zuwendungs- Lt. Abrechnung 
Ausgabengliederung 1l 2 l bescheid 

davon davon 

insges. 
zuwendungs-

insges. 
zuwendungs-

fähig fähig 

EUR EUR EUR EUR 

Insgesamt 

1l Sofern die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger die Einnahmen in der Sachakte in zeitlicher Reihenfolge 
und nach Buchungsstellen geordnet festgehalten hat, können die Einnahmen entsprechend der Gliederung des Finanzierungs­
plans (wie unter 1. dargestellt) summarisch dargestellt werden. Dies gilt sinngemäß auch für Ausgaben . 

2l Bei Baumaßnahmen sind nur die Summen der Kostengruppen (bei Hochbauten nach DIN 276 gegliedert, bei anderen Baumaß­
nahmen nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides) anzugeben . 
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Grundmuster 3 (Verwendungsnachweis) 
Anlage 4 zu Nr. 10 WG 

III. Ist-Ergebnis 

Lt. Zuwendungsbe- Ist-Ergebnis 
scheid/ lt. Abrechnung 

Finanzierungsplan 
zuwendungsfähig EUR 

EUR 

Ausgaben (Nr. 11.2.) 

Einnahmen (Nr. 11.1.) 

Mehrausgaben Minderausgaben 

IV. Bestätigungen 

Es wird bestätigt, dass 

o die Allgemeinen und Besonderen Nebenbestimmungen des Zuwendungsbescheids beachtet 
wurden , 

o die Ausgaben notwendig waren , wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Anga­
ben im 

Verwendungsnachweis mit den Büchern und Belegen übereinstimmen, 

o die lnventarisierung der mit der Zuwendung beschafften Gegenstände - soweit nach Gemein­
dehaushaltsrecht vorgesehen - vorgenommen wurde. 

(Ort/Datum) (Unterschrift1) 

1 Nur wenn die Förderrichtlinie die Schriftform anordnet. 
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Grundmuster 3 (Verwendungsnachweis) 
Anlage 4 zu Nr. 10 VVG 

V. Ergebnis der Verwendungsnachweis-Prüfung durch die Bezirksregierung oder die 
sonstige baufachliche Stelle (Nr. 6.8 VVG) 

Der Verwendungsnachweis wurde baufachlich geprüft. Auf Grund stichprobenweiser Überprüfung der 
Bauausführung und der Rechnungsbelege wird die Übereinstimmung der Angaben im Verwendungs­
nachweis mit der Baurechnung und mit der Örtlichkeit bescheinigt. Die baufachliche Stellungnahme ist 
beigefügt. 

(Ort/Datum) (Dienststelle/Li nterschrift) 

VI. Ergebnis der Prüfung durch die Bewilligungsbehörde (Nr. 11.2 WG) 

Der Verwendungsnachweis wurde anhand der vorliegenden Unterlagen geprüft. 
Es ergaben sich keine - die nachstehenden - Beanstandungen. 

(Ort/Datum) (Unterschrift1 ) 

1 Nur wenn die Förderrichtlinie die Schriftform anordnet. 
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(Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger) Ort/Datum 

An 

(Bewilligungsbehörde) 

Tel.: 

Muster 1 zu Nr. 3.1 NBest-Bau 

Verwendungsnachweis 

Betr.: 

(Zuwendungszweck) 

Durch Zuwendungsbescheid(e) des (Bewilligungsbehörde) 

vom 
vom 

Az.: 
Az. .: 

wurden zur Finanzierung der o.a. Maßnahme insges. 
bewilligt. 

Es wurden ausgezahlt 

1. Sachbericht 

über 
über 

EUR 
EUR 

EUR 

insges. _______ E_U_R 

Eingehende Darstellung der durchgeführten Baumaßnahme (z.B. Beginn , Maßnahmedauer, 

Abschluss , etwaige Abweichungen von den dem Zuwendungsbescheid zugrundeliegenden 

Planungen und vom Finanzierungsplan) 
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Muster 1 zu Nr. 3.1 NBest-Bau 

II. Zahlenmäßiger Nachweis 
1. Einnahmen 

Art 
Eigenanteil, Leistungen Dritter, 

Zuwendungen 1l 

Eigenanteil 

Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung) 

Bewilligte öffentliche Förderung durch 

··· ········ ······· ·· ······· ···· ··· ·· ··· ········ ······· ·········· · 

........ ...... .... .. ... .... .... ... ... ............ ......... ... .... 

Zuwendung des Landes 

Insgesamt 

2. Ausgaben 

Lt. Zuwendungs-
bescheid 

EUR v.H. 

100 

Lt. Zuwendungs-
Ausgabengliederung 1l 2) bescheid 

davon 
insgesamt zuwendungs-

fähig 

EUR EUR 

Insgesamt 

Lt. Abrechnung 

EUR v.H. 

100 

Lt. Abrechnung 

davon 
insgesamt zuwendungs-

fähig 

EUR EUR 

1) Sofern die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger die Einnahmen in der Sachakte in zeitlicher 
Reihenfolge und nach Buchungsstellen geordnet festgehalten hat, können die Einnahmen entsprechend der Gliederung 
des Finanzierungsplans (wie unter 1. dargestellt) summarisch dargestellt werden . Dies gilt sinngemäß auch für Ausgaben. 

2) Bei Baumaßnahmen sind nur die Summen der Kostengruppen (bei Hochbauten nach DIN 276 gegliedert, bei anderen 
Baumaßnahmen nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides) anzugeben. 
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Muster 1 zu Nr. 3.1 NBest-Bau 

III. Ist-Ergebnis 

Lt. Zuwendungsbe- Ist-Ergebnis 

scheid lt. Abrechnung 

zuwendungsfähig EUR 

EUR 

Ausgaben (Nr. 11.2.) 

Einnahmen (Nr. 11.1 .) 

Mehrausgaben Minderausgaben 

IV. Bestätigungen 

Es wird bestätigt, dass 

o die Allgemeinen und Besonderen Nebenbestimmungen des Zuwendungsbescheids beachtet 
wurden, 

o die Ausgaben notwendig waren, wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die 
Angaben im Verwendungsnachweis mit den Büchern und Belegen übereinstimmen. 

(Ort/Datum) (Unterschrift' ) 

1 Nur wenn die Förderrichtlinie die Schriftform anordnet. 
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(Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger) Ort/Datum 

An 

(Bewilligungsbehörde) 

Tel.: 

Zwischen nachweis 

Muster 2 zu Nr. 3.1 NBest-Bau 
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Betr.: ...................................................................................................... .............. ... .... .. .. 

(Zuwendungszweck) 

Durch Zuwendungsbescheid(e) des (Bewil ligungsbehörde) 

vom 
vom 

Az.: 
Az.: 

wurden zur Finanzierung der o.a . Maßnahme insges. 
bewilligt. 

Es wurden ausgezahlt 

über 
über 

EUR 
EUR 

EUR 

insges. ________ E=U-'--CR 
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Muster 2 zu Nr. 3.1 NBest-Bau 

Finanzielle Übersicht zum 31. Dezember 20 .. 

1. Einnahmen 

Art 
Lt. Zuwendungs-

Eigenanteil , Leistungen Dritter, 
Zuwendungen 

bescheid 

EUR v.H. 
Eigenanteil 

Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung) 

Bewilligte öffentliche Förderung durch 

·········· ··· ····· ······ ··· ··· ······ ···· ·· ····· ······· ··· ······· · 

... 

.... ... ....... ............................... ..... ..... ..... ..... 

... 

··· ···· ··· ··········· ·· ··· ········ ·· ··· ··· ·· ··· ·· ················ 

... 

Zuwendung des Landes 

insgesamt 100 

2. Ausgaben 

Ausgabengliederung 1l 
Lt. Zuwendungs-

bescheid 

davon 
insgesamt zuwendungs-

fähig 

EUR EUR 

Insgesamt 

Davon bisher 
in Anspruch genommen 

EUR v.H . 

100 

Davon bisher 
geleistet 

davon 
insgesamt zuwendungs-

fähig 

EUR EUR 

1) Hier sind nur die Summen der Kostengruppen (bei Hochbauten nach DIN 276 gegliedert, bei anderen Baumaßnahmen 
nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides) anzugeben . 
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Muster 2 zu Nr. 3.1 NBest-Bau 

Bestätigung 

Die vorgenannten Angaben stimmen mit dem/den Zuwendungsbescheid(en) und dem 
Bauausgabebuch überein. 

(Ort/Datum) (Unterschrift ' ) 

Ergebnis der Prüfung durch die Bewilligungsbehörde 

Der Zwischennachweis wurde anhand der vorliegenden Unterlagen geprüft. Es ergaben sich keine -
die aus der Anlage ersichtlichen - Beanstandungen. 

(Ort/Datum) (Unterschrift 1) 

1 Nur wenn die Förderrichtlinie die Schriftform anordnet. 

809 

- MBl. NRW. 2025 S . 732 



810 Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 25 vom 6. Juni 2025 

Einzelpreis dieser Nummer 18 ,95 Euro 
zuzügl. Porto- und Versandkosten 

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für 
Abonnemen tsbeste llungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00- 12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf 

Bezugspreis halbjährlich 66,- Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 132,- Euro (Kalenderjahr), za hlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderha lbj ahres­
bezug müssen bis zum 30.4. bzw. 31.10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31.10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen . 

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt. 

In den Bezugs- und Einzelpreisen is t keine Umsatzsteuer i.S.d. § J 4 UStG enthalten . 
Ei nzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax: (0211) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41 , 40237 Düsseldorf 

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages - in welcher Form auch immer - bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur aufgrund schri ftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbeste llungen des Ministerialblattes für das Land Nordrhein-Westfalen möglichst innerhalb 

eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzubeugen. 
Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lie[erung erfolgt, gilt die Nummer a ls vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht. 

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern NRW, Friedrichslr. 62- 80, 40217 Düsseldorf. 
Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82 , 40237 Düsseldorf 

Druck: Bagel Security-Print GmbH & Co. KG, Grunewaldstraße 59 , 41066 Mönchengladbach 
ISSN 0177-3569 


